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1. Einleitung 
Der Krimi im Glücksspielrecht geht weiter! So könnte man das zu-
sammenfassen, was sich im Glücksspielrecht abspielt, wonach die 
Neuregelung im Glücksspielbereich, die erlassen wurde, um verfas-
sungsrechtlichen Anforderungen zu entsprechen,1 einige Jahre später 
mit dem Unionsrecht unvereinbar erscheint. Etwas weniger melodra-
matisch wurde die Urteilsverkündung des EuGH vom 08.09.20102 
zum deutschen Glücksspielrecht in den Medien ausgedrückt. „EuGH 
kippt deutsches Glücksspielmonopol“3 – ein Beispiel der infolge der 
Urteile verbreiteten Meldungen.4 Aber auch diese Aussage birgt eine 
gewisse Brisanz, wenn man die Kompetenzverteilung zwischen EuGH 
und nationalen Gerichten betrachtet, nach der der EuGH gerade nicht 
über die Gültigkeit eines deutschen Monopols entscheiden kann.5 Die 
hier vorliegenden Urteile des EuGH schaffen allerdings eine neue 
Bewertung der Anforderungen des Unionsrechts an das nationale 
Glücksspielrecht in Deutschland. Werden diese nicht erfüllt, werden 
die entsprechenden Regelungen von deutschen Gerichten für rechts-
widrig erklärt.6 Bei möglicher Nichterfüllung von Anforderungen wä-
ren Änderungen der Rechtsgrundlagen sowie der administrativen Pra-
xis und Anwendung notwendig. Nach Urteilen des EuGH von solcher 
Bedeutung beschäftigen sich die staatlichen Stellen in Deutschland, 
die für Regelungen und deren Vorbereitung sowie Ausführung zu-
ständig sind, intensiv mit den darin enthaltenen Entscheidungen, Beur-
teilungen, Abwägungen und der Rechtsauffassung. Denn die Bundes-
republik Deutschland als Ganzes, und damit jede ihrer staatlichen Un-

                                                
1  Erl. GlüStV 2008, S. 9 unter A I 3. 
2  EuGH, Urteile v. 08.09.2010, C-409/06 (Winner Wetten – nachfolgend: WW) 

sowie verbundene Rs. C-316/07, C-358/07, C-359/07, C-360/07, C-409/07 
und C-410/07 (Markus Stoß u.a. – nachfolgend: Stoß) sowie C-46/08 (Car-
men Media – nachfolgend: C.M.). 

3  Stern.de. 
4  So auch: Ennuschat, S. 425 sowie Klöck / Klein, S. 22. 
5  Art. 267 AEUV; ausführlicher unter 2. 
6  Für die letzten beiden Sätze: EuGH, Urt. v. 18.10.1990, verbundene Rs. C-

297/88 und C-197/89 (Dzodzi), Rn. 33. 
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tergliederungen im Besonderen, trifft die Verpflichtung, nicht gegen 
Unionsrecht zu verstoßen.7  
Ziel der Diplomarbeit ist es, die Fragen und Beantwortungsschritte der 
zuständigen staatlichen Stellen in Deutschland in Reaktion auf Urteile 
des EuGH wie die vom 08.09.2010 aufzuzeigen und nachzuvollziehen 
– und damit die Auswirkungen der Urteile auf die deutsche Rechtslage 
zu analysieren. Zudem sollen die tatsächlichen Auswirkungen durch 
stattgefundene Änderungen dargestellt und v. a. bezüglich der Urteile 
bewertet werden. So wird gezeigt, wie man von staatlicher Seite mit 
EuGH-Urteilen umgehen sollte.  
Zu Beginn werden im zweiten Kapitel die wichtigsten theoretischen 
Grundlagen, die zum Verständnis der Urteilsaussagen vorauszusetzen 
sind, beschrieben. Das dritte Kapitel nimmt dann die Analyse der Ur-
teile vor. Der erste Schritt, den staatliche Stellen durchführen müssen, 
ist nämlich, ein Urteil im Hinblick auf seine Aussagen und Begrün-
dungen zu verstehen. Im vierten Kapitel wird analysiert, welche Aus-
wirkungen die Urteile für die deutsche legislative und administrative 
Rechtslage haben. Es wird untersucht, was an der deutschen Rechtsla-
ge wie gestaltet sein muss, damit den Anforderungen der Urteile ent-
sprochen wird, und wo Spielräume bestehen. Ebenfalls wird beleuch-
tet, wie die Rechtslage in der Zeit bis zu einer Neuregelung für die 
Verwaltung gestaltet ist. Tatsächlich vollzogene legislative und admi-
nistrative Änderungen werden im fünften Kapitel behandelt. Daran 
schließt sich, im sechsten Kapitel, eine Bewertung der erfolgten Ände-
rungen hinsichtlich der analysierten unionsrechtlichen Anforderungen 
und genereller Gesichtspunkte an. Schließlich wird im siebten Kapitel 
ein Fazit gezogen und ein Ausblick auf zukünftige Entwicklungen ge-
geben. 

                                                
7  Gem. Art. 4 Abs. 3 EUV, so in: C.M., Rn. 69 f. 
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2. Theoretischer Hintergrund 
Nach dem aktuell geltenden § 3 Abs. 1 Satz 1 GlüStV 2012 handelt es 
sich um ein Glücksspiel, „wenn im Rahmen eines Spiels für den Er-
werb einer Gewinnchance ein Entgelt verlangt wird und die Entschei-
dung über den Gewinn ganz oder überwiegend vom Zufall abhängt.“8 
Nach herkömmlicher Unterteilung bestehen fünf Glücksspielarten,9 
auf die sich auch die Betrachtung im Rahmen dieser Diplomarbeit be-
zieht:  
Lotterien sind Glücksspiele10, die so ausgestaltet sind, dass „einer 
Mehrzahl von Personen die Möglichkeit eröffnet wird, nach einem be-
stimmten Plan gegen ein bestimmtes Entgelt die Chance auf einen 
Geldgewinn zu erlangen“.11 
Sportwetten werden als „Wetten zu festen Quoten auf den Ausgang 
von Sportereignissen oder Abschnitten von Sportereignissen“12 defi-
niert und stellen als „Wetten gegen Entgelt auf den Eintritt oder Aus-
gang eines zukünftigen Ereignisses“13 ausdrücklich Glücksspiele dar. 
Pferdewetten, ebenfalls ausdrücklich Glücksspiele,14 sind „Wetten aus 
Anlass öffentlicher Pferderennen und anderer öffentlicher Leistungs-
prüfungen für Pferde.“15 
Automatenspiele sind „Spielgeräte, die mit einer den Spielausgang 
beeinflussenden technischen Vorrichtung ausgestattet sind, und die die 
Möglichkeit eines Gewinnes bieten“16 oder im glücksspielrechtlichen 
                                                
8  § 3 Abs. 1 Satz 1 GlüStV 2012; zum Zufall mehr in § 3 Abs. 1 Satz 2 GlüStV 

2012. 
9  Von den fünf „Hauptspielarten“ spricht auch: Windoffer, S. 8; Außerdem ge-

hen davon der GlüStV 2008 und 2011 aus. 
10  Definition Glücksspiel siehe weiter oben, § 3 Abs. 1 Satz 1 GlüStV. 
11  § 3 Abs. 3 Satz 1 GlüStV 2012. Ausspielungen gem. § 3 Abs. 3 Satz 2 

GlüStV 2012 werden rechtlich wie Lotterien behandelt, § 3 Abs. 3 Satz 2 
GlüStV 2012. 

12  § 3 Abs. 1 Satz 4 GlüStV 2012. 
13  § 3 Abs. 1 Satz 3 GlüStV 2012. 
14  unter den Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 Satz 3 GlüStV 2012. 
15  § 3 Abs. 1 Satz 5 GlüStV 2012. 
16  § 33 c Abs. 1 Satz 1 GewO; so auch: Fischer, S. 23. 
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Sinne „Geld- oder Warenspielgeräte mit Gewinnmöglichkeit“17. Be-
stimmend ist also die Erscheinung als Spielgerät, das eine Gewinn-
möglichkeit bereithält. 
Casinospiele sind verschiedene Rouletteformen, Kartenspiele mit 
Geldeinsatz, Würfelspiele mit Geldeinsatz,18 „insbesondere Roulette, 
Baccara, Black Jack, Trente et quarante und Poker jeweils in allen Va-
rianten sowie weitere international oder in Spielbanken eingeführte 
Glücksspiele“19. 
Auch setzen einige Regelungen an spezifischen Veranstaltungsorten 
bestimmter Glücksspielarten an: Orte, in denen Automatenspiele 
hauptsächlich und klassischerweise angeboten werden, sind Spielhal-
len und Gaststätten.20 Als Spielhalle gilt „ein Unternehmen oder Teil 
eines Unternehmens, das ausschließlich oder überwiegend der Auf-
stellung von Spielgeräten im Sinne des § 33c Abs. 1 Satz 1, [– Auto-
matenspiele i. S. d. GewO –] der Veranstaltung anderer Spiele im Sin-
ne des § 33d Abs. 1 Satz 1 der Gewerbeordnung [– andere Spiele mit 
Gewinnmöglichkeit –] (…) oder der gewerbsmäßigen Aufstellung von 
Unterhaltungsspielen ohne Gewinnmöglichkeit dient.“21 Spielbanken 
sind „Spielunternehmen (…), die nach ihrem räumlichen, personellen 
und organisatorischen Zuschnitt sowie nach Ausstattung, Spielangebot 
und Erscheinungsbild nach außen die Gewähr dafür bieten, daß [sic!] 
der Gesetzeszweck und die Anforderungen der Verordnung über öf-
fentliche Spielbanken erfüllt werden.“22 Angebotene Spiele in Spiel-
banken sind Casinospiele, die in Deutschland nur hier angeboten wer-
den dürfen,23 und Automatenspiele.24 

                                                
17  § 2 Abs. 3 und 4 GlüStV 2012. 
18  Fischer, S. 13 f. 
19  § 2 Abs. 2 Nr. 7 Werberichtlinie. 
20  Fischer, S. 23. 
21  § 3 Abs. 7 GlüStV 2012. 
22  VGH München: Anwendungsbereich des Spielbankenrechts. NVwZ-RR 

1996, 21-22, S. 21. 
23  Fischer, S. 13 f. sowie Erl. GlüStV 2012, S. 20 unter A II 6. 
24  Dhom, S. 102 sowie ableitbar aus: Liese, S. 200. 
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Die Regulierung öffentlicher Glücksspiele25 ist so strukturiert, dass 
nicht, wie nach der Grundrechtsordnung üblich, grundsätzlich jede Tä-
tigkeit erlaubt ist, die nicht ausdrücklich verboten wurde,26 sondern es 
besteht ein grundsätzliches Verbot jeder Glücksspieltätigkeit, es sei 
denn die konkrete Tätigkeit wurde ausdrücklich erlaubt.27 Zur Rege-
lung öffentlicher Glücksspiele besteht in Deutschland mittlerweile der 
dritte Staatsvertrag zwischen den Ländern.28 Der jeweils aktuelle 
Staatsvertrag zum Glücksspielrecht gilt, anders als bei Staatsverträgen 
üblich, nicht nur zwischen den beteiligten Ländern, sondern wie ein 
Gesetz generell-abstrakt, weil er von den jeweiligen Landesparlamen-
ten ratifiziert wird.29 Zur Zeit der EuGH-Urteile vom 08.09.2010 ist 
das der GlüStV 200830. Zuvor war der LottStV31 maßgeblich. Die 
Neuregelung erfolgte, weil das BVerfG die Ausgestaltung des LottStV 
für verfassungswidrig erklärte.32 Zum Zeitpunkt der Urteile vom 
08.09.2010 geht es darum, ob der GlüStV 2008 den Anforderungen 
des EuGH gerecht werden kann.  
In dem GlüStV 2008 besteht ein Veranstaltungsmonopol auf Sport-
wetten und Lotterien.33 Spielbanken sind in diesem im Ansatz gere-

                                                
25  Öffentlich sind Glücksspiele, „wenn für einen größeren, nicht geschlossenen 

Personenkreis eine Teilnahmemöglichkeit besteht oder es sich um gewohn-
heitsmäßig veranstaltete Glücksspiele in Vereinen oder sonstigen geschlosse-
nen Gesellschaften handelt“, § 3 Abs. 2 GlüStV 2012. 

26  BVerfGE 6, 32 (36 f.). 
27  Sog. Erlaubnisvorbehalt, § 4 Abs. 1 GlüStV 2008 und § 4 Abs. 1 GlüStV 

2012; so auch: Windoffer, S. 7; zur Bezeichnung „Erlaubnisvorbehalt“: 
BVerwG, Urt. v. 24.11.2010, Az. 8 C 13/09, Rn. 73 und 77. 

28  Dietlein in: D / H / R, Einf, Rn. 1; zum Regelungsgegenstand siehe: § 2 Satz 1 
LottStV, § 2 Satz 1 GlüStV 2008 sowie § 2 Abs. 1 GlüStV 2012. 

29  Dietlein in: D / H / R, Einf, Rn. 2. 
30  Staatsvertrag zum Glücksspielwesen in Deutschland (Glücksspielstaatsvertrag 

- GlüStV) vom 30.01.2007, in Kraft getreten am 01.01.2008 (nachfolgend: 
GlüStV 2008). 

31  Staatsvertrag zum Lotteriewesen in Deutschland vom 18. Dezember 2003, in 
Kraft getreten am 01.07.2004 (nachfolgend: LottStV). 

32  BVerfGE 115, 276 (277 und 300) = Leitsatz bzw. Entscheidungsformel Nr. 1 
sowie Rn. 79. 

33  § 10 Abs. 5 i. V. m. 2 und 1 GlüStV 2008. 
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gelt,34 wobei die genaue Veranstaltungsorganisation von jedem Land 
individuell bestimmt wird, teils mit staatlichem Monopol, teils mit Er-
laubnismöglichkeit für Private oder mit der Möglichkeit der Auswahl 
einer staatlichen oder privaten Organisation nach Ausschreibung.35 
Das hauptsächlich verfolgte Ziel des GlüStV 2008 ist die Spielsucht-
bekämpfung und -prävention.36 Die Aufstellung von Automatenspiel-
geräten sowie der Betrieb von Spielhallen und ähnlichen Veranstal-
tungsorten unterliegen zu diesem Zeitpunkt Bundesrecht, der GewO 
und der SpielV. Dort sind sie vergleichsweise liberal, mit einer Er-
laubniserteilung an Private, wenn bestimmte Anforderungen wie die 
Zuverlässigkeit des Veranstalters erfüllt sind, geregelt.37 Außerdem 
besteht bei Erfüllung aller Voraussetzungen ein Rechtsanspruch auf 
die Erlaubnis.38 Auch Pferdewetten sind bundesrechtlich, im Renn-
wLottG, geregelt und zwar ebenfalls mit bestimmten Voraussetzungen 
für eine Erlaubniserteilung an Private39 und mit bestehendem Rechts-
anspruch bei Erfüllung der Voraussetzungen.40 Nach Auslaufen des 
GlüStV 2008 und einer Weitergeltung als Landesgesetz wurde eine 

                                                
34  §§ 1, 4 bis 8, 20 und 23 GlüStV 2008. 
35  Fischer, S. 71 sowie Höxter, S. 2.  
36  Erl. GlüStV 2008, S. 10 unter A II 2.1 sowie C.M., Rn. 30. 
37  Automatenspielgeräte: § 33c Abs. 1 Satz 1 GewO, Anforderungen gem. §§ 

33c - 33f GewO sowie SpielV. Genannte Veranstaltungsorte: § 33i Abs. 1 
Satz 1 GewO, Anforderungen gem. § 33i GewO sowie SpielV.  

38 Automatenspiele: BGH, Urt. v. 29.05.1972, Az. III ZR 119/70, Rn. 15 sowie 
Marcks, Peter in: L / R, § 33c, Rn. 31. Genannte Veranstaltungsorte: 
BVerwG, Urt. v. 27.04.1993, Az. 1 C 9/92, Rn. 12 sowie Marcks, Peter in: L / 
R, § 33i, Rn. 31. 

39  § 1 Abs. 1 RennwLottG für Pferdevereine, § 2 Abs. 1 RennwLottG für sog. 
Buchmacher (gewerbliche Wettveranstalter oder -vermittler), Voraussetzun-
gen: übrige Vorschriften des RennwLottG.  

40  BVerwG, Urt. v. 04.10.1994, Az. 1 C 13/93, Rn. 26 sowie Marcks, Peter in: L 
/ R, § 33h, Rn. 17. 
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Neuregelung, der GlüStV 2012,41 erlassen, auch in Kenntnis der An-
forderungen des EuGH.42 
Wenn Unklarheit über unionsrechtliche Anforderungen an das deut-
sche Glücksspielrecht in einem konkreten Rechtsstreit besteht, steht 
den deutschen Gerichten die Anrufung des EuGH, mittels des Vor-
abentscheidungsverfahrens gem. Art. 267 AEUV, offen.43 Die EuGH-
Urteile vom 08.09.2010 sind aufgrund solcher Vorabentscheidungs-
verfahren ergangen.44 In einem Vorabentscheidungsverfahren befindet 
der EuGH nicht über die Vereinbarkeit nationalen Rechts mit dem 
Unionsrecht, sondern über Kriterien für die Auslegung des Unions-
rechts im Hinblick auf eine Frage des nationalen Gerichts.45 Die dabei 
erläuterten Anforderungen des Unionsrechts gelten, bei unveränder-
tem Unionsrecht, abstrakt für jede nationale Rechtslage (sog. erga 
omnes Wirkung).46 Somit sind die Anforderungen einzuhalten, auch 
wenn zwei der Urteile hinsichtlich der Rechtslage unter dem LottStV 
ergangen sind.47 Der EuGH hat klargestellt, dass es sich bei einer 
Glücksspieltätigkeit wie dem Anbieten, Veranstalten und Vermitteln 
von Glücksspielen, also „eine[r] Tätigkeit, die es den Interessenten 
ermöglicht, gegen Bezahlung an einem Glücksspiel teilzunehmen“48, 
um eine Tätigkeit handelt, die eine Dienstleistung im Sinne des Art. 
57 AEUV darstellt und die unter die unionsrechtliche Grundfreiheit 

                                                
41  Staatsvertrag zum Glücksspielwesen in Deutschland (Glücksspielstaatsvertrag 

– GlüStV) vom 15.12.2011, in Kraft getreten am 01.07.2012 (nachfolgend: 
GlüStV 2012). 

42  Erl. GlüStV 2012, S. 16 unter A I 1 sowie Dietlein in: D / H / R, Einf, Rn. 1. 
43  Art. 267 Abs. 1 und 2 AEUV; so auch: BVerfGE 129, 186 (200 f.). 
44  C.M., Rn. 1 f., Stoß, Rn. 1 f. sowie WW, Rn. 1 f. 
45  Art. 267 AEUV sowie EuGH, Urt. v. 18.10.1990, verbundene Rs. C-297/88 

und C-197/89 (Dzodzi), Rn. 33. siehe auch: Ennuschat, S. 425. 
46  Vgl. allgemeine Formulierungen im Tenor; so: EuGH, Urt. v. 27.03.1980, Rs. 

61/79 (Denkavit italiana), Rn. 16 sowie Karpenstein in: G / H / N, Art. 267 
AEUV, Rn. 104 sowie Koenig, S. 451. 

47  Urteile Stoß, Rn. 7 sowie WW, Rn. 7; so: EuGH, Urt. v. 27.03.1980, Rs. 
61/79 (Denkavit italiana), Rn. 16. 

48  EuGH, Urt. v. 21.10.1999, C-67/98 (Zenatti), Rn. 24. 
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der Dienstleistungsfreiheit gem. Art. 56 AEUV fallen kann,49 sofern 
ein grenzüberschreitender Bezug besteht.50 Werbung und Vermittlung 
gehören als „konkrete Einzelheit der Veranstaltung und des Ablaufs 
der Spiele“51 zu der Glücksspieltätigkeit und stellen ebenfalls Dienst-
leistungen dar.52 Außerdem hat der EuGH für Glücksspieltätigkeiten 
herausgestellt, dass auch die Niederlassungsfreiheit des Art. 49 AEUV 
durch mitgliedstaatlich aufgestellte Hindernisse für Veranstalter oder 
Vermittler berührt sein kann. Dafür muss erstens eine Vermittlung von 
Angeboten eines Veranstalters, der über eine Niederlassung in einem 
anderen Mitgliedstaat verfügt, stattfinden und zweitens zwischen dem 
Veranstalter und diesem vermittelnd tätig Werdenden ein Vertrag über 
die Bereitstellung von Mitteln zum Vermitteln von Glücksspielinte-
ressenten und Veranstalter bestehen.53 Das Verhältnis von Niederlas-
sungsfreiheit und Dienstleistungsfreiheit wird von dem EuGH so aus-
geführt, dass für jeden konkreten Fall geprüft wird, ob eine der Grund-
freiheiten diesen hauptsächlich abdeckt oder ob sie gleichrangig anzu-
führen sind.54 Die Grundfreiheiten des Binnenmarktes, zu denen die 
Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit gehören,55 sind unmittel-
bar geltendes Unionsrecht.56 

                                                
49  EuGH, Urt. v. 24.03.1994, C-275/92 (Schindler), Rn. 37 sowie EuGH, Urt. v. 

21.10.1999, C-67/98 (Zenatti), Rn. 16. 
50  Klassischerweise, wenn das Angebot in einem anderen Mitgliedstaat erfolgt, 

als der Veranstalter niedergelassen ist, EuGH, Urt. v. 24.03.1994, C-275/92 
(Schindler), Rn. 29. 

51  WW, Rn. 43; vgl. ursprünglich: EuGH, Urt. v. 24.03.1994, C-275/92 (Schind-
ler), Rn. 22. 

52  WW, Rn. 43 sowie EuGH, Urt. v. 24.03.1994, C-275/92 (Schindler), Rn. 22. 
53  für die letzten beiden Sätze: EuGH, Urt. v. 06.11.2003, C-243/01 (Gambelli 

u. a.), Rn. 46 sowie EuGH, Urt. v. 06.03.2007, verbundene Rs. C-338/04, C-
359/04 und C-360/04 (Placanica u. a.), Rn. 43 sowie Stoß, Rn. 59 f. 

54  EuGH, Urt. v. 22.01.2002, C-390/99 (Canal Satélite Digital SL), Rn. 31 sowie 
EuGH, Urt. v. 24.03.1994, C-275/92 (Schindler), Rn. 22 bis 25 sowie 
Randelzhofer / Forsthoff in: G / H / N, Art. 57 AEUV, Rn. 179. 

55  Frenz, Rn. 377. 
56  WW, Rn. 60 sowie EuGH, Urt. v. 21.06.1974, Rs. 2/74 (Reyners), Rn. 24/28 

und 32 sowie EuGH, Urt. v. 03.12.1974, Rs. 33/74 (Van Binsbergen), Rn. 
24/26 f. 
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Nationale Regelungen von Glücksspieltätigkeiten mit bestimmten An-
forderungen und Einschränkungen einer völlig freien Tätigkeitsaus-
übung, stellen grundsätzlich Beeinträchtigungen der genannten uni-
onsrechtlichen Grundfreiheiten dar:57 Beeinträchtigungen liegen bei 
offenen und versteckten Diskriminierungen von Rechtspersonen aus 
anderen EU-Mitgliedstaaten und bei Beschränkungen des Zugangs 
zum nationalen (Glücksspiel-)Markt sowie bei Beschränkungen, die 
Rechtspersonen aus anderen EU-Mitgliedstaaten rechtlich oder tat-
sächlich benachteiligen, vor.58 Solche Beschränkungen müssen aber 
möglich sein, z. B. zum berechtigten Schutz anderer. Eine solche Be-
einträchtigung kann tatsächlich auch gerechtfertigt werden, sodass sie 
die Grundfreiheit nicht verletzt.59 Für die Rechtfertigung der Be-
schränkung gelten bestimmte Anforderungen: Es muss ein geschrie-
bener, also in den Verträgen normierter, oder ungeschriebener, in der 
EuGH-Rechtsprechung entwickelter, Rechtfertigungsgrund vorlie-
gen.60 Eine Rechtfertigung durch einen ungeschriebenen Rechtferti-
gungsgrund, die im Rahmen der Diplomarbeit Bedeutung erlangt, er-
folgt aufgrund zwingender Gründe des Allgemeininteresses.61 Dabei 
muss die beschränkende Regelung sich auf einen solchen Grund stüt-
zen, unterschiedslos anwendbar, also frei von Diskriminierungen von 
Rechtspersonen anderer EU-Mitgliedstaaten, sein sowie den Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit wahren, wonach Beschränkungen zur 
Verfolgung der angeführten Ziele geeignet und erforderlich sein müs-

                                                
57  Frenz, Rn. 472 und 469; vgl. EuGH, Urt. v. 15.12.1995, C-415/93 (Bosman), 

Rn. 92. 
58  EuGH, Urt. v. 11.07.1974, Rs. 8/74 (Dassonville), Rn. 5 sowie EuGH, Urt. v. 

20.02.1979, Rs. 120/78 (Cassis), Rn. 8 sowie EuGH, Urt. v. 24.11.1993, ver-
bundene Rs. C-267/91 und C-268/91 (Keck), Rn. 16 sowie EuGH, Urt. v. 
31.03.1993, C-19/92 (Kraus), Rn. 32 sowie Frenz, Rn. 473, 170 f., 447 f. und 
168. 

59  Frenz, Rn. 470 und 517; vgl. Systematik in EuGH-Urteilen. 
60  Frenz, Rn. 582, 535 und 520; vgl. EuGH, Urt. v. 08.09.2009, C‑42/07 (Liga 

Portuguesa de Futebol Profissional und Bwin International), Rn. 55 f. 
61  EuGH, Urt. v. 31.03.1993, C-19/92 (Kraus), Rn. 32 sowie EuGH, Urt. v. 

30.11.1995, C-55/94 (Gebhard), Rn. 37 sowie EuGH, Urt. v. 20.02.1979, Rs. 
120/78 (Cassis), Rn. 8 sowie Frenz, Rn 562. 



22 

 

sen.62 Eine spezielle unionsrechtliche Anforderung, als Ausprägung 
der Geeignetheit im Rahmen der Verhältnismäßigkeit, ist das Kohä-
renzgebot.63 Dabei gibt es eine vertikale und eine horizontale Ausrich-
tung.64 Die vertikale Kohärenz bezieht sich auf die Betrachtung nur 
einer Glücksspielart.65 Dabei müssen sowohl die Regelungsausgestal-
tung als auch die tatsächliche Lage und das tatsächliche behördliche 
Verhalten auf die konsequente Zielverfolgung dieser Glücksspielart 
hinwirken.66 Die behördliche Politik darf insbesondere nicht konträr 
wirken. Die horizontale Kohärenz betrachtet den Glücksspielmarkt 
sektorenübergreifend, also die verschiedenen Glücksspielarten unter-
einander.67 Dabei müssen sowohl Regelungen als auch die tatsächli-
che Lage und das tatsächliche behördliche Verhalten stimmig an den 
im Glücksspielrecht verfolgten Zielen ausgestaltet sein und die ver-
schiedenen Glücksspielarten unterschiedlich, abgestimmt auf ihr je-
weiliges Gefahrenpotenzial für das verfolgte Ziel,68 behandelt wer-
den.69 
Regelmäßig wird die Gefahr von Glücksspielen, zu Spielsucht zu füh-
ren, genannt.70 Die Glücksspielarten weisen dabei folgende Abstufung 
auf: Das höchste Suchtpotenzial haben Automatenspiele.71 Danach 

                                                
62  EuGH, Urt. v. 31.03.1993, C-19/92 (Kraus), Rn. 32 sowie EuGH, Urt. v. 

30.11.1995, C-55/94 (Gebhard), Rn. 37 sowie Frenz, Rn. 562 f., 584, 1226 
und 1229. 

63  U. a. in: EuGH, Urt. v. 06.11.2003, C-243/01 (Gambelli u. a.), Rn. 67 sowie 
EuGH, Urt. v. 06.03.2007, verbundene Rs. C-338/04, C-359/04 und C-360/04 
(Placanica u. a.), Rn. 53. 

64  Alber, S. 12 sowie Dietlein in: D / H / R, Einf, Rn. 44. 
65  Alber, S. 12 sowie Klöck / Klein, S. 23. 
66  Dietlein in: D / H / R, Einf, Rn. 45 f. 
67  Alber, S. 12 sowie Dietlein in: D / H / R, Einf, Rn. 48 sowie Klöck / Klein, S. 

23. 
68  Ähnlich: Dietlein in: D / H / R, Einf, Rn. 50. 
69  So auch: Klöck / Klein, S. 24. 
70  Hayer u. a., S. 29 sowie Drogen- und Suchtbericht, S. 14. 
71  Drogen- und Suchtbericht, S. 43 sowie Windoffer, S. 8 f. sowie C.M., Rn. 31. 
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folgen Casinospiele.72 Sport- und Pferdewetten weisen ein geringeres 
Suchtpotenzial als die erstgenannten auf,73 Sportwetten werden zum 
Teil aber auch mit hoher Suchtgefahr bewertet.74 Lotterien haben, ob-
wohl sie am häufigsten gespielt werden,75 das geringste Suchtpotenzi-
al.76 
Neben diesen Ausführungen haben auch folgende unionsrechtliche 
Prinzipien eine Bedeutung für die nachfolgend behandelten EuGH-
Urteile: Nach dem Vorrang unmittelbar geltenden Unionsrechts muss 
das Unionsrecht nationalen Rechtsvorschriften im Kollisionsfall vor-
gehen, damit es seine Wirksamkeit entfaltet.77 Folge ist, dass eine na-
tionale Norm dann im konkreten Fall nicht mehr angewendet werden 
kann, sog. Anwendungsvorrang.78 Das Prinzip der gegenseitigen An-
erkennung besagt, dass eine Ware oder die Ausübung einer Tätigkeit 
durch eine bestimmte Person, die nach den Regelungen eines EU-
Mitgliedstaates für den Markt zugelassen wurde, in der Weise anzuer-
kennen ist, dass die Zulassung auch auf seinem Hoheitsgebiet gilt oder 
zumindest die Qualifikationen anzurechnen sind.79 

                                                
72 Windoffer, S. 8 f. und 11; siehe auch: Stoß, Rn. 100 sowie C.M., Rn. 67. Ein 

erhöhtes Risiko von Spielen in Spielbanken bescheinigt auch: Drogen- und 
Suchtbericht, S. 43. 

73  Sportwetten: Windoffer, S. 8 f. sowie C.M., Rn. 67 und 71 sowie Stoß, Rn. 
100 und 107. Pferdewetten: Windoffer, S. 8 f.; davon geht auch aus: Glücks-
spielaufsichtsbehörden, S. 94, Erläuterung a zur Grafik. 

74  Drogen- und Suchtbericht, S. 43. 
75  Drogen- und Suchtbericht, S. 43 f. 
76  Windoffer, S. 8 f. sowie C.M., Rn. 67 und 71 sowie Stoß, Rn. 100 und 107 

sowie Schweizerisches Institut u. a., Teil Eins, S. 18. 
77  EuGH, Urt. v. 15.07.1964, Rs. 6/64 (Costa/E.N.E.L.), Sammlung der Recht-

sprechung des Gerichtshofes, S. 1270 sowie Nettesheim in: G / H / N, Art. 1 
AEUV, Rn. 72. 

78  EuGH, Urt. v. 09.03.1978, Rs. 106/77 (Simmenthal), Rn. 17/18 sowie WW, 
Rn. 53 sowie Nettesheim in: G / H / N, Art. 1 AEUV, Rn. 79. 

79  Kersting, Martin in: Bergmann, Stichwort: Gegenseitige Anerkennung sowie 
Urt. v. 20.02.1979, Rs. 120/78 (Cassis), Rn. 14 f. 
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3. Analyse der EuGH-Urteile 
In Reaktion auf Urteile des EuGH wie die nachfolgend behandelten 
vom 08.09.2010 müssen die zuständigen Stellen in Deutschland in ei-
nem ersten Schritt die Urteile umfassend analysieren. Dabei muss ein 
Urteil, auch im Gesamtzusammenhang der Lage, zuerst „verstanden“ 
werden. Dies umfasst die wesentlichen Ergebnisse, Aussagen, Grün-
de, Formulierungen, Begründungsweisen, konstante Prinzipien und 
das Verhältnis des Unionsrechts und Deutschlands auszumachen. 
 
3.1 Zugrundeliegende Sachverhalte 
Jeweils liegt dem nationalen Rechtsstreit die Untersagung einer 
glücksspielbezogenen Tätigkeit in einem deutschen Bundesland auf-
grund des Verstoßes gegen deutsche Monopolregelungen auf Sport-
wetten durch die zuständige deutsche Behörde zugrunde.80 In dem 
Fall Carmen Media handelt es sich um einen Anbieter von Sportwet-
ten im Internet, der über eine Erlaubnis aus Gibraltar zur Veranstal-
tung nur außerhalb Gibraltars verfügt.81 In dem Urteil Stoß u.a. sind 
mehrere Vermittler von Sportwett-Angeboten betroffen, die jeweils 
von in anderen EU-Mitgliedstaaten ansässigen Veranstaltern stam-
men. Jeder der Veranstalter hat eine Erlaubnis aus dem Mitgliedstaat, 
in dem er seinen Sitz hat. Die Tätigkeit der Vermittler für andere Ver-
anstalter als die Monopolinhaber in Deutschland wurde verboten.82 
Auch in dem Fall Winner Wetten sind Vermittler von Sportwetten für 
einen in einem anderen EU-Mitgliedstaat ansässigen Anbieter tätig. 
Die zuständige Behörde wendet die Vorschriften zum Monopol der 
alten, nicht unionsrechtskonformen Rechtslage für eine Übergangszeit 
weiter an, was von dem BVerfG gestützt wird, sodass das Verbot für 
den Vermittler auf dieser Rechtsgrundlage ergeht.83 

                                                
80  Siehe z. B. Stoß, Rn. 16, so auch: EuGH-Pressemitteilung. 
81  C.M., Rn. 2 und 23 bis 26. 
82  Für die letzten drei Sätze: Stoß, Rn. 2, 14 ff und 33. 
83  Für die letzten beiden Sätze: WW, Rn. 15 ff., 20 und 25. 
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3.2 Wichtigste Ergebnisse der Urteile 
Dies sind, in Kürze, die wichtigsten Ergebnisse und Aussagen der Ur-
teile des EuGH vom 08.09.2010:84 
• Für das Monopol in Deutschland besteht ein „berechtigte[r](…) 

Anlass zu der Schlussfolgerung“85, dass es nicht gerechtfertigt ist.86 
• Die EU-Mitgliedstaaten haben einen Wertungsspielraum zur Rege-

lung des Glücksspielmarktes und es existiert keine unionsrechtliche 
Harmonisierung des Glücksspielrechts.87 

• In verschiedenen EU-Mitgliedstaaten können verschieden restrikti-
ve Regelungen des Glücksspielrechts bestehen.88 

• Es besteht im Glücksspielrecht keine Pflicht der EU-Mitglied-
staaten, Erlaubnisse anderer EU-Mitgliedstaaten anzuerkennen.89 

• Zur Rechtfertigung von Beschränkungen sind unionsrechtliche An-
forderungen zu erfüllen: Es müssen zwingende Erfordernisse des 
Allgemeinwohl als legitimes Ziel der Beschränkung vorliegen und 
insbesondere ist die Verhältnismäßigkeit der Regelungsausgestal-
tung zu wahren, v. a. auch durch eine tatsächliche Zielverfolgung in 
kohärenter und systematischer Weise.90  

• Staatliche Monopole im Glücksspielrecht sind möglich.91 
• Es ist möglich, dass für einige Glücksspielarten staatliche Monopo-

le bestehen, während andere Arten nicht monopolisiert sind.92 

                                                
84  Siehe auch: EuGH-Pressemitteilung. 
85  C.M., Rn. 68 sowie Stoß, Rn. 106. 
86  C.M., Rn. 68 sowie Stoß, Rn. 106. 
87  Stoß, Rn. 76, 79 f., 92 und 111 f. sowie C.M., Rn. 46, 58 f., 83, 85 und 104. 
88  Stoß, Rn. 76, 80 und 111 sowie C.M., Rn. 104. 
89  Stoß, Rn. 112. 
90  C.M., Rn. 55, 60, 64 f. und 85 sowie Stoß, Rn. 78, 88, 93, 97 f. und 114.  
91  Stoß, Rn. 79. 
92  C.M., Rn. 63 sowie Stoß, Rn. 96. 
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• Wenn staatliche Monopole auf bestimmte Glücksspielarten haupt-
sächlich mit Spielsuchtbekämpfung, Angebotsbegrenzung und Ver-
meidung übermäßiger Ausgaben gerechtfertigt werden sollen, müs-
sen die anderen Glücksspielarten auch kohärent und systematisch 
an diesen Zielen orientiert ausgestaltet sein, damit die Monopolre-
gelung geeignet ist.93 

• Insbesondere die behördliche Politik hinsichtlich jeder Glücksspiel-
art muss mit den allen Glücksspielarten zugrundeliegenden Zielen 
übereinstimmen.94 

• Das jeweilige Gefährdungspotenzial der Glücksspielarten im Hin-
blick auf das verfolgte Ziel im Glücksspielbereich ist bei den ver-
schiedenen staatlichen Regelungen, Verhaltensweisen und tatsäch-
lichen Entwicklungen zu berücksichtigen.95 

• Ein Verbot des Vertriebskanals Internet für Glücksspiele ist mög-
lich.96 

• Unionsrechtswidrige Regelungen sind auch nicht für eine Über-
gangszeit bis zu einer Neuregelung anwendbar.97 

 
3.3 Inhaltliche Themenbetrachtung  
In den Vorlagefragen, die den EuGH-Urteilen vom 08.09.2010 zu-
grunde liegen, werden v. a. Unklarheiten zu Einzelheiten der Rechtfer-
tigung des staatlichen Monopols auf Sportwetten in Deutschland ge-
äußert,98 das, je nach Ausgestaltung des konkreten Einzelfalls, eine 
Beschränkung der unionsrechtlichen Niederlassungs- oder Dienstleis-
tungsfreiheit darstellt.99 Von dem EuGH geantwortet wird, wie diese 

                                                
93  C.M., Rn. 65 bis 68 und 71 sowie Stoß, Rn. 98 ff. und 106 f. 
94  C.M., Rn. 66 ff. und 71 sowie Stoß, Rn. 99 f. und 106 f. 
95  C.M., Rn. 67 f. und 71 sowie Stoß, Rn. 100 und 106 f. 
96  C.M., Rn. 105. 
97 WW, Rn. 69. 
98 Z. B. Stoß, Rn. 68 f. 
99 Stoß, Rn. 64. 
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Grundfreiheiten hinsichtlich bestimmter, abstrakt formulierter Fest-
stellungen aus den konkreten Sachverhalten auszulegen sind. 
 
3.3.1 Rechtfertigung 
Bei Erfüllung aller Anforderungen ist grundsätzlich auch die Rechtfer-
tigung des Verbots einer Glücksspielart möglich.100 Weiter stellt der 
EuGH klar: Alleine die Tatsache, dass verschieden restriktive Be-
schränkungen101 für verschiedene Glücksspielarten bestehen, beein-
trächtigt die Rechtfertigung der Beschränkungen und v. a. die Geeig-
netheit eines Monopols nicht.102 Dies gilt insbesondere wegen der Un-
terschiede zwischen verschiedenen Glücksspielarten103 und auch des-
halb, weil ein Monopol, das die restriktivste Regelung darstellt, kurso-
risch betrachtet, auch am wirksamsten Ziele verfolgt, die auf den Ver-
braucherschutz gerichtet sind.104 
 
3.3.2 Rechtfertigungsgründe 
Einige der Ziele der Regelungen von Glücksspielen nennt der EuGH 
in den Urteilen vom 08.09.2010 und stellt für diese fest, dass er sie als 
zwingende Gründe des Allgemeininteresses anerkennt:105 
• Verschiedene Ausprägungen des Verbraucherschutzes:106 

Schutz der Dienstleistungsempfänger,107 bzw. auf abstrakterer Ebe-
ne Verbraucherschutz,108 Spielsuchtbekämpfung109, Vermeidung 

                                                
100 C.M., Rn. 45, 55 und 99 sowie Stoß, Rn. 88. 
101 Wie ein sehr restriktives staatliches Monopol auf bestimmte Glücksspielarten 

und ein Erlaubnissystem für die private Veranstaltung anderer Glücksspielar-
ten, C.M., Rn. 63. 

102 C.M., Rn. 63. 
103 C.M., Rn. 62. 
104 C.M., Rn. 63. 
105 C.M., Rn. 45 sowie Stoß, Rn. 74. 
106 Stoß, Rn. 102. 
107 C.M., Rn. 45 sowie Stoß, Rn. 74. 
108 C.M., Rn. 55 und 45 sowie Stoß, Rn. 88, 74 und 79. 
109Herzuleiten aus: Stoß, Rn. 70 ff. 
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von Anreizen, übermäßige Ausgaben für das Spielen von Glücks-
spielen zu tätigen110, Vermeidung von Nachfrageanregungen111 und 
Begrenzung der Ausnutzung der menschlichen Spielleidenschaft112 
für Regelungen über Spiele und Wetten mit möglichen „sozial-
schädliche[n] Folgen“113 bei zu viel Nutzung, 

• Schutz der Sozialordnung114 und Vorbeugung von Störungen der 
Sozialordnung115 

• Betrugsvorbeugung116 im Allgemeinen 
• Lenken von Glücksspieltätigkeiten in kontrollierbare Bahnen,117 

„indem Spielern (…) ein Anreiz gegeben wird, zu erlaubten und 
geregelten Tätigkeiten überzugehen“118, und damit in Zusammen-
hang stehend: Vorbeugung der Ausnutzung von Glücksspieltätig-
keiten zu kriminellen oder betrügerischen Zwecken,119 speziell 
durch eine „Politik der kontrollierten Expansion“120. 

Keine Rechtfertigungsgründe stellen hingegen folgende Erwägungen 
dar: 
• Finanzierung uneigennütziger oder im Allgemeininteresse liegen-

der Aktivitäten mit Glücksspieleinnahmen,121 Verhinderung des 
Rückgangs von Steuereinnahmen122 und Maximierung der Ein-
nahmen aus Glücksspielen.123 

                                                
110 C.M., Rn. 55 sowie Stoß, Rn. 88. 
111 Stoß, Rn. 75. 
112 Stoß, Rn. 75. 
113 Stoß, Rn. 75. 
114 C.M., Rn. 45 sowie Stoß, Rn. 74 und 79. 
115 C.M., Rn. 55 sowie Stoß, Rn. 88. 
116 C.M., Rn. 55 sowie Stoß, Rn. 88. 
117 Stoß, Rn. 101. 
118 Stoß, Rn. 101. 
119 Stoß, Rn. 101. 
120 Stoß, Rn. 101. 
121 Stoß, Rn. 104. 
122 Stoß, Rn. 105. 
123 Stoß, Rn. 100. 
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3.3.3 Kohärenz 
Der EuGH stellt klar, dass sich das Erfordernis der kohärenten und 
systematischen Zielverfolgung nicht nur auf die Ebene einer Glücks-
spielart, sondern auch auf die Gesamtschau der Regelungen und der 
tatsächlichen Lage in Bezug auf alle Glücksspielarten bezieht. Die 
Kohärenz muss dabei neben der normativen Regelung auch in dem 
tatsächlichen Verhalten und der tatsächlichen Regelungsanwendung 
der zuständigen Behörden zum Ausdruck kommen.124 Somit ist bei 
der Beurteilung der Geeignetheit zur Zielerreichung125 eines Mono-
pols auf bestimmte Glücksspielarten das Kohärenzerfordernis auch so 
zu verstehen, dass das tatsächliche Verhalten der zuständigen Behörde 
gegenüber anderen als den monopolisierten Glücksspielarten in einer 
Gesamtbetrachtung darauf überprüft wird, ob das angeführte Ziel im 
Glücksspielbereich mit diesem Verhalten kohärent und systematisch 
verfolgt wird.126 Das Kohärenzgebot erfordert also bei der Wahl einer 
restriktiven Regelung, dass tatsächlich ein hohes Verbraucherschutz-
niveau vorliegt, das stetig kohärent und systematisch verfolgt wird. 
Der „Mechanismus“, mit dem das hohe Schutzniveau sichergestellt 
wird, nämlich bestimmte und behördlicher Kontrolle unterliegende 
Festlegungen und Begrenzungen des Angebots, muss schon zusam-
men mit dem Erlass der Regelung normativ festgelegt sein.127 Darüber 
hinaus muss zur kohärenten und systematischen Verfolgung eines sol-
chen hohen Verbraucherschutzniveaus auch für das konkrete behörd-
liche Verhalten die Begrenzung im Vordergrund stehen und nicht eine 
Ausweitung und ein dem Ziel widersprechendes Verhalten wie eine 
Anregung zur Teilnahme an einem Glücksspiel.128 
Die Behörden zeigen, wenn sie allerdings eine Politik der Angebots-
ausweitung einzelner Glücksspielarten mit höherem Suchtpotenzial 
                                                
124 Für die letzten beiden Sätze: C.M., Rn. 68 sowie Stoß, Rn. 106. 
125 Wie hier die Vermeidung von Anreizen zu übermäßigen Ausgaben und die 

Spielsuchtbekämpfung, C.M., Rn. 68 und Stoß, Rn. 106. 
126 C.M., Rn. 68 sowie Stoß, Rn. 106. 
127 Für die letzten beiden Sätze: Stoß, Rn. 83. 
128 C.M., Rn. 68 sowie Stoß, Rn. 106. 
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betreiben, eine Politik nach außen oder dulden dies, die mehr dem Ziel 
entspricht, die Teilnahme an Glücksspielen zu erhöhen als den Mono-
polzielen129, die verlangen, dass konkretes Verhalten auf eine Verrin-
gerung der Spielgelegenheiten und auf eine kohärente und systemati-
sche Begrenzung der Glücksspieltätigkeiten gerichtet ist.130 Aus der 
Aussage des EuGH folgt, dass bereits eine solche tatsächliche Verhal-
tensweise der Behörden zusammen mit dem Umstand, dass einige 
Glücksspielarten mit einem Erlaubnissystem für Private geregelt sind, 
zur Inkohärenz und Ungeeignetheit eines Monopols führen können.131 
Die genannten Aspekte haben nämlich zur Folge, dass nationale Ge-
richte „berechtigten Anlass zu der Schlussfolgerung haben“132 können, 
dass die genannten Ziele durch das beschriebene Verhalten gerade 
nicht mehr „wirksam verfolgt“133 werden.134 Mit dem Monopolziel 
muss somit auch das Gesamtziel im Glücksspielsektor, in normativer 
als auch in tatsächlicher Hinsicht, in gewisser Weise übereinstimmen. 
Auch Werbemaßnahmen für monopolisierte Glücksspielarten, die den 
Finanzierungsbedarf herausstellen und auf Einnahmenmaximierung 
angelegt scheinen, werden beanstandet.135 Der Grundsatz, auf dem 
diese Begründungen und Aussagen aufbauen, ist: Die Rechtfertigung 
einer restriktiven Maßnahme wie eines Monopols ist durch Anführen 
des Ziels der Verringerung der Spielgelegenheiten, welches aus dem 
Rechtfertigungsgrund der öffentlichen Sozialordnung hergeleitet wer-
den kann, dann ausgeschlossen, wenn Behörden auf irgendeine Weise 
die Teilnahme an einer oder mehreren Glücksspielarten durch jegliche 
Anreizsetzung oder Ermunterung vorantreiben, um Einnahmen für den 
Staat zu gewinnen. Und zwar ist dies deshalb ausgeschlossen, weil 
sich die Behörden bei Zeigen dieses Verhaltens auf o. g. Ziel nicht 
mehr konsequent berufen können. Dabei stellt der EuGH auch klar, 

                                                
129 Wie oben erwähnt sind diese die Ziele der Vermeidung von Anreizen zu 

übermäßigen Ausgaben und der Spielsuchtbekämpfung. 
130 C.M., Rn. 68 und Stoß, Rn. 106. 
131 C.M., Rn. 68. 
132 C.M., Rn. 68 sowie Stoß, Rn. 106. 
133 C.M., Rn. 68 sowie Stoß, Rn. 106. 
134 C.M., Rn. 68 sowie Stoß, Rn. 106. 
135 Stoß, Rn. 100 und 104. 
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dass diese Aussage auch dann gilt, wenn oben beschriebenes behördli-
ches Verhalten sich auf eine andere Glücksspielart bezieht als diejeni-
ge, die von der restriktiven Maßnahme, die gerechtfertigt werden soll, 
umfasst ist.136 
 
3.3.4 Kontrollierte Expansion 
Der EuGH hält eine „kontrollierte(…) Expansion“137 des Glücksspiel-
angebots dann für möglich, wenn diese betrügerische und kriminelle 
Machenschaften im Glücksspielsektor verhindern soll, indem ein ge-
genüber illegalem Glücksspiel wettbewerbsfähiges Angebot geschaf-
fen wird und Werbung in Maßen eingesetzt wird, um Spieler von ille-
galen Glücksspielen hin zu genehmigten, kontrollierbaren Angeboten 
zu bewegen.138 Dabei können die genannten Ziele der Betrugs- und 
Kriminalitätsprävention und Lenkung von Glücksspieltätigkeiten in 
beaufsichtigte Bereiche, die zu einer kontrollierten Erweiterung des 
Glücksspielangebots führen, und der Verbraucherschutz139 als weite-
res verfolgtes Ziel, der eine Einschränkung der Glücksspieltätigkeiten 
erfordert, nebeneinander verfolgt werden. Diese gegenläufigen Ziele 
schließen sich, entgegen dem Anschein, im Gesamtzusammenhang 
der nebeneinander verfolgten Ziele einer restriktiven Monopolrege-
lung nicht aus.140 Der Widerspruch zwischen den genannten Zielen 
wird durch die Tatsache reduziert und die aus den Zielen folgenden 
notwendigen Maßnahmen ausgeglichen, dass nur im staatlich kontrol-
lierten, legalen Bereich von Glücksspielen die Spieler den gesetzli-
chen Schutzmechanismen141 im Glücksspielsektor unterliegen.142 
Denn so wird auch ein besserer tatsächlicher Verbraucherschutz für 
die Spieler, die sonst, gesetzlich ungeschützt, unerlaubtem Glücksspiel 

                                                
136 Für die letzten vier Sätze: C.M., Rn. 66. 
137 Stoß, Rn. 101. 
138 Stoß, Rn. 101. 
139In der Ausprägung der Ziele Spielsuchtbekämpfung und Vermeidung von An-

reizen zu übermäßigen Ausgaben. 
140 Für die letzten beiden Sätze: Stoß, Rn. 102. 
141 Z. B. mit zu erfüllenden Anforderungen und Schutzmaßnahmen. 
142Im Ansatz in: Stoß, Rn. 102; ähnlich auch Nolte, Martin, S. 26. 
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nachgingen, erzielt.143 Die dann erlaubte Werbung für staatlich mono-
polisierte Glücksspiele muss sich aber in den Grenzen halten, die 
durch eine kohärente und systematische Verfolgung der Verringerung 
von Spielgelegenheiten und der Begrenzung von Glücksspieltätigkei-
ten gesetzt werden.144 Die Feststellung hingegen, dass staatliche Mo-
nopolinhaber145 für monopolisierte Glücksspiele146 massiv werben 
und darin verbreiten, dass die Einnahmen aus diesen Glücksspielen für 
im Allgemeininteresse liegende soziale, kulturelle und sportliche 
Zwecke genutzt werden, führt zu der Vermutung, dass die Einnah-
menmaximierung aus Glücksspielen ein Ziel des Monopols dar-
stellt.147 Auch wenn der EuGH die Finanzierung von Allgemeinwohl-
anliegen als „zwar nicht gleichgültig“148 bezeichnet, ist dieses Ziel ge-
rade kein Rechtfertigungsgrund.149 Die durch Glücksspieleinnahmen 
gewonnenen Finanzierungsmöglichkeiten dürfen auf keinen Fall eines 
der Ziele der Beschränkung von Glücksspieltätigkeiten und schon gar 
nicht „der eigentliche Grund der betriebenen restriktiven Politik“150, 
sondern ausschließlich „eine erfreuliche Nebenfolge“151 sein.152 
 
3.3.5 Zuständigkeitsverteilung im Mitgliedstaat 
Die differenzierte Zuständigkeitsverteilung im Glücksspielrecht in 
Deutschland153 sorgt nicht dafür, dass die Erfüllung der unionsrechtli-
chen Anforderungen nur in Bezug auf den jeweiligen Zuständigkeits-
bereich von Bund und Ländern betrachtet werden müsste. Denn nach 
der expliziten Aussage des EuGH sind „Bestimmungen, Übungen o-

                                                
143Dem Sinn nach auch: Stoß, Rn. 102. 
144 Stoß, Rn. 102 und 98 f. 
145Im vorliegenden Fall des Urteils: von Sportwetten. 
146 Hier: Lotterien. 
147 Stoß, Rn. 100. 
148 Stoß, Rn. 104. 
149 Stoß, Rn. 104; siehe auch unter 3.3.2. 
150 Stoß, Rn. 104. 
151 Stoß, Rn. 104. 
152 Stoß, Rn. 104. 
153 Ebenso ist die Rechtslage für jeden anderen EU-Mitgliedstaat. 
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der Umstände (…) [der] internen Rechtsordnung“154 keine Rechtferti-
gungsgründe für Widersprüche zu unionsrechtlichen Anforderun-
gen.155 Somit wird klar, dass gegenüber der EU jeder Mitgliedstaat als 
Ganzes verantwortlich ist.156 In dem Fall einer dezentralen Kompe-
tenzverteilung trifft die Pflicht des Mitgliedstaates, also der Bundesre-
publik Deutschland, aus dem Unionsrecht, nicht gegen die Grundfrei-
heiten zu verstoßen, alle Stellen, die für Glücksspiele zuständig sind, 
gleichermaßen.157 In dem Ausmaß, in dem die Pflicht zur Erfüllung 
unionsrechtlicher Anforderungen dies nötig macht, ist eine Kooperati-
on der zuständigen Stellen, indem diese „die Ausübung ihrer jeweili-
gen Zuständigkeiten koordinieren“158, unionsrechtlich zwingend. Dies 
ist dann der Fall, wenn ohne diese Kooperation, unionsrechtliche An-
forderungen wegen divergierender Regelungen nicht erfüllt sind. 
 
3.3.6 Mitgliedstaatliches Ermessen  
Im Glücksspielrecht besteht ein mitgliedstaatliches Ermessen, das 
Schutzniveau von Verbrauchern und der Sozialordnung festzulegen, 
wobei andere Mitgliedstaaten eben nicht das gleiche Schutzniveau und 
zu dessen Erreichung getroffene Regelungsausgestaltungen wählen 
oder befürworten müssen.159 Dieses Ermessen zur Regelung entspre-
chend der „eigenen Wertordnung“160 kann angesichts der „sittlichen, 
religiösen oder kulturellen Besonderheiten“161 und der „sittlich und 
finanziell schädlichen Folgen für den Einzelnen wie für die Gesell-
schaft“162, die  von Glücksspielen ausgehen, bestehen.163 Das Ermes-
sen erstreckt sich auch auf die Festlegung von Bedingungen der Orga-

                                                
154 C.M., Rn. 69. 
155 Für die letzten beiden Sätze: C.M., Rn. 69. 
156Ableitbar aus: C.M., Rn. 69. 
157 C.M., Rn. 70. 
158 C.M., Rn. 70. 
159 C.M., Rn. 104 sowie Stoß, Rn. 80 und 111. 
160 Stoß, Rn. 76. 
161 Stoß, Rn. 76. 
162 Stoß, Rn. 76. 
163 Stoß, Rn. 76. 
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nisation und Kontrolle von Glücksspielveranstaltung und Teilnahme 
an Glücksspielen.164 Beispiele für Kategorien, die dabei festgelegt 
werden können, sind Organisationsformen der Veranstaltung, bei-
spielsweise im Wege von Konzessionen, oder die Festlegung und Be-
schränkung auf bestimmte Orte für Glücksspiele.165 
Das Ermessen hat auch im Zusammenhang mit der Rechtfertigung 
mitgliedstaatlicher Beschränkungen Bedeutung:166 Jeder Mitgliedstaat 
beurteilt, „ob es zur Erreichung dieser Ziele besser wäre“167, bestimm-
te Glücksspieltätigkeiten komplett oder teilweise zu verbieten, oder ob 
dies nicht notwendig ist und stattdessen ein Beschränkungssystem mit 
Auflagen und Kontrollen gewählt wird.168 Die Tatsache, dass ein Er-
laubnissystem ein milderes Mittel als ein Monopol darstellt, es also 
Grundfreiheiten weniger stark beschränkt, wirkt sich nicht zwangsläu-
fig auf die Erforderlichkeit aus, da dieses mildere Mittel dann auch 
gleich geeignet sein muss, um zur Nichterfüllung der Erforderlichkeit 
einer stärker beschränkenden Maßnahme zu führen.169 Der EuGH er-
kennt an, dass es, je nach Beurteilung durch die Mitgliedstaaten inner-
halb ihres Wertungsspielraumes, für eine bessere Zielverfolgung von 
Verbraucherschutzzielen170 durch ein Monopol sprechen kann, und 
eine Beherrschung der Gefahren des Glücksspielmarktes ermöglicht, 
wenn staatliche Organe institutionell als interne Aufsichts- und Kon-
trollstelle für den Monopolinhaber agieren können oder sie über um-
fassende Aufsichts- und Kontrollrechte über private Veranstalter ver-
fügen.171 Diese zusätzliche, über den Einfluss staatlicher Gesetze und 
Kontrollen hinausgehende Kontrolle und Lenkung des Verhaltens des 
Veranstalters kann nämlich als bessere Beeinflussung des Angebotes 

                                                
164 C.M., Rn. 59. 
165 C.M., Rn. 59. 
166 C.M., Rn. 46, 58 und 83 ff. sowie Stoß, Rn. 79. 
167 Stoß, Rn. 79. 
168 C.M., Rn. 46, 58 und 83 ff. sowie Stoß, Rn. 79. 
169 EuGH, Urt. v. 10.11.1982, Rs. 261/81 (Rau), Rn. 12 sowie Frenz, Rn. 593 

sowie Leible / Streinz in: G / H / N, Art. 34 AEUV, Rn. 118. 
170Wie die Vermeidung von Anreizen zu übermäßigen Ausgaben für Glücksspie-

le und die Spielsuchtbekämpfung. 
171 Stoß, Rn. 81 f. 
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und bessere Effizienz der Umsetzung der staatlichen Glücksspielpoli-
tik bewertet werden.172 Eine solche mitgliedstaatliche Beurteilung, 
dass ein Monopol die Ziele besser verfolgt, hat zur Folge, dass gerade 
keine gleiche Geeignetheit der milderen Beschränkung besteht. Der 
Ermessensspielraum endet aber dort, wo eine der Anforderungen des 
Unionsrechts nicht erfüllt wird.173 Insbesondere besteht das Ermessen 
der Mitgliedstaaten, bestimmte Regelungen zu Glücksspielen zu tref-
fen, unabhängig davon, dass andere Mitgliedstaaten glücksspielrecht-
liche Erlaubnisse auch nur für ihr jeweiliges Ausland erteilen, also 
auch für Gebiete anderer EU-Mitgliedstaaten.174 Das Ermessen wird 
durch Erlaubnisse aus anderen Mitgliedstaaten in keiner Weise ein-
schränkt oder in eine bestimmte Richtung der Beschränkungsintensität 
festlegt. 
 
3.3.7 Gegenseitige Anerkennung von Erlaubnissen 
Eine Anerkennungspflicht der Glücksspielerlaubnis eines in einem 
anderen EU-Mitgliedstaat ansässigen Veranstalters ist bei Bestehen 
eines unionsrechtskonformen Monopols schon „allein aufgrund der 
Existenz eines solchen Monopols per se175 ausgeschlossen“176. Für 
den Fall eines unionsrechtswidrigen Monopols gilt:177 Das Ermessen 
der Mitgliedstaaten bei der Festlegung des Schutzniveaus und bei der 
Beurteilung der Erforderlichkeit sowie die fehlende unionsrechtliche 
Harmonisierung im Glücksspielrecht führen zu der Lage, dass keine 
Pflicht zur gegenseitigen Anerkennung von Glücksspielerlaubnissen 
aus anderen Mitgliedstaaten besteht.178 Somit haben Erlaubnisse aus 
anderen Mitgliedstaaten weder Einfluss auf das mitgliedstaatliche 

                                                
172 Stoß, Rn. 82. 
173 Stoß, Rn. 77 und 114 sowie C.M., Rn. 85. 
174 C.M., Rn. 44 und 42. 
175 Hervorhebung durch den EuGH. 
176 Stoß, Rn. 109. 
177 Stoß, Rn. 110. 
178 Stoß, Rn. 112. 
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Recht, eine eigene Erlaubnis für Glücksspiele vorauszusetzen,179 noch 
auf die Erlaubniserteilung. 
 
3.3.8 Vorherige Verhältnismäßigkeitsuntersuchung 
Der EuGH stellt klar, dass alleine die Tatsache, dass vor Erlass einer 
restriktiven Regelung keine Verhältnismäßigkeitsuntersuchung durch-
geführt wurde, die tatsächliche Verhältnismäßigkeit dieser Regelung 
oder deren Beweis nicht beeinträchtigt.180 Die zuständigen Behörden 
müssen den nationalen Gerichten in einem Rechtsstreit über ein Tä-
tigkeitsverbot im Glücksspielbereich zwar alle Unterlagen zur Beur-
teilung der Verhältnismäßigkeit einer restriktiven Regelung vorle-
gen.181 Aber sie müssen vor Erlass einer restriktiven Regelung gerade 
nicht zwingend eine Verhältnismäßigkeitsuntersuchung vornehmen, 
um die Verhältnismäßigkeitsanforderungen des Unionsrechts zu erfül-
len.182 
 
3.3.9 Erlaubnisvorschrift mit behördlichem Ermessen 
Eine wichtige Anforderung an eine Erlaubnisregelung, die eine be-
hördliche Erlaubnis zum Betrieb voraussetzt, ist, dass sie Unionsrecht, 
insbesondere Grundfreiheiten, nicht daran hindert, praktische Wirk-
samkeit zu erlangen.183 Eine Erlaubnisregelung, die Behörden mit Er-
messen ausstattet, muss, um diese Anforderung zu erfüllen, „auf ob-
jektiven, nicht diskriminierenden und im Voraus bekannten Kriterien 
beruhen, die der Ermessensausübung durch die nationalen Behörden 
Grenzen setzen, damit diese nicht willkürlich erfolgt“184, und es muss 
ein effektiver Rechtsschutz vor Gericht bestehen.185 Ansonsten ist die 

                                                
179 Stoß, Rn. 113. 
180 Stoß, Rn. 72. 
181 Stoß, Rn. 71. 
182 Stoß, Rn. 72 und 107 Gliederungspunkt i. 
183 C.M., Rn. 86. 
184 C.M., Rn. 87. 
185 C.M., Rn. 86 f. 
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Erlaubnisregelung, die die Grundfreiheiten beeinträchtigt, nicht ge-
rechtfertigt.186 
 
3.3.10 Problematik von Monopolverstößen im Internet 
Die Kontrolle und Sanktionierung von Verstößen gegen Monopole auf 
bestimmte Glücksspielarten, die erfolgen, indem im Internet Glücks-
spiele angeboten werden, ist dann in tatsächlicher Hinsicht schwieri-
ger, wenn diese Verstöße durch im Ausland Ansässige vorgenommen 
werden. Die Hauptursache, die zu dieser tatsächlichen Schwierigkeit 
führt, ist die Transnationalität des Internets. Die Transnationalität 
kann aber kein Grund sein, der angesichts der (ansonsten) verhältnis-
mäßigen Verfolgung von legitimen Zielen, die zwingende Gründe des 
Allgemeininteresses darstellen, zum Ausschluss der Rechtfertigung 
der Regelung für den Bereich des Internets führt.187 Zudem gibt es von 
ihrer Wirkung ausreichende rechtliche Möglichkeiten, ein Verbot 
durchzusetzen.188 
 
3.3.11 Internetverbot 
Der EuGH erkennt an Glücksspielen im Internet die Besonderheit, ei-
ne „anders geartete und größere“189 Gefährdungslage aufzuweisen als 
andere Zugangswege.190 Diese Gefährdungslage besteht hinsichtlich 
des Betrugs von Verbrauchern durch Veranstalter191, des Verbraucher-
schutzes, des Jugendschutzes und des Schutzes von Menschen mit 
starker Spielneigung oder bei denen eine solche hervorgerufen werden 
könnte.192 Gründe für die besondere Gefahrenlage sind laut EuGH der 
fehlende unmittelbaren Kontakt von Glücksspielveranstaltern und 
Glücksspielern, die ununterbrochene Präsenz und Nutzungsmöglich-

                                                
186 C.M., Rn. 87 (Gegenschluss aus Rechtfertigungsanforderung). 
187 Für die letzten drei Sätze: Stoß, Rn. 86. 
188 Stoß, Rn. 87. 
189 C.M., Rn. 102. 
190 C.M., Rn. 102. 
191 C.M., Rn. 102. 
192 C.M., Rn. 103. 
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keit der Glücksspiele im Internet, ohne große Zugangshindernisse, die 
in der Internationalität begründete Möglichkeit, dass sehr viele 
Glücksspiele angeboten werden und das ohne zeitliche Begrenzung in 
einem geringen Intervall, die Anonymität, die tatsächliche Isolation 
des Spielers und die Abwesenheit gesellschaftlicher Kontrolle.193 Die-
se Besonderheiten können dazu führen, dass Nutzer von Glücksspie-
len im Internet anfälliger für Spielsucht und dafür, übermäßig viel 
Geld für Glücksspiele auszugeben, sind, mit gravierenden negativen 
sozialen und moralischen Folgen.194 Außerdem ist die Einführung ei-
nes Verbotes des Vertriebs von Glücksspielen im Internet von dem 
mitgliedstaatlichen Ermessen zur Auswahl des Schutzniveaus der 
Verbraucher und der Sozialordnung umfasst.195 Diese Argumente füh-
ren dazu, dass ein Totalverbot von Glücksspielen im Internet zur Er-
reichung legitimer Ziele, die zwingende Gründe des Allgemeininteres-
ses darstellen – wie Spielsuchtbekämpfung, Vermeidung von Anrei-
zen zu übermäßigen Ausgaben für Glücksspiele und Jugendschutz – 
grundsätzlich eine geeignete Maßnahme ist. Die Geeignetheit wird 
davon, dass andere „herkömmlichere“196 Vertriebswege zulässig sind, 
nicht berührt.197 
 
3.3.12 Fortgeltung bei Unvereinbarkeit? 
Der EuGH macht deutlich, dass mit dem Unionsrecht unvereinbare 
Rechtsvorschriften auch direkt unangewendet bleiben müssen.198 Dies 
folgt aus dem Sinn und Zweck des Grundsatzes des Vorrangs des 
Unionsrechts, der eine „volle Wirkung einheitlich in sämtlichen Mit-
gliedstaaten“199 der unmittelbar geltenden unionsrechtlichen Rechte 
und Pflichten, solange sie bestehen, ununterbrochen gewährleistet.200 

                                                
193Jeweils genannt in: C.M., Rn. 103. 
194 C.M., Rn. 103. 
195 C.M., Rn. 104. 
196 C.M., Rn. 105. 
197 Für die letzten beiden Sätze: C.M., Rn. 105. 
198 WW, Rn. 56. 
199 WW, Rn. 54. 
200 WW, Rn. 54. 
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Es darf deshalb keine Rechtsvorschrift oder administrative, judikative 
oder legislative Praxis in den Mitgliedstaaten geben, die zur Folge hat, 
dass das Unionsrecht gerade keine volle Wirksamkeit erfährt, auch 
wenn dies nur in kleinem Umfang geschieht.201 Dabei stellt der EuGH 
klar, dass selbst die Entscheidung des BVerfG für eine übergangswei-
se Anwendung einer nationalen Vorschrift, die gegen unmittelbar gel-
tendes Unionsrecht verstößt, die Pflicht nicht auflöst, nationale 
Rechtsvorschriften, die unmittelbar geltendem Unionsrecht widerspre-
chen, sofort unangewendet zu lassen, um dem Grundsatz des Vorrangs 
des Unionsrechts volle Wirkung zu verleihen.202 Für den Fall, dass das 
staatliche Sportwettenmonopol gerichtlich für unionswidrig befunden 
wird,203 gilt: Auch die etwaige Möglichkeit einer entsprechenden An-
wendung der Fortgeltung nichtiger oder ungültiger Handlungen der 
EU bis zu einer Neuregelung, gem. Art. 264 Abs. 2 AEUV, ist ausge-
schlossen.204 Denn im Falle des staatlichen Sportwettenmonopols lie-
gen keine zwingenden Rechtssicherheitserwägungen vor,205 da aus der 
EuGH-Rechtsprechung hervorgeht, dass, wenn ein nationales Gericht 
zu dem Schluss kommt, dass eine Monopolregelung keinen effektiven 
Beitrag zu einer kohärenten und systematischen Begrenzung der Wett-
tätigkeiten leistet,206 ein Verstoß gegen die Niederlassungs- und 
Dienstleistungsfreiheit207 vorliegt.208 Allerdings geht der EuGH nicht 
darauf ein, ob eine solche analoge Anwendung grundsätzlich über-
haupt möglich ist.209 Eine Ausnahme der Fortgeltung unionswidriger 
Rechtsvorschriften210 könnte, wenn überhaupt, nur der EuGH selbst 
beschließen.211 

                                                
201 WW, Rn. 56. 
202 WW, Rn. 60. 
203 Wie in dem Urteil WW: WW, Rn. 23, 62 und 68. 
204 WW, Rn. 64 bis 67. 
205 WW, Rn. 66. 
206 Wie hier das VG Köln, WW, Rn. 67 f. 
207 Gem. Art. 49 AEUV bzw. Art. 56 AEUV. 
208 WW, Rn. 68. 
209 WW, Rn. 67. 
210 Gem. Art. 264 Abs. 2 AEUV analog. 
211 WW, Rn. 67. 
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3.3.13 Sanktionsverbot bei Unionswidrigkeit 
Eine wichtige Aussage für das behördliche Verfahren bei einer uni-
onsrechtswidrigen Regelung steckt in folgender Ausführung: Ein Mit-
gliedstaat darf „keine strafrechtlichen Sanktionen wegen einer nicht 
erfüllten Verwaltungsformalität verhängen (…), wenn er die Erfüllung 
dieser Formalität unter Verstoß gegen das Unionsrecht abgelehnt oder 
vereitelt hat“212. Denn im Zusammenhang mit vorausgehenden Aussa-
gen zu Erlaubnissen213 liegt folgende Auslegung nahe: Die genannte 
„Verwaltungsformalität“ meint die erteilte Erlaubnis, die Vorausset-
zung zum Ausüben einer Glücksspieltätigkeit ist. Gegenüber der ei-
gentlichen Tätigkeit ist die Einholung der Erlaubnis als bloße Formali-
tät anzusehen. Zudem verweist die entsprechende Ausführung214 auf 
eine Wiedergabe der Sachverhaltsbeschreibung, in der gesagt wird, 
dass keiner der im Ausgangsverfahren beteiligten privaten Sportwet-
tenveranstalter und -vermittler eine Erlaubnis für seine Tätigkeit hat, 
sowie dass das bestehende staatliche Sportwettenmonopol und die 
Tatsache, dass keine Regelungen über Voraussetzungen der Erlaub-
niserteilung an Private vorliegen, dazu führen, dass ein Antrag auf Er-
laubniserteilung immer abgelehnt würde und keinerlei Aussicht auf 
Genehmigung hat.215 Es darf also keine strafrechtliche Sanktion mit 
der Begründung verhängt werden, dass keine Erlaubnis vorhanden ist, 
wenn Folgendes vorliegt: Erstens ist die Erlaubniserteilung nach mit-
gliedstaatlichem Recht nicht möglich oder erfolgte aus einem anderen, 
dem Mitgliedstaat zuzurechnenden Grund nicht und zweitens ist diese 
Regelung oder dieser Umstand, der dazu führt, dass keine Erlaubnis 
erteilt wurde, unionsrechtswidrig.216 
 

                                                
212 Stoß, Rn. 115. 
213 Stoß, Rn. 108 bis 114. 
214In: Stoß, Rn. 115. 
215 Stoß, Rn. 19. 
216 Stoß, Rn. 115. 
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3.4 Formulierungsanalyse 
Hier werden sprachliche Besonderheiten betrachtet. 
 
3.4.1 Kohärenz 
Seine Auslegung zu einer möglichen Unionsrechtswidrigkeit des Mo-
nopols auf Lotterien und Sportwetten in Deutschland aufgrund der 
Nichterfüllung des Kohärenzgebots formuliert der EuGH mit folgen-
den Worten: Die deutschen Gerichte haben „berechtigten Anlass zu 
der Schlussfolgerung (…)“217 der Inkohärenz. Dabei ist zu beachten, 
dass der EuGH nicht von einer „berechtigten Schlussfolgerung“ 
spricht, sondern vom „berechtigten Anlass zu der Schlussfolgerung“. 
Die „berechtigte Schlussfolgerung“ würde in diesem Zusammenhang 
bedeuten, dass es gute Gründe gäbe, dass sich die deutschen Gerichte 
in ihren Urteilen für eine Unionsrechtswidrigkeit aussprechen. Da die-
ser Schluss aber nur „berechtigt“ wäre, hieße das auch, dass ebenso 
eine andere Konsequenz zumindest möglich, oder sogar die wahr-
scheinlichere und zu unterstützende Folgerung wäre. Diese andere 
Konsequenz wäre dann gerade die Vereinbarkeit des Monopols mit 
dem Unionsrecht. Bei Gegenüberstellung des tatsächlich gewählten 
Wortlauts „berechtigter Anlass zu der Schlussfolgerung“ wird dann 
folgende Bedeutung deutlich: Die tatsächliche Lage und Ausgestal-
tung des Monopols durch die genannten Gegebenheiten218 stellen ei-
nen Anlass dar, der sie berechtigt, zur Schlussfolgerung der Unions-
rechtswidrigkeit zu kommen. Dies kann im Sinne der Formulierung, 
„dieser Anlass alleine ist schon berechtigend, ein anderer hingegen 
wäre es nicht“, aufgefasst werden. Konkrete Feststellungen müssen 
dann als vergleichbar beurteilt werden, worauf der genannte Schluss 
                                                
217 C.M., Rn. 68 und 71 sowie Stoß, Rn. 106 und 107 Gliederungspunkt iv. 
218 Andere Glücksspielarten sind der Veranstaltung Privater zugänglich, nicht-

monopolisierte Glücksspielarten mit höherem Suchtpotential werden durch 
die Behörden mit einer Politik der Angebotsausweitung behandelt, indem Vo-
raussetzungen für den Betrieb reduziert wurden und das Angebot einer 
Glücksspielart stieg, und die festgestellte Politik führt wahrscheinlicher zur 
Förderung als zur Eindämmung der Glücksspieltätigkeiten, C.M., Rn. 67 f. 
und 71. 
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folgt. Es schwingt aber auch der Sinn mit, dass die Gerichte das 
Recht, zu der Schlussfolgerung zu kommen, haben, es aber nicht 
wahrnehmen müssen. Hier ist erstens eine Zurückhaltung des EuGH 
festzustellen, angesichts dessen, dass er sonst die Kompetenzen natio-
naler Gerichte missachten würde. Zweitens führt diese Formulierung 
dazu, dass die nationalen Gerichte die Tragweite bzw. Schwere kon-
kreter Feststellungen hinsichtlich der Wirkung entgegen der angeführ-
ten Zielerreichung in ihre Beurteilung mit aufnehmen müssen.219 In 
Verbindung mit der Formulierung der Pressemitteilung220 ist die Ab-
sicht des EuGH erkennbar, dass er den deutschen Gerichten zumindest 
den Hinweis gibt, dass seine Ausführungen im Sinne einer Unions-
rechtswidrigkeit der Monopolregelung des GlüStV 2008 zu deuten 
sind. 
 
3.4.2 Gegenseitige Anerkennung von Erlaubnissen 
Die Feststellung, dass aufgrund des mitgliedstaatlichen Ermessens und 
der fehlenden unionsrechtlichen Harmonisierung keine Pflicht zur ge-
genseitigen Anerkennung von Glücksspielerlaubnissen besteht, formu-
liert der EuGH so:221 „(…) in Ermangelung jeglicher Harmonisierung 
des betreffenden Gebiets auf Gemeinschaftsebene kann es beim ge-
genwärtigen Stand des Unionsrechts keine Verpflichtung (…) ge-
ben.“222 Die Formulierung „beim gegenwärtigen Stand des Unions-
rechts“223 lässt eventuelle Ambitionen erkennen, dass dies in Zukunft 
aus Sicht des EuGH geändert werden könnte oder sollte. Die Sicht-
weise des Glücksspielrechts als ein Gebiet unter vielen lässt eine sol-
che Vermutung, dass sich auch dieses Gebiet in den Kreis harmoni-
sierter Rechtsgebiete einreihen könnte, wahrscheinlicher klingen. Die 

                                                
219 Ähnliche Auffassung: BVerwG, Urteil vom 20.06.2013, Az. 8 C 10.12, Rn. 

53. 
220 Z. B. Formulierung: „so dass das Monopol nicht mehr gerechtfertigt werden 

kann“, EuGH-Pressemitteilung, S. 2. 
221 Stoß, Rn. 112; siehe auch unter 3.3.7. 
222 Stoß, Rn. 112. 
223 Stoß, Rn. 112. 
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Formulierung „kann (…) keine Verpflichtung (…) geben“224 kann in 
dieser Situation als klarer Ausschluss einer Pflicht gedeutet werden. 
 
3.4.3 Nichtanwendung unionswidrigen Rechts 
Die Formulierung „gemäß Art. 231 Abs. 2 EG – jetzt Art. 264 Abs. 2 
AEUV“225 lässt erkennen, dass das Nichtanwendungserfordernis des 
widersprechenden nationalen Rechts ohne Aussetzung der Verdrän-
gungswirkung, wenn eine inkohärente und unsystematische Zielver-
folgung vorliegt, nicht nur zur Rechtslage der Entscheidung, sondern 
auch aktuell und zukünftig gilt. 
 
3.5 Begründungsmethodik 
Es sind zahlreiche Verweise auf Aussagen aus anderen EuGH-
Entscheidungen zu finden.226 Damit werden die neuen inhaltlichen 
Aussagen und Begründungen durch Aufzeigen solcher Entscheidungs-
linien unterstützt und diese Belege als Methode verwendet, um zu 
verdeutlichen, dass sich die neuen Aussagen in die bestehende Rechts-
lage eingliedern und aus dieser folgen. Auch geht der EuGH in seiner 
Begründung in der Regel zuerst darauf ein, dass eine Rechtfertigung 
durch zwingende Gründe des Allgemeininteresses möglich ist,227 
nennt dann aber weitere Anforderungen wie die Diskriminierungsfrei-
heit und Verhältnismäßigkeit, dabei v. a. die Kohärenz, die erfüllt sein 
müssen.228 Sodann führt er die betroffenen Anforderungen weiter aus. 
Zur Begründung v. a. mitgliedstaatlicher Autonomie und fehlender 

                                                
224 Stoß, Rn. 112. 
225 WW, Rn. 64. 
226 WW, Rn. 53 bis 58, 60 f. und 64 ff. sowie C.M., Rn. 40 f., 43 bis 47, 50, 55, 

59 ff., 64 ff., 69, 75 f., 84 bis 87, 99, 101 f., 104 und 110 sowie Stoß, Rn. 68 
f., 71, 74 bis 81, 88, 91 bis 94, 98 f. 101, 104 f., 111 und 114 f. 

227 C.M., Rn. 45, 55, 64 und 99 sowie Stoß, Rn. 74 und 88. 
228 C.M., Rn. 44, 46, 55, 60, 64 f. und 85 sowie Stoß, Rn. 77, 79, 83, 88, 97 und 

114. 



44 

 

EU-weiter Einheitlichkeit im Glücksspielrecht führt der EuGH jeweils 
das mitgliedstaatliche Regelungsermessen an.229 
 
3.6 Ständige Rechtsprechung 
V. a. durch Verweise auf Prinzipien und Aussagen anderer Urteile230 
schafft der EuGH eine ständige (Glücksspiel-)Rechtsprechung. Die 
Anforderung der Diskriminierungsfreiheit und Verhältnismäßigkeit 
wiederholt der EuGH als tragende Prinzipien der unionsrechtlichen 
Anforderungen an mitgliedstaatliche Regelungen.231 Der EuGH stellt 
explizit fest, dass es auf „ständiger Rechtsprechung“232 beruht, dass 
eine föderale Gliederung mit unterschiedlichen Zuständigkeiten bei 
der Beurteilung, ob ein Mitgliedstaat die Anforderungen erfüllt, unbe-
achtlich ist, was hier für das Kohärenzgebot gilt.233 Das Kohärenzer-
fordernis muss ebenfalls, wegen Erwähnens in mehreren Urteilen und 
dadurch, dass es als Anforderung mehrfach ausgeführt wurde und 
breit zu beachten ist, als ständige Rechtsprechung angesehen wer-
den.234 Die Besonderheiten des Internets entwickeln sich als festzu-

                                                
229 C.M., Rn. 46, 58 f., 83, 85 und 104 sowie Stoß, Rn. 76, 79 f., 92 und 111. 
230 Siehe unter 3.5. 
231 C.M., Rn. 44 sowie Stoß, Rn. 114, Verweis auf EuGH, Urt. v. 06.03.2007, 

verbundene Rs. C-338/04, C-359/04 und C-360/04 (Placanica u. a.), Rn. 48 f., 
darin wiederum Verweis auf EuGH, Urt. v. 30.11.1995, C-55/94 (Gebhard), 
Rn. 37 sowie EuGH, Urt. v. 06.11.2003, C-243/01 (Gambelli u. a.), Rn. 64 f. 
sowie EuGH, Urt. v. 13.11.2003, C‑42/02 (Lindman), Rn. 25, darin jeweils 
wiederum Verweise. 

232 C.M., Rn. 69. 
233 C.M., Rn. 68 f. 
234 C.M., u. a. Rn. 55 und 65 sowie Stoß, u. a. Rn. 88 und 98 sowie EuGH, Urt. 

v. 06.11.2003, C-243/01 (Gambelli u. a.), Rn. 67 sowie EuGH, Urt. v. 
06.03.2007, verbundene Rs. C-338/04, C-359/04 und C-360/04 (Placanica u. 
a.), Rn. 53 sowie EuGH, Urt. v. 08.09.2009, C‑42/07 (Liga Portuguesa de 
Futebol Profissional und Bwin International), Rn. 61 sowie EuGH, Urt. v. 
10.03.2009, C-169/07 (Hartlauer), Rn. 55 sowie im Ansatz: EuGH, Urt. v. 
21.10.1999, C-67/98 (Zenatti), Rn. 36 f. sowie EuGH, Urt. v. 17.07.2008, 
C‑500/06 (Corporación Dermoestética), Rn. 39 f. 
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stellendes inhaltliches Prinzip.235 Auch das mitgliedstaatliche Ermes-
sen ist ein Prinzip ständiger Glücksspielrechtsprechung.236 
 
3.7 Verhältnis: Unionsrecht und Deutschland 
Die Ausgestaltung des Ermessens zeigt das Verhältnis deutscher Re-
gelungssouveränität und unionsrechtlicher Grenzen: Das Ermessen 
sorgt dafür, dass die einzelnen Modalitäten der Glücksspielarten sowie 
ihrer Organisation, Erlaubnis, Veranstaltung und Vermittlung von den 
Mitgliedstaaten individuell zu bestimmen sind, sofern die unionsrecht-
lichen Anforderungen erfüllt werden.237 Mit seinen Ausführungen zu 
dem mitgliedstaatlichen Ermessen teilt der EuGH auch mit, dass hier 
eine eingeschränkte gerichtliche Prüfung erfolgt, bei der nur die Ein-
haltung aufgestellter Anforderungen an die Verhältnismäßigkeit über-
prüft werden kann, nicht aber bestimmt werden darf, welche Be-
schränkungsform und -intensität genau die „beste“ ist.238 Das Unions-
recht steht einer föderalen Ordnung in Deutschland nicht entgegen; 
die unionsrechtlichen Verpflichtungen und Anforderungen müssen 
aber dennoch erfüllt werden, und zwar unbeachtlich der inneren Ord-
nung.239 Der EuGH stellt heraus, dass deutsche Gerichte dafür zustän-
dig sind, über die Vereinbarkeit konkreter nationaler Rechtsvorschrif-
ten mit den von dem EuGH im Wege seiner Kompetenz zur Ausle-

                                                

235 Denn ausgeführt in: C.M., Rn. 101 sowie EuGH, Urt. v. 08.09.2009, C‑42/07 
(Liga Portuguesa de Futebol Profissional und Bwin International), Rn. 72. 

236 C.M., Rn. 46, 58 f., 83, 85 und 104 sowie Stoß, Rn. 76, 79 f., 92 und 111 so-
wie EuGH, Urt. v. 24.03.1994, C-275/92 (Schindler), Rn. 61 sowie EuGH, 
Urt. v. 21.09.1999, C-124/97 (Läärä u. a.), Rn. 35 und 39 sowie EuGH, Urt. 
v. 21.10.1999, C-67/98 (Zenatti), Rn. 33 sowie EuGH, Urt. v. 11.09.2003, C-
6/01 (Anomar), Rn. 88 sowie EuGH, Urt. v. 08.09.2009, C‑42/07 (Liga Por-
tuguesa de Futebol Profissional und Bwin International), Rn. 59 sowie EuGH, 
Urt. v. 06.03.2007, verbundene Rs. C-338/04, C-359/04 und C-360/04 
(Placanica u. a.), Rn. 47 sowie EuGH, Urt. v. 06.11.2003, C-243/01 (Gambel-
li u. a.), Rn. 63. 

237 C.M., Rn. 46, 58 f., 83, 85 und 104 sowie Stoß, Rn. 76, 79 f., 92 und 111. 
238 C.M., Rn. 46. 
239 C.M., Rn. 69 f. 
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gung des Unionsrechts dargelegten Anforderungen des Unionsrechts 
zu entscheiden.240 Die volle Wirksamkeit des Unionsrechts geht nach 
der Auslegung des EuGH sogar einem höchstrichterlichen Beschluss 
des BVerfG vor, wenn die übergangsweise Fortgeltung einer unions-
rechtswidrigen Regelung betroffen ist.241 Hier sind die Beeinflussung 
deutschen Rechts und die Bedeutung des Unionsrechts erkennbar. 

                                                
240 C.M., Rn. 89 sowie WW, Rn. 35. 
241 WW, Rn. 60 f. 
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4. Was muss wie gestaltet sein?  
Im zweiten Schritt analysieren die zuständigen Stellen, welche kon-
kreten Auswirkungen sich aus EuGH-Urteilen wie denen vom 
08.09.2010, auf die sich auch folgende Aussagen inhaltlich beziehen, 
für Deutschland ergeben. Insbesondere sollen in diesem Rahmen not-
wendige legislative und administrative Änderungen sowie bestehende 
Spielräume für Konstantes und Änderungen aufgezeigt werden. Es ist 
also zu klären, wie Regelungen und Verwaltungshandeln aussehen 
können und müssen, damit den in den EuGH-Urteilen vom 08.09.2010 
geäußerten Anforderungen entsprochen wird und damit keine Bean-
standungen erfolgen würden. Daneben muss die Rechtslage in der 
Übergangszeit bis zu einer solchen Neuregelung betrachtet werden. 
Die Urteilsauslegung und das klare Votum der Pressemitteilung des 
EuGH sprechen für das Vorliegen einer inkohärenten und unsystema-
tischen Zielverfolgung und somit eines Verstoßes des Sportwetten- 
und Lotteriemonopols in dem GlüStV 2008 gegen Unionsrecht.242 
Deutsche Gerichte, darunter auch das BVerwG, haben in ihren Ver-
fahren die Regelungen zu dem Monopol hinsichtlich der Anforderun-
gen der Kohärenz auch tatsächlich als mit dem Unionsrecht unverein-
bar erklärt.243 
 
4.1 Legislative Auswirkungen  
Eine normative Änderung muss wegen der Unvereinbarkeit zumindest 
von Teilen des GlüStV 2008 mit dem Unionsrecht erfolgen. Die Frage 
ist nur, wie diese aussehen muss. Die Regelung muss jedenfalls in 
Abhängigkeit von der Wahl verfolgter Ziele im Glücksspielsektor und 
der Regelung der übrigen Glücksspielarten erfolgen. Denn so kann das 
Gesamtsystem der Regelungen des Glücksspielmarktes dem Anspruch 

                                                
242 EuGH-Pressemitteilung, Überschrift sowie Stoß, Rn. 99 f. und 106 sowie 

C.M., Rn. 66 ff.; siehe auch unter 3.4.1. 
243 BVerwG, Urt. v. 20.06.2013, Az. 8 C 10.12, Leitsatz 1 sowie VG Stuttgart, 

Urt. v. 16.12.2010, Az. 4 K 3645/10, Leitsatz 3 und Rn. 27 f. sowie VG Halle, 
Urt. v. 11.11.2010, Az. 3 A 158/09, S. 41 und 58. 
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gerecht werden, kohärent und systematisch an den verfolgten Zielen 
ausgestaltet zu sein.244 
 
4.1.1  „Gesamtkonzept“ und konsequente Option 
Um die Kohärenz und damit die Geeignetheit der Regelungen zu ge-
währleisten, müssen Bund und Länder ein einheitliches Konzept zu 
einer gesamtheitlichen Zielverfolgung schaffen.245 Dabei sind für alle 
Glücksspielarten einheitliche Ziele zu bestimmen. Die Regelungen 
und das Beschränkungsniveau der verschiedenen Glücksspielarten 
müssen daran und an die Gefährdungspotenziale jeder Glücksspielart 
hinsichtlich der Zielverfolgung angepasst werden.246 Ein Änderungs-
vorschlag unter dem Gesichtspunkt, dass die Glücksspielarten in ver-
schiedenen Gesetzen geregelt sind, wäre zur Herstellung der horizon-
talen Kohärenz im Glücksspielrecht, dass Bund und Länder gemein-
sam an einem GlüStV arbeiten, der alle Glücksspielarten an gemein-
samen Zielen ausrichtet und die Ausgestaltung der Regelungen unter 
Berücksichtigung der unterschiedlichen Gefahrenhöhe der einzelnen 
Glücksspielarten für diese Ziele als stimmiges Gesamtkonzept vor-
nimmt. Wesentliche sowie gemeinsame Regelungen könnten in diesen 
einen Staatsvertrag übernommen werden. So würde auch der An-
spruch des GlüStV 2008, öffentliches Glücksspiel (in Gänze) zu re-
geln, verwirklicht.247 Den Anforderungen des EuGH zur Regelungs-
ausgestaltung anhand der Ziele und Gefährdungspotenziale würde bei 
einer Beibehaltung des hauptsächlichen Ziels der Spielsuchtbekämp-
fung und -prävention Folgendes besonders entsprechen: Die Regelun-
gen wären konsequent am Spielsuchtpotenzial zu orientieren, sodass 
die suchtgefährdendste Glücksspielart, die Automatenspiele,248 also 
der restriktivsten Regelung unterliegen, die mit dem niedrigsten, was 

                                                
244 So zu verstehen: C.M., Rn. 64 ff. sowie Stoß, Rn. 97 ff.; so auch: BVerwG, 

Urt. v. 24.11.2010, Az. 8 C 15/09, Leitsatz 2 und Rn. 81. 
245 C.M., Rn. 69 f. 
246 Weiterführung von: C.M., Rn. 64 bis 68 sowie Stoß, Rn. 97 ff. und 106 sowie 

BVerwG, Urt. v. 24.11.2010, Az. 8 C 15/09, Rn. 81. 
247 § 2 Satz 1 GlüStV 2008. 
248Siehe unter 2 sowie C.M., Rn. 31. 



49 

 

Lotterien sind,249 am liberalsten für Private sein müssten, und die üb-
rigen Glücksspielarten ihrem Suchtpotenzial entsprechend abgestuft 
beschränkt werden. 
 
4.1.2 Beibehaltung des bestehenden Systems? 
Ausgehend von der zum Zeitpunkt der EuGH-Urteile vom 08.09.2010 
bestehenden Rechtslage scheint der Wille der Gesetzgeber allerdings 
ein anderer zu sein.250 Somit soll nachfolgend die Möglichkeit der 
größtmöglichen Beibehaltung des bisherigen Regelungssystems ge-
prüft werden.  
 
4.1.2.1 Grundsätzliche Möglichkeit eines Monopols 
Festzuhalten ist zuerst, dass es möglich ist, verschiedene Glücksspiel-
arten unterschiedlich restriktiv251 zu regeln. Auch ein Monopol als 
Regelung einer oder mehrerer Glücksspielarten ist grundsätzlich nicht 
ausgeschlossen. Das gilt gerade auch, wenn andere Glücksspielarten 
keinem Monopol unterliegen.252 Die Ausgestaltung des gesamten Re-
gelungssystems ist dann aber dem Kohärenzgebot entsprechend an 
den Gesamtzielen im Glücksspielsektor abzustimmen.253 
 
4.1.2.2 Vollkommene Regelung anhand des Suchtpotenzials? 
In der Konsequenz der EuGH-Urteile vom 08.09.2010254 muss man 
sich auch fragen, ob es unionsrechtlich überhaupt möglich ist, Lotte-

                                                
249 siehe unter 2. 
250 Nolte, S. 15. 
251 wie ein sehr restriktives staatliches Monopol auf bestimmte Glücksspielarten 

und ein Erlaubnissystem für die private Veranstaltung anderer Glücksspielar-
ten, C.M., Rn. 63. 

252 für die letzten drei Sätze: C.M., Rn. 63; siehe auch unter 3.2. 
253ableitbar aus: Stoß, Rn. 83 und 99 i. V. m. C.M., Rn. 71, 66 und 68. 
254Da alle Glücksspielarten hinsichtlich der Kohärenz der Regelung einer 

Glücksspielart zu beachten sind und da der EuGH das unterschiedliche 
Suchtpotenzial betrachtet. 
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rien und Sportwetten, die ein geringeres Suchtpotenzial aufweisen,255 
staatlich zu monopolisieren, während man Glücksspiele mit höherem 
Suchtpotenzial erheblich liberaler, mit einem grundsätzlichen An-
spruch auf Erlaubniserteilung für Private regelt.  
Zur Beantwortung dieser Frage kann man eine Auslegung der Beant-
wortung der Vorlagefragen zum Kohärenzerfordernis durch den 
EuGH vornehmen.256 Danach besteht Anlass zu der Schlussfolgerung, 
dass die Ziele der Vermeidung von Anreizen zu übermäßigen Ausga-
ben und die Spielsuchtbekämpfung eines Monopols nicht kohärent 
und systematisch verfolgt werden, wenn andere Glücksspielarten we-
niger strengen Beschränkungen unterliegen und für Glücksspiele mit 
höherem Suchtpotenzial eine Politik der Angebotsausweitung und 
Ermunterung zur Teilnahme sowie des Beschränkungsabbaus zumin-
dest ermöglicht wird257 bzw. wenn zu diesen Punkten noch der Um-
stand, dass intensive Werbung für eine staatlich monopolisierte 
Glücksspielart gemacht wird, die durch die Behandlung der gemein-
nützigen Finanzierung durch Glücksspieleinnahmen und deren Bedarf 
die Vermutung nahe legt, dass die Einnahmenmaximierung ein Ziel 
des Monopols ist.258 
Nach grammatikalischer Auslegung könnte die Verbindung der zwei 
bzw. drei Voraussetzungen mit der Konjunktion „und“ im Sinne addi-
tiver Voraussetzungen verstanden werden, die zusammenkommen 
müssen, um diese Schlussfolgerung nach sich zu ziehen. Dabei müss-
ten dann mindestens die beiden erstgenannten Voraussetzungen vor-
liegen, da diese in beiden Textstellen zu der Schlussfolgerung der In-
kohärenz führen. Eine Inkohärenz läge aber eben nicht vor, wenn nur 
eine der Voraussetzungen gegeben wäre. Zu beachten ist außerdem, 
dass sich der Wortlaut dieser Aussagen des EuGH nur darauf bezieht, 
dass grundsätzlich Erlaubnissysteme bei anderen Glücksspielarten be-
stehen und nicht, dass diese anderen Glücksspielarten ein höheres 
Suchtpotenzial aufweisen. Das Suchtpotenzial spielt in den Ausfüh-
                                                
255C.M., Rn. 71 sowie Stoß, Rn. 107 Gliederungspunkt iv. 
256In: C.M., Rn. 67 f. und 71 sowie Stoß, Rn. 100 und 106 f. 
257C.M., Rn. 67 f. und 71 sowie Stoß, Rn. 100 und 106 f. 
258Stoß, Rn. 100. 
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rungen zu der konkreten Lage der Glücksspielarten, durch das auf 
Angebotsausweitung und Teilnahmeermunterung angelegte Verhalten 
der Behörden gegenüber Glücksspielarten mit höherem Suchtpotenzi-
al, eine Rolle.259 Ergebnis dieser Auslegung wäre also, dass es noch 
mit dem Unionsrecht vereinbar ist, dass ein staatliches Monopol auf 
Lotterien und Sportwetten besteht, auch wenn diese ein geringeres 
Suchtpotenzial haben, während Glücksspiele mit höherem Suchtpo-
tenzial wie Casino- und Automatenspiele der Tätigkeit Privater durch 
ein System mit behördlicher Erlaubnis zugänglich, also weniger be-
schränkt sind. 
Allerdings wird in den EuGH-Urteilen vom 08.09.2010 auch nicht 
ausdrücklich gesagt, dass eine restriktivere Regelung von Glücksspie-
len mit niedrigerem Suchtpotenzial und eine liberalere Regelung von 
Glücksspielen mit höherem Suchtpotenzial hinsichtlich des horizonta-
len Kohärenzgebots unbedenklich wären. Systematisch gesehen hat 
der EuGH nach Feststellung, dass verschiedene Glücksspielarten ver-
schieden restriktiv geregelt werden können,260 umgehend und wieder-
holt die Erfordernisse der Kohärenz betont.261 Zudem spricht die Tat-
sache gegen die zwingende Voraussetzung, dass die genannten Punkte 
additiv vorliegen müssen, dass in dem einem der Urteile vom 
08.09.2010 zwei Feststellungen, in dem anderen Urteil drei Feststel-
lungen zu der Schlussfolgerung der Inkohärenz führen.262 Diese Fest-
stellungen entsprechen gerade denen, die die deutschen Gerichte mit 
den Vorabentscheidungsersuchen als Sachverhalt zu der tatsächlichen 
Lage des deutschen Glücksspielmarktes mitteilen.263 An diese Sach-
verhaltsfeststellungen zu der nationalen Lage ist der EuGH gebun-
den.264 Eine teleologische Auslegung nach dem Sinn und Zweck obi-
ger Aussage265 ergibt, dass der EuGH eine kohärent an der Zielverfol-
                                                
259C.M., Rn. 71 und 66 ff. sowie Stoß, Rn. 99 ff., 103 f. und 106 f. 
260Stoß, Rn. 96 sowie C.M., Rn. 63. 
261Stoß, Rn. 97 bis 106 sowie C.M., Rn. 64 bis 68. 
262C.M., Rn. 67 bzw. Stoß, Rn. 100; so auch: VG Stuttgart, Urt. v. 16.12.2010, 

Az. 4 K 3645/10, Rn. 34. 
263C.M., Rn. 31 ff. sowie Stoß, Rn. 25 und 37 ff. 
264Stoß, Rn. 46. 
265C.M., 67 f. und Rn. 71 sowie Stoß, Rn. 100 und 106 f. 
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gung ausgestaltete Lage des Glücksspielmarktes durch die Regelun-
gen, das tatsächliche behördliche Verhalten und eine mit dem Ziel 
übereinstimmende tatsächliche Lage fordert. Dabei scheint es den Zie-
len des Verbraucherschutzes, der Spielsuchtbekämpfung und der 
Vermeidung von Anreizen zu übermäßigen Ausgaben fast offensicht-
lich zu widersprechen, dass Automatenspiele, die hinsichtlich des bei 
diesen Zielen betrachteten Suchtpotenzials das höchste aufweisen, 
nicht durch ein staatliches Monopol eingedämmt werden, sondern der 
Gewerbefreiheit Privater unterliegen, während Glücksspielarten mit 
weitaus niedrigerem Suchtpotenzial wie v. a. Lotterien und auch 
Sportwetten staatlich monopolisiert sind.266 Nach dieser Auslegung 
wäre eine Inkohärenz schon aufgrund einer solchen dem Suchtpoten-
zial widersprechenden Regelungsweise anzunehmen.267 
Den Urteilen des EuGH vom 08.09.2010 ist zwar die Notwendigkeit 
der Betrachtung anderer Glücksspiele zu entnehmen.268 Der EuGH 
geht aber nicht so weit, eine völlige Ausrichtung der Glücksspielrege-
lungen an den verschiedenen Gefährdungslagen für das verfolgte Ziels 
wie z. B. an dem Suchtpotenzial hinsichtlich der Spielsuchtbekämp-
fung zu fordern.269 Es wird gerade nicht beanstandet, dass Glücksspie-
le mit höherer Suchtgefahr schon liberaleren Regelungen unterliegen. 
Ansonsten würde der Wertungsspielraum270 der Mitgliedstaaten bei 
der Festlegung des Schutzniveaus der einzelnen Glücksspiele, aber 
auch der gesamten Regulierung, leerlaufen. Denn bei diesem Ver-
ständnis der Kohärenz würde dem Mitgliedstaat nur noch obliegen, 
ein legitimes Ziel zu wählen, höchstens noch die restriktivste zu ver-
wendende Regelungsform auszusuchen. Dementsprechend wäre die 
Regelungsintensität, also das Schutzniveau, der einzelnen Glücks-
spielarten nach deren Gefahrenhöhe vorherbestimmt. Der mitglied-

                                                
266Im Ergebnis und dem Sinn nach ähnlich: VG Stuttgart, Urt. v. 16.12.2010, 

Az. 4 K 3645/10, Rn. 34. 
267So auch: VG Stuttgart, Urt. v. 16.12.2010, Az. 4 K 3645/10, Rn. 32 und 34. 
268C.M., Rn. 68 sowie Stoß, Rn. 106. 
269So auch: BVerwG, Urt. v. 20.06.2013, Az. 8 C 10.12, Rn. 52. 
270Den Wertungsspielraum führt auch BVerwG, Urt. v. 20.06.2013, Az. 8 C 

10.12, Rn. 52 an. 
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staatliche Wertungsspielraum wurde für ein solches Ergebnis aber zu 
sehr von dem EuGH herausgestellt.271 Auch wenn der EuGH nicht 
ausdrücklich feststellt, dass das bestehende Regelungssystem mit Uni-
onsrecht vereinbar ist,272 müsste schließlich gerade eine ausdrückliche 
Feststellung der Unvereinbarkeit getroffen werden. Denn hierhinge-
hend gehen die Vorlagefragen.273 Darüber hinaus haben die vorlegen-
den Gerichte gerade die Regelungsausgestaltung von Glücksspielarten 
mit höherem und niedrigerem Suchtpotenzial an sich thematisiert.274 
Der EuGH hat diesen Aspekt aber nicht schon als Beanstandung auf-
genommen.275 Es wäre also zu weit hergeholt, aus den Urteilsformu-
lierungen die Forderung einer völlig passenden Ausgestaltung der 
Glücksspielarten am Suchtpotenzial in dem Sinne abzuleiten, dass die 
Glücksspielart mit dem höchsten Suchtpotenzial auch zwingend der 
restriktivsten Regelung unterliegen muss, die übrigen Glücksspielar-
ten entsprechend ihres absteigenden Gefahrenpotenzials weniger rest-
riktiv zu regeln sind, und die Glücksspielart mit der niedrigsten Ge-
fährdung der liberalsten Regelung unterliegen muss.276 Das Kohä-
renzerfordernis ist folglich nicht so weit auszudehnen, dass eine libe-
ralere Regelung von Glücksspielen mit gleichem und höherem Sucht-
potenzial alleine schon die Geeignetheit der Zielerreichung einer Mo-
nopolregelung beeinträchtigen könnte.277 Die oben beschriebene Aus-
gestaltung ist unionsrechtlich zwar möglich, aber von dem Kohärenz-
gebot eben nicht in der Weise einzufordern, dass andernfalls die Ver-
hältnismäßigkeit nicht gewahrt ist. 
Allerdings muss eine gewisse Anpassung an das Gefahrenpotenzial, z. 
B. durch inhaltliche Beschränkungen des Angebots, einige grundsätz-
liche Verbote und die Verhinderung einer Ausweitungspolitik, sehr 
                                                
271C.M., Rn. 46, 58, 83 ff. und 104 sowie Stoß, Rn. 76 und 79 f. 
272Siehe weiter oben und Aussagen der EuGH-Urteile vom 08.09.2010. 
273C.M., Rn. 38 Nr. 2 Halbsatz 1 sowie Stoß, Rn. 27 Nr. 1 Halbsatz 2 und Rn. 42 

Nr. 1 Halbsatz 2. 
274Stoß, Rn. 21, 37, 42 Nr. 1 Halbsatz 2 und 24 sowie C.M., Rn. 38 Nr. 2 Halb-

satz 1. 
275C.M., Rn. 53 und 67 sowie Stoß, Rn. 66 Nr. iv und 100. 
276So auch: BVerwG, Urt. v. 20.06.2013, Az. 8 C 10.12, Rn. 54. 
277BVerwG, Urt. v. 20.06.2013, Az. 8 C 10.12, Rn. 52; vgl. Stoß, Rn. 93. 
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wohl erfolgen, um dem Kohärenzgebot zu entsprechen.278 Der beste-
hende grundsätzliche Widerspruch zwischen den Regelungen der 
Glücksspielarten zu der Höhe der Suchtgefahr,279 soweit er das Kohä-
renzgebot zu beeinträchtigen vermag, muss durch Änderungen der 
Regelungsausgestaltung aufgehoben werden. Besonders Automaten-
spiele, mit dem höchsten Suchtpotenzial, aber auch Casinospiele mit 
hohem Suchtpotenzial, müssen folglich einzeln restriktiver ausgestal-
tet werden.280  
 
4.1.2.3 Konkrete Ausgestaltungen 
Konkrete Ausgestaltungen von Regelungen zur Gewährleistung der 
Spielsuchtbekämpfung und des Verbraucherschutzes erwähnt auch der 
EuGH: Beschränkungen des Glücksspielangebots auf eine Höchstan-
zahl, eine Festlegung der qualitativen Ausgestaltung des Angebots 
und eine Festschreibung aufsichtsbehördlicher Kontrollen der Einhal-
tung dieser Bestimmungen.281 Qualitative Ausgestaltungen können 
bestimmte Anforderungen, die das Angebot erfüllen muss, sein, z. B. 
inhaltlicher und organisatorischer Art, Rahmenbedingungen der Ver-
anstaltung, Schutzkonzepte, genaue Abläufe, Einsätze und Gewinne, 
Verbote bestimmter Glücksspiele, Festlegung einer Mindestspieldauer 
oder Regeln des Spielablaufs. Dies ist nach obigen Ausführungen so 
umzusetzen, dass die Begrenzungen, die qualitativen Anforderungen 
sowie die Kontrollen für Glücksspiele entsprechend der Höhe des 
Suchtpotenzials mehr oder weniger strikt ausgestaltet sind.282 
 
4.1.3 Andere legitime Ziele 
Bei diesen Ausführungen und der Bewertung des EuGH ist aber auch 
zu beachten, dass sich die konkreten Aussagen und die Betrachtung 

                                                
278Ableitbar aus: Stoß, Rn. 83, 100 und 106 sowie C.M., 67 f. 
279Ähnlich: VG Stuttgart, Urt. v. 16.12.2010, Az. 4 K 3645/10, Rn. 32. 
280Weiterführung von: C.M., Rn. 64 bis 68 sowie Stoß, Rn. 97 ff. und 106 sowie 

BVerwG, Urt. v. 24.11.2010, Az. 8 C 15/09, Rn. 81. 
281Stoß, Rn. 83. 
282Siehe unter 4.1.1, 4.1.2.2 und 3.2.  
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des Suchtpotenzials immer darauf beziehen, dass die Spielsuchtbe-
kämpfung und Vermeidung von Anreizen zu übermäßigen Ausgaben 
die im Glücksspielwesen und mit der Monopolregelung verfolgten 
Ziele darstellen.283 Ggf. könnte die Bewertung also anders aussehen, 
wenn andere legitime Ziele vorrangig oder ebenso verfolgt und unter-
schiedliche Gefahrenlagen – nicht nur die Spielsuchtgefährdung – be-
trachtet werden. 
 
4.1.3.1 Möglichkeiten legitimer Ziele 
Ein weiteres zu verfolgendes Ziel, das einen unionsrechtlichen Recht-
fertigungsgrund darstellt, kann die Betrugsvorbeugung und –bekäm-
pfung darstellen.284 Dabei wäre z. B. die Gefahr und Anfälligkeit der 
unterschiedlichen Glücksspielarten für Manipulation zu betrachten. 
Auch die Kriminalitätsvorbeugung und -bekämpfung ist ein solches 
Ziel.285 Hier ist die Wahrscheinlichkeit von kriminellen Vorgängen im 
Zusammenhang mit den jeweiligen Glücksspielarten anzuschauen. 
 
4.1.3.2 Gefahrenbetrachtung 
Sportwetten und Pferdewetten weisen eine offensichtliche Manipula-
tionsgefahr bezüglich der Beeinflussung des Ausgangs des Sporter-
eignisses, auf das gewettet wird, im Sinne einer Begleitkriminalität, 
auf.286 Werden sie im Internet betrieben, ist diese Gefahr als noch prä-
senter einzuschätzen.287 Lotterien werden wegen der Identität des Be-
treibers und der Gewinnermittlung, wegen der schwer vorauszusagen-
den, vielfältig beeinflussten Gewinnwahrscheinlichkeit, wegen der 
Tendenz zu wenigen Anbietern, um die Besonderheit von geringen 
Einsätzen und möglichen hohen Höchstgewinnbeträgen zu erhalten, 
und wegen der völligen Unbekanntheit der Anzahl der Teilnehmer 

                                                
283C.M., Rn. 57 sowie Stoß, Rn. 90. 
284C.M., Rn. 55 sowie Stoß, Rn. 88. 
285Stoß, Rn. 101. 
286Adams / Rock, S. 381 und 384 sowie BVerfGE 115, 276 (306) = Rn. 106 so-

wie Glücksspielaufsichtsbehörden, S. 71 sowie Heseler, S. 103 f. 
287 Schweizerisches Institut u. a., Teil Eins, S. 33. 
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und richtigen Wettergebnisse, die allerdings einen Einfluss auf die 
Gewinnhöhe haben, als manipulationsanfälliger und intransparenter 
als die Sportwettenveranstaltung an sich beurteilt.288 Besonders Casi-
nospiele im Internet weisen eine hohe Manipulationsgefahr auf.289 
Manipulierbar sind ebenfalls Automatenspielgeräte, sodass auch für 
diese eine Gefahr besteht.290 Auch ist festzustellen, dass die Manipula-
tionsgefahr bei unerlaubtem Glücksspiel höher ist, als sie für die je-
weiligen Glücksspielarten in erlaubter Rechtslage ausfällt.291 Betrug 
durch Nichtauszahlung von Gewinnen, Manipulation der Gewinnquo-
ten und dem Einsatz von Computerviren tritt bei Casinospielen, v. a. 
im Internet, und Wetten auf.292 
Je höher die erzielbaren Gewinne sind, desto anfälliger ist eine 
Glücksspielart für organisierte Kriminalität.293 Sportwetten verzeich-
nen hohe Gewinne und sind für die organisierte Kriminalität, v. a. 
über das Internet sehr attraktiv.294 Auch hat sie für Casinospiele Be-
deutung.295 Spielautomaten ist ein Kriminalitätsproblem immanent;296 
ein Verbot der Veranstaltung durch Private und eine Begrenzung auf 
lizensierte Spielbanken führen aber voraussichtlich zu einer Krimina-
litätsausweitung.297 Für Geldwäscheaktivitäten anfällig sind Casino-
spiele298 und das Wettwesen, v. a. bei Agieren über das Internet.299 

                                                
288Grzeszick, S. 40 ff. sowie Zerfaß, wiwo; zur geringeren Manipulationsgefahr 

und höheren Transparenz von Sportwetten wegen organisatorischer Trennung 
und fester Gewinnquotengegenüber anderen Glücksspielen auch: BVerfGE 
115, 276 (306) = Rn. 103. 

289Europäische Kommission, Antwort Deutschland, S. 5. 
290 Füchtenschnieder-Petry, S. 1 ff. und 5 sowie Alt / Noone u. a., S. 7 und 15 

(Positionspapier), S. 12 und 20 (insgesamt). 
291Heseler, S. 100. 
292Schweizerisches Institut u. a., Teil Eins, S. 24 f. und 33. 
293 So aufzufassen: BVerfGE 115, 276 (306) = Rn. 105. 
294BVerfGE 115, 276 (306) = Rn. 105. 
295Schweizerisches Institut u. a., Teil Eins, S. 21 und 24. 
296 Schweizerisches Institut u. a., Teil Eins, S. 26. 
297Schweizerisches Institut u. a., Teil Eins, S. 28. 
298Europäische Kommission, Antwort Deutschland, S. 5. 
299Schweizerisches Institut u. a., Teil Eins, S. 33. 
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Besonders anfällig für Kriminalität sind Glücksspiele im Internet.300 
Mit der Höhe der Suchtgefahr geht die Höhe der Anfälligkeit für 
durch Spieler verübte Begleitkriminalität einher, um so ausreichende 
Finanzmittel für das Spielen von Glücksspielen zu generieren.301 
Für Lotterien besteht keine große Gefahr der Schwarzmarktentwick-
lung.302 Eine Gefahr der Ausbreitung illegalen Glücksspiels besteht 
für Sportwetten und Casinospiele.303 Insbesondere über das Internet 
besteht eine große Gefahr solch illegalen Glücksspiels.304 Zu beachten 
ist in tatsächlicher Hinsicht, dass das staatliche Sportwettenmonopol 
während seines Bestandes zu einer deutlichen Schwarzmarktbildung 
und -ausweitung führte, anstatt eine solche zu verhindern.305 
 
4.1.3.3 Folgen der Gefahrenbetrachtung 
Nach Betrachtung der verschiedenen Gefährdungslagen kann festge-
halten werden, dass das Veranstaltungsmonopol auf Lotterien mit ei-
ner konsequenten Ausgestaltung anhand der Manipulationsgefahr zu 
begründen wäre.306 Die anderen Glücksspielarten müssten ebenso 
hauptsächlich an der Manipulationsbekämpfung und den spezifischen 
Gefahren hierfür geregelt werden. Allerdings darf dabei nicht außer 
Acht gelassen werden, dass, wenn man insgesamt auf die Bekämpfung 
von Kriminalität und deren Prävention abstellt, die Gefahren von Lot-
terien gegenüber Kriminalitätsgesichtspunkten anderer Glücksspielar-
ten eher schwächer ausgeprägt sind und eine untergeordnete Stellung 
einnehmen. Eine Begründung eines Lotteriemonopols mit der Mani-
pulationsanfälligkeit wäre demnach rechtlich zwar möglich, aber kri-
tisch zu sehen. Aus Sicht der Gefahr der Ausweitung illegalen Ange-
bots sind Sportwetten, soweit die Schwarzmarkteindämmung ein Ziel 
                                                
300Schweizerisches Institut u. a., Teil Eins, S. 72. 
301BVerfGE 115, 276 (306) = Rn. 105. 
302 Monopolkommission, S. 60, Gliederungspunkt 52 sowie Glücksspielauf-

sichtsbehörden, S. 88. 
303Glücksspielaufsichtsbehörden, S. 88. 
304Glücksspielaufsichtsbehörden, S. 88 f. 
305Glücksspielaufsichtsbehörden, S. 88 bis 91 sowie Nolte, S. 20 f. 
306So auch: Grzeszick, S. 4 und 40 f. 
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darstellt, zwingend zu liberalisieren, da ein Monopol hier negative 
Auswirkungen hat. Der EuGH erkennt für dieses Ziel an, dass erlaubte 
Angebote zur besseren Zielerreichung als „verlässliche und zugleich 
attraktive Alternative zur verbotenen Tätigkeit“307 ausgestaltet sein 
können. Um dies zu ermöglichen, kann das Angebot recht umfang-
reich sein sowie Werbung und moderne Vertriebstechniken zugelas-
sen werden.308 Dies kann allerdings nur für Glücksspielarten gelten, 
bei denen auch eine Gefahr der Schwarzmarktausweitung besteht. Au-
tomaten- und Casinospiele weisen eine hohe Gefahrenlage hinsicht-
lich der Kriminalität, Schwarzmarktausbreitung und Manipulationsan-
fälligkeit auf. Wegen des ebenfalls bestehenden Suchtpotenzials müss-
ten Regelungen getroffen werden, die sämtliche Aspekte umfassen.309 
 
4.1.4 Ausgestaltung einer Erlaubnisregelung 
Soll eine Erlaubniserteilung an Private möglich sein, z. B. im Wege 
eines Konzessionssystems oder einer freien Erlaubniserteilung, oder 
wird generell eine Erlaubnis in einer Vorschrift vorausgesetzt, muss 
eine solche Regelung folgende Kriterien des EuGH erfüllen: Wird ei-
ne Regelung erlassen, nach der für die Erlaubniserteilung ein admi-
nistratives Ermessen besteht, müssen objektive, diskriminierungsfreie 
und vorab festgelegte und bekannte Kriterien für eine Erlaubnisertei-
lung bestimmt werden und ein effektiver gerichtlicher Rechtsschutz 
sichergestellt sein.310 Auf die Erlaubnisregelung des § 4 GlüStV 2008 
bezogen wurde von deutscher Seite schon im Rahmen der Vorabent-
scheidungsverfahren gegenüber dem EuGH geltend gemacht, dass die 
Ermessensausübung durch das Ziel der Regelung, die Anforderungen 
der Verhältnismäßigkeit und die Grundrechte die geforderten Grenzen 
erfährt und im deutschen Recht ein umfassender effektiver Rechts-
schutz besteht.311 Darüber müssen wegen der Zuständigkeitsverteilung 

                                                
307Stoß, Rn. 101. 
308Für die letzten beiden Sätze: Stoß, Rn. 101; siehe unter 3.3.4. 
309Zu Gefahrenpotenzialen: siehe unter 2 und 4.1.3.2. 
310C.M., Rn. 86 f., siehe auch unter 3.3.9. 
311C.M., Rn. 88. 
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deutsche Gerichte entscheiden.312 Dabei ist Folgendes festzustellen: 
Die Entscheidung über eine Erlaubniserteilung ergeht nach pflichtge-
mäßem Ermessen.313 Somit sind mit dem Gesetzeszweck, in § 1 
GlüStV 2008 durch Zielbestimmungen konkretisiert, und mit den An-
forderungen und Grenzen des Ermessens bestimmte Kriterien vorhan-
den.314 Dadurch sind willkürliche und auf sachfremden Kriterien be-
ruhende Entscheidungen ausgeschlossen.315 Vor den Verwaltungsge-
richten besteht effektiver Rechtsschutz vor ermessensfehlerhaften Ent-
scheidungen.316 Diese Kriterien schließen also Willkür aus und gelten 
für jeden gleichermaßen, sind also nicht diskriminierend. Sie werden 
an objektiven Bestimmungen wie den Gesetzeszielen und verwal-
tungsverfahrensrechtlichen und allgemeinen rechtlichen Anforderun-
gen festgemacht, sind also objektiv, und sind bereits im Voraus be-
kannt, v. a. hinsichtlich der Bindung an Ziele und Grenzen des Ermes-
sens. Die Anforderungen des EuGH317 werden also erfüllt.318 Eine der 
Erlaubnisvorschrift des GlüStV 2008 entsprechende Regelung kann 
somit in die Neuregelung aufgenommen werden. 
 
4.1.5 Werbung 
Die Ausgestaltung der Werbung für monopolisierte Glücksspiele muss 
so geregelt werden, dass sie tatsächlich auf das notwenigste und gera-
de auf das, was zur Zielerreichung der Lenkung zu erlaubten Angebo-
ten führt, beschränkt ist.319 Dabei müssen schon die Regelungen zu 
möglicher Werbung, v. a. für staatlich monopolisierte Glücksspielar-

                                                
312C.M., Rn. 89. 
313BGH, Urt. v. 14.08.2008, Az. KVR 54/07, Rn. 67 sowie § 40 VwVfG sowie § 

8 Abs. 3 Satz 1 VwVGlüStV. 
314BGH, Urt. v. 14.08.2008, Az. KVR 54/07, Rn. 67. 
315BGH, Urt. v. 14.08.2008, Az. KVR 54/07, Rn. 67 sowie § 40 VwVfG sowie § 

114 VwGO sowie vgl. BVerfGE 38, 348 (369). 
316BGH, Urt. v. 14.08.2008, Az. KVR 54/07, Rn. 67 sowie § 114 VwGO sowie 

vgl. BVerfGE 38, 348 (369). 
317Nach C.M., Rn. 86 f.; siehe auch unter 3.3.9 und weiter oben. 
318So auch: Postel in: D / H / R, § 4 GlüStV, Rn. 53. 
319Siehe unter 3.3.4 sowie Stoß, Rn. 103. 
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ten, gerade so ausgestaltet sein, dass nicht einmal der Verdacht der 
tatsächlichen Verfolgung einer staatlichen Einnahmenmaximierung 
aufkommt.320 Konkrete Anforderungen an die Ausgestaltung kohären-
ter Werbung in diesem Rahmen sind folgende: Sie muss in Quantität 
und Ausgestaltung maßvoll, an dem Begrenzungsziel orientiert, sofern 
es weiter verfolgt wird, auftreten.321 Sie darf insbesondere nicht das 
zur Lenkungswirkung zu erlaubten Glücksspielen erforderliche Maß 
übersteigen, nicht zu Glücksspielen animieren und nicht aktivierend 
zum Mitspielen auffordern oder dies anregen, sodass das Interesse und 
die Spielleidenschaft sonst nicht Spielender geweckt würden, sie darf 
weiter Glücksspiele nicht unbeschwert und positiv mit einem guten 
Image darstellen, nicht erklären, dass Interessen des Gemeinwohls 
durch Glücksspiele mitfinanziert werden, da so ein Bild erzeugt wird, 
das es zu unterstützen gilt, Gewinne dürfen nicht angepriesen und als 
verlockend oder leicht erreichbar gezeigt werden und Gefahren des 
Glücksspiels nicht verharmlosend heruntergespielt werden.322 Wer-
bung für staatlich monopolisierte Glücksspielarten, die über sachliche 
Information über bestehende Spielmöglichkeiten hinausgeht, v. a. die 
zum Spielen auffordert, ist nicht mit den Zielen der Spielsuchtbe-
kämpfung und der Verhinderung problematischen Spielverhaltens 
vereinbar.323 Zur Gewährleistung dieser Anforderungen sind genaue 
normative Vorgaben notwendig wie materielle und formgebundene 
Verbote, Gebote und Voraussetzungen und eine an der Gefahrenlage 
der Glücksspielarten orientierte, an die jeweilige Glücksspielart ange-
passte Regelung. Auch die Art und Weise der Werbung muss norma-
tiv bestimmt sein. Zudem sollten Vorgaben zur Quantität gemacht 
werden. 
 
4.1.6 Internet 
Das Internetverbot des GlüStV 2008 wurde von dem EuGH nicht be-
anstandet, sondern sogar als grundsätzlich mit dem Unionsrecht ver-
                                                
320Ersichtlich aus Stoß, Rn. 104 und 100. 
321Stoß, Rn. 103. 
322Stoß, Rn. 103. 
323BVerwG, Urt. v. 24.11.2010, Az. 8 C 15/09, Leitsatz 1 und Rn. 77. 
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einbar anerkannt.324 Ein solches vollständiges Verbot kann aus rein 
unionsrechtlicher Sicht also beibehalten werden. Etwas anderes könn-
te sich aus tatsächlichen Entwicklungen ergeben. Der Online-
Glücksspielmarkt gewinnt immer mehr an Bedeutung.325 Diese Ent-
wicklung wird durch ein Verbot nicht aufgehalten, sondern findet 
dann in Illegalität statt.326 Die Entscheidung über ein Reagieren oder 
Nichtreagieren liegt, da mit Unionsrecht vereinbar, im Ermessen und 
Beurteilungsspielraum des deutschen Gesetzgebers. 
 
4.2 Administrative Auswirkungen 
Speziell für die Verwaltung gelten folgende Anforderungen: 
 
4.2.1 Die neue Rechtslage 
Aus den EuGH-Urteilen vom 08.09.2010 geht hinsichtlich der Ver-
waltung hervor, dass auch deren behördliche Glücksspielpolitik einen 
wichtigen Bestandteil der Kohärenzprüfung darstellt.327 Das konkrete 
Verhalten und die feststellbare Politik der mit Glücksspielen befassten 
Behörden dürfen nicht gegen die Zielverfolgung wirken, sondern 
müssen konsequent zur Zielverfolgung beitragen.328 Auswirkung die-
ser EuGH-Urteile und der Neuregelung ist auch die Notwendigkeit der 
Verwaltung, sich auf die neue Rechtslage einzustellen und eine ziel-
genaue Verwaltungspraxis zu entwickeln. Dabei sind die Beanstan-
dungen der EuGH-Urteile wichtige Auslegungskriterien für die Ver-
einbarkeit künftigen Handelns. 
 
4.2.1.1 Bei Beibehaltung des bisherigen Hauptziels 
Bei Beibehaltung des hauptsächlichen Ziels der Spielsuchtprävention 
und -bekämpfung ist folgendes konkret vom EuGH beurteiltes Verhal-
                                                
324C.M., Rn. 105. 
325Schweizerisches Institut u. a., Teil Eins, S. 19. 
326Schweizerisches Institut u. a., Teil Eins, S. 49. 
327C.M., Rn. 66 und 68 sowie Stoß, Rn. 99 f. und 106. 
328C.M., Rn. 66 und 68 sowie Stoß, Rn. 99 f. und 106. 
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ten bzw. Zulassen falsch: Eine Liberalisierung der Betriebsbedingun-
gen für Glücksspiele mit hohem Suchtpotenzial, Automatenspiele, in 
gewerblichen Einrichtungen,329 ein tatsächlicher Anstieg der Spiel-
bankenanzahl, obwohl die darin angebotenen Glücksspiele ein hohes 
Suchtpotenzial aufweisen,330 eine Duldung neuer Casinospiele im In-
ternet, trotz der besonderen Suchtgefahr331 sowie intensive Werbe-
maßnahmen für eine staatlich monopolisierte Glücksspielart, die zu-
dem durch die Behandlung der gemeinnützigen Finanzierung durch 
Glücksspieleinnahmen und deren Bedarf die Vermutung nahe legen, 
dass die Einnahmenmaximierung ein Ziel des Monopols ist.332 
Es muss stattdessen eine konsequente Begrenzungspolitik gegenüber 
Glücksspielarten mit hohem Suchtpotenzial gefahren werden, in zu-
mindest der Ausprägung, dass vorhandene Beschränkungen beibehal-
ten, nicht liberalisiert werden, dass keine, oder nur sehr beschränkt, 
neue Veranstaltungsorte und Angebote zugelassen werden.333 Darüber 
hinaus darf Werbung, v. a. für monopolisierte Glücksspielarten nur 
sehr eingeschränkt und v. a. maßvoll, rein informierend und in größe-
ren Intervallen gemacht werden. Sie darf insbesondere keine positiven 
Aspekte von Glücksspielen betonen und nicht auf die Verwendung der 
Einnahmen eingehen.334 Die in der Norm notwendigerweise allge-
meingehaltenen Anforderungen und unbestimmten Rechtsbegriff sind 
zwingend anhand des Zieles der Spielsuchtprävention und –bekämp-
fung auszulegen,335 sodass im Zweifel eine Werbemaßnahme als nicht 
zulässig bewertet werden sollte und eingeschränkter durchzuführen 
ist, um die tatsächliche Zielverfolgung nicht zu gefährden. Wichtig ist, 
dass die tatsächliche Verfolgung der Spielsuchtprävention und -
bekämpfung durch die Behörden sich auf alle Glücksspielarten be-
                                                
329Wie Spielhallen, Schank- und Speisewirtschaften und Beherbergungsbetrie-

ben, C.M., Rn. 67 sowie Stoß, Rn. 100. 
330C.M., Rn. 67. 
331Stoß, Rn. 100. 
332Stoß, Rn. 100. 
333Siehe unter 3.3.3 sowie Stoß, Rn. 83, 88, 98, 100 f. und 106. 
3343.3.4 sowie Stoß, Rn. 103. 
335 Aus den Anforderungen der kohärenten und systematischen Zielverfolgung 

folgend. 
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zieht, und zwar in abgestufter Form nach dem jeweiligen Suchtpoten-
zial, horizontale Kohärenz, und passend zu der Beschränkungsintensi-
tät, vertikale Kohärenz.336 
 
4.2.1.2 Bei anderen legitimen Zielen 
Sollten die Ziele der Betrugs- und Kriminalitätsvorbeugung und -
bekämpfung mehr Gewicht in der Zielverfolgung erhalten,337 so lässt 
die Schaffung eines attraktiven, gegenüber illegalen Glücksspielen 
wettbewerbsfähigen Angebots auch zu, dass das erlaubte Angebot 
maßvoll, kontrolliert und bedacht erweitert wird, Werbung in diesen 
Rahmen und zu diesem Zweck eingesetzt wird, aber immer noch 
maßvoll und an den Zielen orientiert.338 Hier besteht allerdings auch 
die Notwendigkeit, den Einsatz und das Ausmaß der Werbung kon-
trolliert zu halten und für eine tatsächliche Zielverfolgung zu sor-
gen.339 Auch sind zur tatsächlichen Zielverfolgung Kontrolltätigkeiten 
der Aufsichtsbehörden notwendig und die tatsächliche Eindämmung 
von Betrug und Kriminalität ist zu überprüfen und darauf zu reagie-
ren.340  
Spiegelbildlich zu den legislativen Anforderungen, muss die Werbung 
auch in der tatsächlichen Durchführung, v. a. die für staatlich mono-
polisierte Glücksspielarten, so ausgestaltet sein, dass kein Verdacht 
der Verfolgung einer Einnahmenmaximierung bzw. des finanziellen 
Interesses des Staates aufkommt.341 Werbemaßnahmen für monopoli-
sierte Glücksspiele sollten also durch die Einnahmen gewonnene Fi-
nanzierungsmöglichkeiten und -zwecke gar nicht beinhalten. 

                                                
336 Vgl. C.M., Rn. 68 sowie Stoß, Rn. 100, 104 und 106; zu Kohärenz siehe unter 

2, 3.3.3, 3.4.1 sowie 4.1. 
337Siehe unter 4.1.3. 
338Stoß, Rn. 101. 
339Stoß, Rn. 97 ff. und 102. 
340Folgerung aus einer kohärenten und systematischen Zielverfolgung. 
341Ersichtlich aus: Stoß, Rn. 104 und 100. 



64 

 

4.2.1.3 Übereinstimmung der Praxis mit den Zielen 
Bei sämtlichen Einzelfallmaßnahmen sind die legitimen Ziele sowie 
die damit übereinstimmende Regelungsabsicht, die durch den Ände-
rungsprozess besonders präsent ist, zu beachten. Diese Ausrichtung 
muss stets an den Gesamtzielen erfolgen und das Verhältnis zu ande-
ren Glücksspielarten betrachtet werden. Die Ausgestaltung einer über-
einstimmenden tatsächlichen Lage ist nicht nur zu planen, sondern 
auch durch tatsächliches Handeln herbeizuführen. Dabei sollte eine 
stetige Kontrolle der Übereinstimmung der Anwendung, der tatsächli-
chen Lage und der zugrundeliegenden Regelung mit Unionsrecht, bei 
jeder behördlichen Entscheidung, erfolgen. So wird eine permanente 
Praxiskontrolle gewährleistet. Bleibt das Hauptziel der Spielsuchtprä-
vention und -bekämpfung bestehen, sollte im Zweifel zugunsten einer 
Begrenzung im Sinne der Erfordernisse des Schutzes vor Spielsucht 
entschieden werden. Im Falle einer Mitwirkung an einer Normände-
rung sind die Auswirkungen dieser einen Änderung auf die anderen 
Glücksspielarten und das Gesamtsystem zwingend zu berücksichti-
gen.342 
 
4.2.1.4 Reaktion auf (Rechts-)Unsicherheit 
Unsicherheit im Glücksspielmarkt wurde geschaffen wegen zahlrei-
cher Neuregelungen und gerichtlicher Beanstandungen.343 Darauf soll-
te die Verwaltung reagieren, indem sie ihr juristisches Fachwissen in 
die legislative Neuregelung einbringt, sodass diese eine nachhaltig 
rechtmäßige Rechtslage schafft und keine weitere Unsicherheit ge-
schaffen wird. Darüber hinaus sollte die Verwaltung, nach Erlass einer 
Regelung, diese neuen Bedingungen in die Öffentlichkeit und v. a. an 
betroffene Glücksspielunternehmer herantragen, z. B. durch Tagungen 
sowie Informationsangebote und so der Unsicherheit durch umfassen-
de Information entgegenwirken. 

                                                
342Für diesen Absatz: Folgerungen aus den oben beschriebenen Kohärenzanfor-

derungen; siehe auch unter 3.3.3 und 4.1. 
343So auch: Heeg / Levermann, S. 726. 
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4.2.2 Die Übergangszeit bis zu einer Neuregelung 
Fraglich ist, welche Rechtslage bis zu einer Neuregelung besteht, wel-
che Vorschriften ggf. weiter gelten und was passiert, wenn die wesent-
lichen Vorschriften des GlüStV 2008 nicht anwendbar sind. Für die 
weitere Anwendbarkeit von Teilen einer mit dem Unionsrecht unver-
einbaren Rechtsvorschrift gilt der Grundsatz des BVerwG, dass der 
übrige, nicht gegen Unionsrecht verstoßende Teil nur dann für sich 
genommen weiter bestehen kann, wenn dieser einen selbstständig be-
stehenden Gehalt hat, der mit dem Willen des Gesetzgebers überein-
stimmt, bzw. diesem Willen „noch am ehesten entspricht.“344 
 
4.2.2.1 Hauptsächliche Monopolregelungen 
Da das staatliche Veranstaltungsmonopol auf Sportwetten und Lotte-
rien wegen der tatsächlichen Ausgestaltung des Monopols und des 
Glücksspielsektors durch deutsche Gerichte tatsächlich für unionswid-
rig befunden wurde,345 darf § 10 Abs. 5 GlüStV 2008, der dieses im 
Wesentlichen statuiert, auch von der Verwaltung, sofort nicht mehr 
angewendet werden, um dem Vorrang des Unionsrechts durch Ge-
währleistung der vollen Wirksamkeit des Unionsrechts gerecht zu 
werden.346 Die Veranstaltung von Sportwetten und Lotterien unterliegt 
dann folglich keinem staatlichen Monopol mehr. Das Monopol wird 
neben § 10 Abs. 5 GlüStV 2008 auch durch § 10 Abs. 1 und 2 ausge-
staltet.347 Denn § 10 Abs. 1 und 2 GlüStV 2008 verleihen dem Staat in 
verschiedenen möglichen Rechtsformen die Aufgabe der „Sicherstel-
lung“ des Angebots von Sportwetten und Lotterien. Nach § 10 Abs. 5 
GlüStV 2008 darf eine Erlaubnis für das Veranstalten dieser Glücks-
spiele nur den in Abs. 2 Genannten, also dem Staat, verliehen werden. 

                                                
344BVerwG, Urt. v. 12.11.1997, Az. 6 C 12/96, Rn. 29. 
345 Siehe unter 4 sowie z. B. VG Stuttgart, Urt. v. 16.12.2010, Az. 4 K 3645/10, 

Rn. 26 und Leitsatz 1 sowie VG Halle, Urt. v. 11.11.2010, Az. 3 A 158/09, S. 
41 und 58 sowie VG Berlin, Urt. v. 07.10.2010, Az. 35 A 224.08, Rn. 38. 

346Vgl. WW, Rn. 68, 53 f. und 56. 
347Entsprechend zur jetzigen Rechtslage: Dietlein / Postel in: D / H / R, § 10 

GlüStV, Rn. 1. 
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Diese Vorschriften sind als Kernregelungen zum Monopol nicht mit 
Unionsrecht vereinbar und nicht mehr anwendbar.348 
 
4.2.2.2 Zielbestimmungen 
Die Zielbestimmungen und Gewichtung der Ziele, mit Betonung der 
Verbraucherschutzziele, nach § 1 GlüStV 2008 wurden nicht bean-
standet, sondern als legitime Rechtfertigungsgründe von dem EuGH 
auch zur Kohärenzprüfung aller Glücksspielarten bezüglich dieser 
Ziele verwendet.349 Diese sind auch nicht im Hinblick auf das Mono-
pol, sondern umgekehrt, das Monopol im Hinblick auf die Ziele zu 
sehen, und haben als Grundnorm, an der der gesamte Glücksspielsek-
tor im Rahmen der Kohärenz gemessen wird, eigenen und weiterhin 
Bestand. 
 
4.2.2.3 Erlaubniserteilung 
Fraglicher ist die weitere Anwendbarkeit der Regelung der Erlaub-
niserteilung nach § 4 GlüStV 2008, im Besonderen des Erlaubnisvor-
behalts des § 4 Abs. 1 Satz 1 GlüStV 2008. Die Absicht des GlüStV 
2008 ist die Schaffung eines staatlichen Monopols auf die Veranstal-
tung von Lotterien und Sportwetten.350 Die Vermittlung dieses staatli-
chen Angebots ist auch durch Private zulässig; nicht erlaubt ist aber 
die Veranstaltung durch Private oder die Vermittlung dieser privaten 
Angebote.351 Schon daraus, dass im Wesentlichen nur Lotterien und 
Sportwetten im GlüStV 2008 gänzlich, Spielbanken nur teilweise und 
die restlichen Glücksspiele überhaupt nicht geregelt sind,352 folgt die 
Vermutung, dass die meisten Regelungen darin auf das Monopol aus-
gerichtet sind und nicht auf die Etablierung eines Gesamtkonzepts für 

                                                
348Vgl. WW, Rn. 56, 23, und 68. 
349Z. B. C.M., Rn. 53, 55 und 71. 
350 Erl. GlüStV 2008, S. 11 unter A II 2.2. 
351§ 19, § 4 Abs. 2 Satz 2 i. V. m. § 10 Abs. 5 GlüStV 2008.  
352§ 2 GlüStV 2008; Ausschließlich bundesrechtlich waren zu dieser Rechtslage 

Pferdewetten (RennwLottG) und Automatenspiele, außer die in Spielbanken, 
(GewO und SpielV) geregelt, siehe: C.M., Rn. 4. 



67 

 

den Glücksspielsektor, mit einer horizontalen, alle Glücksspielarten 
betrachtenden und einschließenden Kohärenz. 
§ 4 GlüStV 2008, isoliert betrachtet, bietet grundsätzlich die Möglich-
keit einer Erlaubniserteilung auch für das Veranstalten von Lotterien 
und Sportwetten durch Private. Doch diese theoretische Möglichkeit 
ist durch § 10 Abs. 5 GlüStV 2008 von Anfang an ausgeschlossen, 
sollte nie zum Tragen kommen und wurde auch nicht weiter konkreti-
siert und mit näheren Voraussetzungen versehen.353 Sie würde sogar 
dem Regelungszweck und Telos des GlüStV 2008 zuwiderlaufen. Ei-
ne solche Erlaubnis zur privaten Veranstaltung wurde zur besseren 
Verfolgung der Ziele des GlüStV 2008 ausgeschlossen, da die Bewer-
tung getroffen wurde, dass die Ziele des § 1 GlüStV 2008 eben durch 
eine staatliche Veranstaltung am wirksamsten verfolgt werden kön-
nen.354 Da das Monopol aber unionsrechtswidrig ist, sind alle Vor-
schriften, die dieses etablieren, als Begründung verwenden oder 
durchsetzen zwangsläufig unionsrechtswidrig und damit unanwend-
bar.355 Die Erlaubniserteilung an private Veranstalter kann also nicht 
mit der Begründung abgelehnt werden, sie sei nach dem GlüStV nicht 
erlaubt, da dies gerade unionsrechtswidrig ist. Ebenso kann § 4 Abs. 2 
Satz 1 GlüStV 2008, der Versagungsgrund bei Zuwiderlaufen der Zie-
le des § 1 GlüStV 2008, nicht dahingehend ausgelegt werden, dass ein 
solches Zuwiderlaufen der Ziele durch die Erlaubniserteilung an Pri-
vate erfolge, da dies ebenfalls als unionsrechtswidrig anzusehen wäre.  
Für die private Vermittlung hat § 4 Abs. 1 Satz 1 GlüStV 2008, da die 
Erlaubniserteilung grundsätzlich möglich ist, hingegen einen tatsäch-
lichen Gehalt auch für Private. Allerdings besteht hier die Vorausset-
zung, dass die Erlaubnis nur für die Vermittlung erlaubter Angebote 
nach dem GlüStV 2008 erteilt werden darf.356 Die Vermittlung priva-
ter, nicht dem staatlichen Monopol unterliegender Angebote ist dem-
nach also ausgeschlossen. Der bestehende Ausschluss privater Ange-

                                                
353§ 10 Abs. 5 GlüStV 2008 sowie ableitbar aus: Erl. GlüStV 2008, S. 11 unter 

A II 2.2. 
354Erl. GlüStV 2008, S. 11 unter A II 2.2. 
355Vgl. WW, Rn. 53. 
356§ 4 Abs. 2 Satz 2 GlüStV 2008. 
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bote ist aufgrund der unionswidrigen Ausgestaltung des Veranstal-
tungsmonopols aber nicht mit dem Unionsrecht vereinbar.357 Durch § 
4 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. Abs. 2 Satz 2 GlüStV 2008 werden dieser 
Ausschluss privater Angebote und das staatliche Veranstaltungsmo-
nopol durch die Regelungsausgestaltung des GlüStV 2008 somit aber 
auch bei der Vermittlung durchgesetzt. Insoweit ist diese Vorschrift 
auch hinsichtlich der Vermittlung nicht mit Unionsrecht vereinbar und 
somit unanwendbar.358 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 GlüStV 2008 setzt das Monopol also, ohne Einfluss 
des Unionsrechts gesehen, in der tatsächlichen Anwendung des 
GlüStV 2008 in weiten Teilen durch, indem wegen des Monopols be-
stimmte Erlaubnisse abgelehnt werden. Somit kann man daraus 
schließen, dass auch § 4 Abs. 1 Satz 1 GlüStV 2008 das Monopol ver-
ankert, mit der Folge, dass, wenn dies der einzige Regelungszweck ist, 
auch diese Vorschrift vollständig von der Unionsrechtswidrigkeit um-
fasst und damit unabwendbar wäre.359 Soweit § 4 Abs. 1 Satz 1 
GlüStV 2008 das staatliche Monopol voraussetzt bzw. umsetzt, z. B. 
indem das Monopol einen Versagungsgrund für eine Erlaubnis dar-
stellt, ist die Vorschrift wie das Monopol auch tatsächlich unions-
rechtswidrig ausgestaltet und damit unanwendbar. Sollte § 4 Abs. 1 
Satz 1 GlüStV 2008 nach Unanwendbarkeit der Monopolvorschriften 
weiter bestehen können, also wenn es einen über die Monopoletablie-
rung hinausgehenden Zweck hat, der den Willen des Gesetzgebers am 
meisten trifft, folgt: Wenn keine vom Monopol unabhängigen Verbote 
berührt werden, wie in § 21 GlüStV 2008 für Sportwetten,360 wäre ei-
ne Erlaubniserteilung an Private zwingend. Dieses Ergebnis wider-
spricht aber geradewegs dem Sinn und Zweck des GlüStV 2008, der 
die private Veranstaltung von Lotterien und Sportwetten ausschließt. 

                                                
357Siehe unter 4. 
358Ähnlich: VG Berlin, Urt. v. 07.10.2010, Az. 35 A 224.08, Rn. 38. 
359Für die letzten beiden Sätze: so auch: VG Stuttgart, Urt. v. 16.12.2010, Az. 4 

K 3645/10, Rn. 26 sowie VG Gießen, Urt. v. 28.03.2011, Az. 4 K 
2687/10.GI, Rn. 31. 

360U. a. Trennung von Sportwetten und Sportveranstaltungen, § 21 Abs. 2 Satz 1 
GlüStV 2008. 
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Hier würde eine Aufrechterhaltung der Erlaubnispflicht des § 4 Abs. 1 
Satz 1 GlüStV 2008 stattfinden, die dem Willen des Gesetzgebers 
nicht entspricht; also gerade gegen den Grundsatz des BVerwG.361 
Andererseits würde die bei Unanwendbarkeit des § 4 Abs. 1 Satz 1 
GlüStV 2008 entstehende Rechtslage, nämlich, dass keine Erlaubnis 
für die Veranstaltung mehr eingeholt werden müsste, sondern die Tä-
tigkeit einfach aufgenommen werden könnte, dem eigentlichen Willen 
des gänzlichen Ausschlusses der privaten Veranstaltung noch erhebli-
cher widersprechen. Darüber hinaus würde auch der Wille mit § 4 
Abs. 1 Satz 1 GlüStV 2008, der Etablierung eines Verbotes mit Er-
laubnisvorbehalt, umgangen. Somit entspricht eine weiter bestehende 
Erlaubnispflicht noch am ehesten dem Willen des Gesetzgebers.362 
Zudem ist festzustellen, dass über § 4 Abs. 1 Satz 1 GlüStV 2008 Vo-
raussetzungen an die Erlaubniserteilung gestellt werden, die unabhän-
gig von dem Monopol gesehen werden müssen wie z. B., dass die Zu-
verlässigkeit des Veranstalters oder Vermittlers zur Zielerreichung 
vorhanden sein muss, Verbraucher- sowie insbesondere Jugend-
schutzbestimmungen eingehalten werden und allgemeine Verbote wie 
das Internetverbot363 durchgesetzt werden.364 Weitere konkrete Vo-
raussetzungen, die zur Zielverfolgung nötig sind, werden in den lan-
desrechtlichen Ausführungsgesetzen bestimmt.365 Somit muss aner-
kannt werden, was vom BVerwG bestätigt wird, dass der „Erlaubnis-
vorbehalt für die Vermittlung von Sportwetten nach § 4 Abs. 1 Satz 1 
GlüStV (…) unabhängig von der Wirksamkeit des staatlichen Sport-
wettenmonopols“366 ist. Folglich ist diese Vorschrift, soweit sie das 
Monopol nicht durchsetzt, also nicht gegen Unionsrecht verstößt, mit 
diesem Gehalt weiter anwendbar.367 

                                                
361Grundsatz: BVerwG, Urt. v. 12.11.1997, Az. 6 C 12/96, Rn. 29. 
362Vgl. BVerwG, Urt. v. 12.11.1997, Az. 6 C 12/96, Rn. 29. 
363 § 4 Abs. 4 GlüStV 2008. 
364BVerwG, Urt. v. 24.11.2010, Az. 8 C 13/09, Rn. 73 und 77. 
365Z. B. § 4 Gesetz zur Ausführung des Staatsvertrages zum Glücksspielwesen in 

Deutschland (Glücksspielstaatsvertrag Ausführungsgesetz NRW - Glücks-
spielstaatsvertrag AG NRW) vom 30.10.2007. 

366BVerwG, Urt. v. 24.11.2010, Az. 8 C 13/09, Rn. 73. 
367BVerwG, Urt. v. 24.11.2010, Az. 8 C 13/09, Rn. 77. 
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Aus den Ausführungen folgt für die Rechtslage, die für die Behörden 
in der Übergangszeit hinsichtlich § 4 Abs. 1 Satz 1 GlüStV 2008 
maßgeblich ist, Folgendes: Eine Erlaubnis für die Veranstaltung und 
Vermittlung von Lotterien und Sportwetten muss weiterhin eingeholt 
werden. Die Erteilung darf nicht wegen des Bestehens eines staatli-
chen Monopols auf die Veranstaltung von Lotterien und Sportwetten 
abgelehnt werden, da dies mit Unionsrecht unvereinbar wäre.368 Wei-
tere, im GlüStV 2008 normierte Gründe, die nicht direkt mit dem Ver-
anstaltungsmonopol zusammenhängen, also z. B. nicht nur bestimmte 
Organisationsformen von Anbietern zulassen, sind zur Ablehnungsbe-
gründung allerdings zugelassen, z. B. das Widersprechen der Jugend-
schutzanforderungen oder die Nichterfüllung der Anforderungen der 
organisatorischen Trennung nach § 21 Abs. 2 Satz 1 GlüStV 2008.369 
Im Ergebnis liegt also kein rechtmäßiger Versagungsgrund für die Er-
laubnis vor, wenn eine private oder staatliche Veranstaltung oder 
Vermittlung von Lotterien oder Sportwetten alle Vorschriften erfüllt, 
die monopolunabhängig und somit weiter anwendbar sind. Eine Ver-
sagung, wegen der Anzahl der bereits erteilten Erlaubnisse ist nach 
den Vorschriften des GlüStV 2008, in seiner unionsrechtskonformen 
reduzierten Form nicht möglich. Verstößt die Tätigkeit gegen Vor-
schriften, die monopolunabhängig sind, stellt dieser Verstoß einen 
Versagungsgrund für die Erlaubnis dar, der unionsrechtskonform ist. 
Verstößt die Tätigkeit gegen eine Vorschrift, die auf das Monopol be-
zogen ist, ist diese Vorschrift nicht anwendbar und wirkt sich folglich 
nicht auf die Erlaubniserteilung aus. 
 
4.2.2.4 Untersagung 
Für die Untersagung einer Glücksspieltätigkeit in der Übergangszeit 
muss eine mit Unionsrecht vereinbare Eingriffsgrundlage bestehen. 
Dafür kommt § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 GlüStV 2008 infrage. Der Tat-
bestand ist erfüllt, wenn die Glücksspieltätigkeit unerlaubt ist.370 Das 

                                                
368Vgl. WW, Rn. 56. 
369BVerwG, Urt. v. 24.11.2010, Az. 8 C 13/09, Rn. 73. 
370§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 GlüStV 2008. 
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ist der Fall, wenn keine Erlaubnis besteht.371 Die Untersagung steht 
dann im behördlichen Ermessen.372 Mit Unionsrecht unvereinbar ist 
aber gerade eine Untersagung aus dem Grund, dass das (unions-
rechtswidrige) staatliche Monopol besteht und somit eine Erlaubniser-
teilung ausgeschlossen ist.373 Eine solche Untersagung stellt einen 
Ermessensfehler dar.374 Allerdings ist eine Untersagung mit einer uni-
onsrechtskonformen Begründung, bei fehlerfreier Ermessensausübung 
unionsrechtlich nicht versperrt.375 Für schon erfolgte (unions-)rechts-
widrige Untersagungen, die sich auf das Vorhandensein des Monopols 
stützen, prüft die Verwaltung, ob für diese Untersagungen weitere 
Gründe nachträglich angeführt werden und die Untersagung aufrecht-
erhalten werden kann.376 Dieser Möglichkeit hat das BVerwG aller-
dings eine Absage erteilt, wegen Unzulässigkeit, weil rückwirkend 
„die Rechtsverteidigung des Betroffenen durch das Auswechseln der 
wesentlichen Ermessenserwägungen erheblich beeinträchtigt“377 wür-
de.378 Damit bleibt nur ein neues Verfahren, mit der Möglichkeit einer 
rechtmäßigen Untersagung für die Zukunft. 
 
4.2.2.5 Keine strafrechtliche Sanktion 
Da die Monopolregelungen, speziell auch die, die eine Erlaubnisertei-
lung an Private unzulässig machen, als nicht mit dem Unionsrecht 
vereinbar zu bewerten sind,379 darf nach obigen Ausführungen auch 
                                                
371§ 4 Abs. 1 Satz 2 GlüStV 2008. 
372§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 GlüStV 2008. 
373Vgl. WW, Rn. 69 sowie vgl. entsprechend Stoß, Rn. 115 sowie VG Stuttgart, 

Urt. v. 16.12.2010, Az. 4 K 3645/10, Leitsatz 1 sowie BVerwG, Urt. v. 
20.06.2013, Az. 8 C 10.12, Rn. 26 f. und vgl. Leitsatz 4. 

374BVerwG, Urt. v. 20.06.2013, Az. 8 C 10.12, Rn. 26 f. 
375Zur Begründung der weiteren Anwendbarkeit und Maßgaben vgl. Ausführun-

gen zur Erlaubniserteilung unter 4.2.2.3. 
376LT NRW, Kleine Anfrage, S. 9, Frage 5. 
377BVerwG, Urt. v. 20.06.2013, Az. 8 C 10.12, Rn. 64. 
378BVerwG, Urt. v. 20.06.2013, Az. 8 C 10.12, Leitsatz 4. 
379Siehe unter 4, BVerwG, Urt. v. 24.11.2010, Az. 8 C 13/09, Rn. 59 sowie VG 

Stuttgart, Urt. v. 16.12.2010, Az. 4 K 3645/10, Leitsatz 3 und Rn. 27 f. sowie 
VG Halle, Urt. v. 11.11.2010, Az. 3 A 158/09, S. 41 und 58. 
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keine Sanktion für das Veranstalten oder Vermitteln von Sportwetten 
und Lotterien mit dem Grund erteilt werden, dass keine Erlaubnis für 
die Tätigkeit erteilt wurde.380 Mit einer anderen normierten Begrün-
dung, die nicht auf dem Monopol beruht und die in diesem Zusam-
menhang nicht als unionsrechtsrechtswidrig zu beurteilen ist, ist dem-
nach eine Sanktionierung grundsätzlich aber nicht ausgeschlossen. 

                                                
380Siehe unter 3.4.13 sowie Stoß, Rn. 115. 
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5. Was wurde wie geändert? 
Folgende Änderungen sind tatsächlich ergangen: 
 
5.1 Legislativ 
Zuerst werden die legislativen Änderungen des GlüStV 2012 gegen-
über dem GlüStV 2008 behandelt. 
 
5.1.1 Zielbestimmungen 
In den Erläuterungen zum Ersten GlüÄndStV wird darauf hingewie-
sen, dass keine komplett neue Regelung des Glücksspielrechts ergeht, 
„weil an den Zielen der Regulierung der Glücksspiele – mit einer neu-
en Akzentuierung (…) grundsätzlich festgehalten werden soll.“381 Der 
neue Zielkatalog des § 1 GlüStV 2012 weist fünf ausdrücklich gleich-
rangige Ziele auf.382 Dadurch wird ein sich ausgleichendes Zielsystem 
geschaffen, das nicht hauptsächlich auf die Spielsuchtbekämpfung 
ausgerichtet ist, sondern beispielsweise auch die Schaffung eines kon-
kurrenzfähigen, attraktiven erlaubten Angebots und die Kriminalitäts-
bekämpfung erfordert.383 Gegenüber dem alten Zielkatalog auch neu 
ist Ziel Nr. 5, das anstrebt, die Integrität des sportlichen Wettbewerbs 
zu wahren und eine Beeinflussung von Sportereignissen durch an 
Sportwetten Beteiligte zu verhindern.384 Modifiziert ist Ziel Nr. 2, das 
nun die Schwarzmarktbekämpfung durch die Schaffung von geeigne-
ten Alternativen gegenüber illegalen Glücksspielangeboten im Rah-
men der Hervorrufung einer Lenkung zu erlaubten Angeboten explizit 
nennt.385 § 1 Satz 2 GlüStV geht auf die Umsetzung der Ziele durch zu 
ergreifende Maßnahmen ein: Die Art und Ausgestaltung der Maß-

                                                
381Erl. GlüStV 2012, S. 17 unter A II 1.  
382§ 1 Satz 1 GlüStV 2012. 
383So auch: Dietlein / Hüsken in: D / H / R, § 1 GlüStV, Rn. 4. 
384§ 1 Satz 1 Nr. 5 GlüStV 2012; vgl. auch Erl. GlüStV 2012, S. 21 unter B zu 

Art. 1, § 1 und siehe zu Gefahren auch unter 4.1.3.2. 
385§ 1 Satz 1 Nr. 2 GlüStV 2012, vgl. mit § 1 Nr. 2 GlüStV 2008; vgl. auch Erl. 

GlüStV 2012, S. 17 unter A II 2. 
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nahmen erfolgt für jede Glücksspielart differenziert, anhand der unter-
schiedlichen Gefährdungspotenziale der einzelnen Glücksspielarten 
für Spielsucht, Betrug, Manipulation und Kriminalität.386 
 
5.1.2 Glücksspielarten 
Der GlüStV 2012 nimmt nun jede der fünf Glücksspielarten387 auf und 
regelt sie mehr oder weniger, je nach der bestehenden Länderkompe-
tenz.388 Einige der öffentlichen Glücksspiele unterliegen mit § 4 Abs. 
1 Satz 1 GlüStV 2012389 einem gemeinsamen Erlaubnisvorbehalt.390 
Die Erlaubniserteilung hängt für fast alle Glücksspielarten von der 
Voraussetzung der Übereinstimmung mit den Zielen des § 1 GlüStV 
2012 ab.391  
 
5.1.2.1 Lotterien 
Im Bereich der Lotterien besteht weiterhin grundsätzlich ein staatli-
ches Veranstaltungsmonopol, mit Ausnahmen für die Veranstaltung 
von Lotterien mit geringem Gefährdungspotenzial.392 
 
5.1.2.2 Sportwetten 
Auf die Regulierung von Sportwetten hatten die Urteile vom 
08.09.2010 mit den vorgenommenen Änderungen wohl die weitrei-

                                                
386§ 1 Satz 2 GlüStV. 
387Von den fünf „Hauptspielarten“ spricht auch: Windoffer, S. 8. 
388Windoffer, S. 8. 
389Ausgenommen sind Pferdewetten, deren Erlaubnis sich nach dem Renn-

wLottG richtet: § 27 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. § 2 Abs. 5 GlüStV 2012; für Au-
tomatenspiele bezieht sich dies nur auf Spielhallen. 

390§ 4 Abs. 1 Satz 1 GlüStV; Bezeichnung „Erlaubnisvorbehalt“ auch in: 
BVerwG, Urt. v. 24.11.2010, Az. 8 C 13/09, Rn. 73 und 77. 

391§ 4 Abs. 2 Satz 1 GlüStV 2012, für Pferdewetten i. V. m. § 27 Abs. 1 Satz 3 
GlüStV 2012, für Spielhallen gem. § 24 Abs. 2 Satz 1 GlüStV; für Automa-
tenspiele bezieht sich dies nur auf Spielhallen. 

392§ 10 Abs. 6 und 1 bis 3 sowie §§ 12 bis 18 GlüStV 2012. 
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chendsten Auswirkungen.393 In dem GlüStV 2012 findet eine Abkehr 
von dem staatlichen Veranstaltungsmonopol durch eine „Experimen-
tierklausel“394 statt. Für die Veranstaltung existiert ein Konzessions-
system. Rechtstechnisch umgesetzt ist dieses, indem die Monopolvor-
schriften zeitlich befristet auf sieben Jahre für nicht anwendbar erklärt 
werden und eine Konzession vorausgesetzt wird.395 Maximal 20 Kon-
zessionen sind zulässig.396 Es bestehen strikte397 Voraussetzungen für 
die Erteilung der Konzessionen; außerdem sind Verfahrensbestim-
mungen, Auswahlkriterien, weitere Auflagen sowie Sanktionsmög-
lichkeiten geregelt.398 Hauptsächliches Ziel dieser kontrollierten Öff-
nung für Private ist die Schwarzmarktbekämpfung.399 
 
5.1.2.3 Pferdewetten 
In die Neuregelung eines Gesamtsystems der Glücksspiele im GlüStV 
2012 sind nun auch Pferdewetten aufgenommen.400 Dabei erfahren 
Pferdewetten ebenfalls eine Ausrichtung an den Zielen des § 1 GlüStV 
2012,401 einschließlich des Verbots der Erlaubniserteilung bei Wider-
spruch zu dem Zielsystem.402 Ebenso wird die Geltung bestimmter 
Schutzbestimmungen auf Pferdewetten ausgeweitet.403 
 

                                                
393Ähnlich: Windoffer, S. 10. 
394So genannt in: § 10a und § 4a Abs. 1 Satz 1 GlüStV 2012. 
395§ 10a Abs. 1 sowie § 10a Abs. 2 i. V. m. § 4a bis 4e GlüStV 2012. 
396§ 10a Abs. 3 GlüStV 2012. 
397 Vgl. dazu die Voraussetzungen der anderen Glücksspielarten nach dem 

GlüStV 2012; so auch: Europäische Kommission, Reaktion, S. 43. 
398In §§ 4a, 4b, 4c, 4d und 4e GlüStV 2012 
399§ 10a Abs. 1 GlüStV 2012. 
400 Zuvor waren sie ausschließlich bundesrechtlich, im RennwLottG, geregelt, 

siehe dazu: C.M., Rn. 4 und Stoß, Rn. 4. Die Aufnahme in den GlüStV 2012 
wird durch § 25 Abs. 3 Rennwett- und Lotteriegesetz (RennwLottG) ermög-
licht. 

401§ 1 ist anwendbar nach § 2 Abs. 5 GlüStV 2012. 
402§ 27 Abs. 1 Satz 3 i. V. m. § 4 Abs. 2 Satz 1 GlüStV 2012. 
403§ 27 Abs. 1 Satz 3 und §§ 5 bis 7 GlüStV 2012. 
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5.1.2.4 Automatenspiele 
Dem von allen Glücksspielarten höchsten Suchtpotenzial404 der Au-
tomatenspiele soll in unionsrechtlich konformer Reaktion auf die Be-
anstandungen des EuGH begegnet werden, indem die bisher stattfin-
dende Ausweitung aufgehalten wird405 und hingegen striktere Begren-
zungen für Automatenspiele und speziell für Spielhallen eingeführt 
werden.406 Solche neuen Beschränkungen für Spielhallen407 sind z. B. 
eine Errichtungs- und Betriebserlaubnis, deren Erteilung bei Wider-
spruch zu den Zielen des § 1 GlüStV 2012 ausgeschlossen ist, landes-
rechtliche Sperrzeiten von mindestens drei Stunden, ein einzuhalten-
der Mindestabstand zwischen Spielhallen, das Verbot einer werbenden 
oder anreizsetzenden Gebäudegestaltung und eine Möglichkeit zur 
Begrenzung der Anzahl der Spielhallen in einer Gemeinde durch die 
Länder.408 Auch Gaststätten, also Schank- und Speisewirtschaften so-
wie Beherbergungsbetriebe, und Wettannahmestellen von Buchhal-
tern, in denen Automatenspielgeräte stehen, sind nun vom GlüStV 
2012 umfasst.409 Für diese gilt v. a. die Bindung an bestimmte 
Schutzvorschriften wie den Jugendschutz und Aufklärungspflich-
ten,410 nicht aber der Erlaubnisvorbehalt oder die Widerspruchsfreiheit 
zu den Zielebestimmungen.411 Die gewerbliche Erlaubniserteilung und 
weitere Anforderungen an Automatenspielgeräte selber werden wei-
terhin nur in der GewO und der SpielV bestimmt.412 Für Automaten-

                                                
404Drogen- und Suchtbericht, S. 43. 
405Erl. GlüStV 2012, S. 20 unter A II 7. 
406Erl. GlüStV 2012, S. 30 unter B, Art. 1, §§ 24 bis 26. 
407Spielhallen unterliegen nach einer GG-Änderung der Gesetzgebungskompe-

tenz der Länder, vgl. Ausschluss in Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG, so: Erl. GlüStV 
2012, S. 20 unter A II 7. 

408§ 24 Abs. 1 und 2, § 26 Abs. 2, § 25 Abs. 1 Satz 1, § 26 Abs. 1, § 25 Abs. 3 
GlüStV 2012. 

409§ 2 Abs. 4 GlüStV 2012. 
410Gem. § 4 Abs. 3 und § 7 GlüStV 2012. 
411Gem. § 4 Abs. 1 Satz 1 sowie Abs. 2 Satz 1 GlüStV 2012; siehe Anwen-

dungsbereich gem. § 2 Abs. 4 GlüStV 2012. 
412§§ 33c ff. GewO sowie Windoffer, S. 12. 
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spiele in Spielbanken gelten hingegen nur die Vorschriften für Spiel-
banken.413 
 
5.1.2.5 Casinospiele 
Casinospiele dürfen wegen des Suchtpotenzials und der darüber hin-
aus bestehenden Gefahr von Manipulationen und Kriminalität414 wei-
terhin nur in Spielbanken durchgeführt werden, die zum Schutz vor 
diesen Gefahren reglementiert werden.415 Die Urteile vom 08.09.2010 
hatten in Bezug auf Spielbanken konkret die Folge, dass eine Begren-
zung der Anzahl eingeführt wurde.416 Dabei wird darauf hingewiesen, 
dass die Begrenzung nicht zur Senkung der bestehenden Anzahl füh-
ren muss.417 Die genaue Anzahl der Begrenzung und die konkreten 
Reglementierungen regeln die Länder in diesem Rahmen individu-
ell.418 Bei der Veranstaltungsorganisation erfolgten keine Änderungen 
gegenüber der vorherigen Rechtslage.419 
 
5.1.3 Internet 
Der GlüStV 2012, im Gegensatz zu dem GlüStV 2008, sieht Ausnah-
men von dem weiter bestehenden grundsätzlichen Verbot des Ver-

                                                
413 Vgl. Regelungssystem im Automatenspielrecht, wonach der GlüStV Voraus-

setzungen für die Veranstaltungsorte bestimmt und Automatenspiele in Spiel-
banken nicht von den Regelungen der GewO erfasst sind, § 33h GewO; siehe 
auch: Dhom, S. 102. 

414 In mehreren Staaten Grund zur Regulierung laut: Schweizerisches Institut u. 
a., Teil Eins, S. 21; siehe auch unter 2 und 4.1.3.2. 

415Erl. GlüStV 2012, S. 20 unter A II 6. 
416§ 20 Abs. 1 GlüStV 2012. 
417Erl. GlüStV 2012, S. 30 unter B, Art. 1, § 20. 
418So auch: Erl. GlüStV 2012, S. 30 unter B, Art. 1, § 20. 
419Monopolkommission, S. 47, Gliederungspunkt 9; zu den bestehenden Rege-

lungen siehe unter 2 sowie Monopolkommission, S. 61, Gliederungspunkt 54, 
vgl. auch: Fischer, S. 71 sowie Höxter, S. 2. 
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triebs von Glücksspielen im Internet vor:420 Ausnahmen sind für die 
erlaubte Veranstaltung und Vermittlung von Lotterien, Sportwetten 
und Pferdewetten möglich. Allerdings ist die Erlaubniserteilung zur 
Abweichung von dem Internetverbot für alle genannten Glücksspielar-
ten nur unter bestimmten Voraussetzungen möglich.421 Für die übri-
gen Glücksspielarten gilt das Internetverbot des § 4 Abs. 4 GlüStV 
ausnahmslos. 
 
5.1.4 Werbung 
Mit der Neuerung des GlüStV 2012 muss jede Glücksspielwerbung 
mit den Zielen des § 1 GlüStV 2012 in Art und Umfang vereinbar 
sein, ist also an diesen auszurichten und wird an sie gebunden.422 Neu 
ist auch die Bestimmung, dass die Anforderungen an Glücksspielwer-
bung in einer normkonkretisierenden gemeinsamen Werberichtlinie423 
näher umfasst werden.424 Die Vermeidung eines Aufforderungscha-
rakters, die Beschränkung auf Information und Aufklärung über das 
bestehende Angebot sowie das Verbot der Aufforderung, des Anrei-
zens und der Ermunterung zur Teilnahme an Glücksspiel, die nach 
dem GlüStV 2008 zwingende Anforderungen an Werbung waren, gel-
ten unter der neuen Regelung nicht mehr als Grundsätze.425 Im Gegen-
teil ist eine Attraktivitätssteigung des Glücksspiels in abgestuftem 
Ausmaß je nach Gefährdungspotenzial der Glücksspielarten in der 
                                                
420 Gem. § 4 Abs. 4 GlüStV 2012, für Pferdewetten i. V. m. § 27 Abs. 2 Satz 1 

GlüStV 2012; Ausnahmen nach § 4 Abs. 5 GlüStV 2012, für Pferdewetten i. 
V. m. § 27 Abs. 2 Satz 1 GlüStV 2012; vgl. § 4 Abs. 4 GlüStV 2008. 

421 § 4 Abs. 5 GlüStV 2012, für Pferdewetten i. V. m. § 27 Abs. 2 Satz 2 GlüStV 
2012; Zu den Voraussetzungen gehören beispielsweise die Einhaltung be-
stimmter Verbraucherschutzbestimmungen wie Einsatzgrenzen sowie, dass 
die Tätigkeit erlaubt ist und nicht den Zielen des § 1 GlüStV zuwiderläuft, § 4 
Abs. 5 i. V. m. Abs. 2 GlüStV 2012. 

422§ 5 Abs. 1 GlüStV 2012. 
423 Werberichtlinie; Konkretisierte Anforderungen sind z. B. bestimmte Pflicht-

hinweise (§ 13), eine Werbungsausgestaltung orientiert an dem Suchtpotenzi-
al der Glücksspielart (§ 5) sowie bestimmte Werbeverbote (§ 4). 

424§ 5 Abs. 4 GlüStV 2012. 
425§ 5 Abs. 1 und 2 GlüStV 2008; vgl. § 5 GlüStV 2012. 
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Weise, dass es geeignet ist, eine Lenkungswirkung zu erlaubtem 
Glücksspiel zu erzielen und damit die Schwarzmarktbekämpfung vo-
ranzutreiben, sogar erwünscht, indem das Angebot so attraktiv darge-
stellt wird, dass es als konkurrenzfähige Alternative dem unerlaubten 
Glücksspiel vorgezogen wird.426 Dabei müssen allerdings bestimmte 
inhaltliche sowie medienbezogene Anforderungen und Verbote beach-
tet werden.427 Es besteht weiter ein grundsätzliches Verbot von Fern-
seh-, Internet-, und Telekommunikationsanlagenwerbung für Glücks-
spiele.428 Von diesem sind nach dem GlüStV 2012429 Ausnahmen für 
Werbung in Fernsehen und Internet für Lotterien, Sportwetten und 
Pferdewetten, nach Erlaubnis und unter bestimmten Voraussetzungen, 
möglich.430 
 
5.1.5 Ländereinheitliches Verfahren 
Gänzlich neu ist die Regelung über das ländereinheitliche Verfahren 
nach § 9a GlüStV 2012. Danach nimmt ein Land bestimmte Aufgaben 
mit Wirkung für alle Länder wahr, z. B. die Erteilung bestimmter 
glücksspielrechtlicher Erlaubnisse, die Glücksspielaufsicht über Er-
laubnisträger, die mit den Sportwettenkonzessionen zusammenhän-
genden Aufgaben und Entscheidungen sowie die Kostenerhebung.431 
Gemeinsame Entscheidungen trifft ein aus Ländervertretern bestehen-
des Glücksspielkollegium.432 
 

                                                
426Siehe § 3 Abs. 4, § 5 und § 3 Abs. 2 Werberichtlinie; so auch: Erl. GlüStV 

2012, S. 26 unter B, Art. 1, § 5. 
427§ 5 Abs. 1, 2 und 3 Satz 3 GlüStV 2012 sowie § 5, §§ 4 und 6 bis 13 Werbe-

richtlinie. 
428§ 5 Abs. 3 Satz 1 GlüStV 2012. 
429Nach § 5 Abs. 3 GlüStV 2008 galt das Verbot ausnahmslos. 
430§ 5 Abs. 3 Satz 2 GlüStV 2012. 
431§ 9a Abs. 2 und 1, § 9a Abs. 3 Satz 1, § 9a Abs. 3 Satz 2 i. V. m. §§ 4a bis 4e 

sowie § 9a Abs. 4 GlüStV 2012. 
432§ 9a Abs. 5 bis 8 GlüStV 2012 sowie Erl. GlüStV 2012, S. 20 f. unter A II 8. 
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5.2 Administrativ 
Nachfolgende Änderungen ergeben sich für die Verwaltung: 
 
5.2.1 Ländereinheitliches Verfahren 
In dem ländereinheitlichen Verfahren übernimmt die Behörde, die für 
eine bestimmte Erlaubniserteilung, einheitlich für alle Länder, zustän-
dig ist wie z. B. für eine bestimmte Glücksspielart auch die Glücks-
spielaufsicht für die Erlaubnisse, die sie erteilt hat.433 Es findet folg-
lich eine Konzentration auf bestimmte Kernbereiche in jeder Behörde 
statt. Jede Behörde hat die Möglichkeit, auf diesem Gebiet eine bun-
desweite Einheitlichkeit, stimmige Ermessensausübung und Zielan-
passung zu entwickeln. Tätigkeiten, die einer anderen Behörde oblie-
gen, führt sie nicht mehr aus.434 Die Erlaubniserteilung an staatliche 
Veranstalter von Lotterien ist außerdem abzustimmen.435 
 
5.2.2 Aufsichtsrechtliche Kompetenzen 
Die Glücksspielaufsicht wird mit der Neuregelung verschärfter wahr-
genommen. Dies folgt aus Änderungen einiger Kompetenzen: Der 
GlüStV 2012 schreibt vor, dass für eine Vollstreckung mittels 
Zwangsgeld eine Höhe festgesetzt wird, die dem wirtschaftlichen Inte-
resse des Ausbleibens der Vollstreckung entspricht,436 und dass, um 
dies zu gewährleisten, die gesetzliche Maximalhöhe sogar überschrit-
ten werden darf.437 Außerdem ist eine Zusammenarbeit in der Glücks-
spielaufsicht mit Behörden der EU und des Europäischen Wirtschafts-
raums vorgesehen.438 
 

                                                
433§ 9a Abs. 3 Satz 1 GlüStV 2012. 
434§ 9a Abs. 1 und 2 GlüStV 2012. 
435§ 9 Abs. 3 Satz 2 GlüStV 2012, Veranstalter nach § 10 Abs. 2 GlüStV 2012. 
436§ 9 Abs. 2 Satz 2 GlüStV 2012. 
437§ 9 Abs. 2 Satz 3 GlüStV 2012. 
438§ 9 Abs. 3 Satz 1 GlüStV 2012. 
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5.2.3 Zielbestimmungen 
Die Anwendung der Regelungen des GlüStV 2012 unterliegt einer 
klaren Zielbindung. Dabei müssen die Behörden einen Ausgleich des 
neuen Zielsystems, je nachdem, wie das Verhältnis ausgestaltet ist, 
herstellen. Die Zielbindung wirkt sich v. a. in den Bereichen aus, in 
denen ein Ermessensspielraum besteht.439 
 
5.2.4 Sportwettenkonzessionen 
Für die Konzessionen im Bereich der Sportwetten muss in der An-
wendung dieser neuen Regelungsform440 eine Verwaltungspraxis ent-
wickelt werden. Das zunächst vorübergehend bestehende Konzessi-
onssystem441 erfordert auch eine laufende Evaluierung. 
 
5.2.5 Internet 
Zuvor war das Internet als Vertriebsweg komplett verboten,442 sodass 
auch hier eine Praxis entwickelt werden muss. 
 
5.2.6 Werbung 
Die Werbung, die v. a. der Lenkungswirkung nützen soll, aber auch an 
allen anderen Zielen des Zielsystems auszugestalten ist, erfährt durch 
die Neuausrichtung der Ziele eine andere Bedeutung,443 der es von der 
Verwaltung in der Anwendung gerecht zu werden gilt. Die Erlaubnis 
von Werbung im Einzelfall richtet sich nach der einheitlich geltenden 
Werberichtlinie für Glücksspielaufsichtsbehörden, durch die „ein ziel-
orientierter, prozedural ausgestalteter Ansatz“444 etabliert werden soll, 

                                                
439Dietlein / Hüsken in: D / H / R, § 1 GlüStV, Rn. 19. 
440Siehe unter 5.1.2.2. 
441 Erl. GlüStV 2012, S. 19 unter A II 4; siehe auch unter 5.1.2.2. 
442§ 4 Abs. 4 GlüStV 2008. 
443Erl. GlüStV 2012, S. 26 unter B, Art. 1, § 5; siehe auch unter 5.1.1 und 5.1.4. 
444 Erl. GlüStV 2012, S. 26 unter B, Art. 1, § 5. 
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mit einigen konkreten Verboten.445 Die Verwaltung wird im Rahmen 
dieses Ansatzes tätig und muss die Zielerreichung mit der Werbung 
im Einzelfall garantieren. Dabei ermöglicht der flexible Zielansatz, 
dass auf die sich jeweils verändernde Glücksspielmarktlage, z. B. eine 
Ausweitung eines illegalen Glücksspielangebots, passend und im 
Rahmen der Verhältnismäßigkeitsanforderungen reagiert werden 
kann.446 Dadurch entsteht auch ein größerer administrativer Ermes-
sensspielraum. Außerdem obliegt die Erlaubniserteilung von Werbung 
für Lotterien und Sportwetten einer Landesbehörde, die im Wege des 
ländereinheitlichen Verfahrens für alle Länder tätig wird.447 

                                                
445Siehe unter 5.1.4 sowie § 5 Abs. 1, 2 und 3 Satz 3 GlüStV 2012 sowie v. a. § 

5, §§ 4 und 6 bis 13 Werberichtlinie. 
446Erl. GlüStV 2012, S. 26 unter B, Art. 1, § 5 sowie Hecker / Ruttig in: D / H / 

R, § 5 GlüStV, Rn. 38.  
447§ 9a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 GlüStV 2012 (Behörde in NRW). 
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6. Bewertung 
Nachfolgend werden die legislativen und administrativen Änderungen 
durch den GlüStV 2012, generell und v. a. hinsichtlich der aufgezeig-
ten unionsrechtlichen Anforderungen, bewertet. 
 
6.1 Kooperation 
Die Aufnahme zumindest von Teilen aller Glücksspielarten in ein ein-
heitliches Ziel- und Regulierungssystem des GlüStV 2012 ist hinsicht-
lich der Gewährleistung einer horizontalen Kohärenz des Glücksspiel-
sektors als positiv zu bewerten. Insoweit sind Bund und Länder dem 
Gebot der Kooperation bei der Neuregelung des EuGH448 nachge-
kommen. Auch wenn man weitere Teile gemeinsam regeln könnte, ist 
dies, sofern unionsrechtliche Kriterien erfüllt werden, aus rechtlicher 
Sicht nicht zu beanstanden, sondern dem gesetzgeberischen Beurtei-
lungsspielraum zuzurechnen.449 
 
6.2 Zielbestimmungen 
Die Lenkungswirkung und Schwarzmarktbekämpfung nach § 1 Satz 1 
Nr. 2 GlüStV 2012 ist als Ziel anzuerkennen, das einen unionsrechtli-
chen Rechtfertigungsgrund darstellt.450 Der Schutz der Integrität des 
Sportes nach § 1 Satz 1 Nr. 5 GlüStV 2012 wurde nicht ausdrücklich 
von dem EuGH in den Urteilen vom 08.09.2010 behandelt. Im Ver-
gleich mit den anerkannten und den nicht zugelassenen Rechtferti-
gungsgründen451 ist dieses Ziel aber als solcher zu werten. Die in dem 
GlüStV 2008 bestimmten Ziele an sich wurden in den EuGH-Urteilen 
vom 08.09.2010 nicht kritisiert. Somit ist die Tatsache, dass sie im 
Wesentlichen beibehalten wurden, rechtlich nicht zu beanstanden. 

                                                
448In: C.M., Rn. 70; siehe auch unter 3.3.5. 
449Vgl. hierauf übertragen: Stoß, Rn. 76 f. sowie C.M., Rn. 85 und 70. 
450Ableitbar aus: Stoß, Rn. 101 f.; siehe auch unter 3.3.2. 
451Siehe unter 3.3.2. 
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Durch § 1 Satz 2 GlüStV 2012 hält die Beachtung des Kohärenzge-
bots schon zu Beginn Einzug, was positiv anzumerken ist. 
 
6.3 Staatliches Lotteriemonopol 
Nur auf die Veranstaltung von Lotterien besteht nach dem GlüStV 
2012 ein staatliches Monopol.452 Angesichts der Ausführungen des 
EuGH zum Sportwettenmonopol, bei denen das Lotteriemonopol teil-
weise mitbetrachtet wurde,453 ist besonders dessen Vereinbarkeit mit 
dem Unionsrecht fraglich. Allerdings sind die Regelungen von Sport-
wetten und Lotterien differenziert zu betrachten. Genauso wie die bei-
den Glücksspielarten verschieden sind,454 sind es auch die mit ihnen 
verbundenen Gefahren und somit der verfolgte Ziel- und Regulie-
rungsansatz des Staates. Weiter ist zu beachten, dass immer noch libe-
ralere Regelungen für Glücksspiele mit höherem Suchtpotenzial wie 
ein Erlaubnissystem für Automatenspiele bestehen.455 Dazu ist anzu-
merken, dass der EuGH diese Gegebenheit für sich alleine genommen 
in den Urteilen vom 08.09.2010 aber nicht beanstandet hat.456 Die 
veränderte Lage gegenüber der von dem EuGH in den Urteilen vom 
08.09.2010 beurteilten Rechtslage ist gerade, dass der GlüStV 2012 
ausdrücklich die Verwirklichung eines gleichrangigen differenzierten 
Zielsystems und nicht nur der Spielsuchtbekämpfung, des Verbrau-
cherschutzes und der Eindämmung des Angebots, anstrebt.457 Somit 
sind auch die anderen legitimen Ziele und deren nach dem Kohärenz-
gebot erforderliche Ausgestaltung gleichrangig zu betrachten.458 
Die Tatsache, dass eine Öffnung für Private bei Lotterien mit geringe-
rem Suchtpotenzial (§§ 12 bis 18 GlüStV 2012) besteht, ist hinsicht-
lich folgender Erwägung bedenklich: Die Manipulationsmöglichkei-
                                                
452Siehe unter 5.1.2. 
453Stoß, Tenor Nr. 1 sowie C.M., Tenor Nr. 2. 
454C.M., Rn. 62. 
455Siehe unter 5.1.2. 
456C.M., Rn. 71 und 66 ff sowie Stoß, Rn. 107 Gliederungspunkt iv, 106 und 

100; siehe auch unter: 4.1.2.2, 3.3.3 und 3.4.1. 
457§ 1 GlüStV 2012. 
458Siehe auch Anmerkungen unter 4.1.3. 
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ten, die bei den übrigen Lotterien wegen der Intransparenz der Ge-
winnermittlung hauptsächlich zur Monopolbegründung angeführt 
werden können,459 bestehen hier genauso. Der Ehrgeiz zu Manipulati-
onen mag wegen der geringeren wirtschaftlichen Bedeutung durch die 
Begrenzungen gem. § 13 Abs. 2 Nr. 1 Buchstaben b und c und § 15 
GlüStV 2012 geringer sein, sodass die tatsächliche Manipulationsge-
fahr hier geringer ist. Diesem Aspekt könnte aber durch strengere 
Auflagen bei einer begrenzten Öffnung von allen Lotterieveranstal-
tungen begegnet werden – z. B. mit einer Pflicht zur Genehmigung 
der Gewinnermittlungsmethode und einer Pflicht zur Festlegung des 
„Gewinnziehungsortes“ mit der Möglichkeit von unangekündigten 
Kontrollen der Einhaltung der Methode. Dabei könnten auch Auflagen 
zur Spielsuchtprävention gestellt werden. Wegen des vermutlich tat-
sächlich höher ausfallenden Anreizes zu Manipulation bei mehr Ge-
winnmöglichkeiten und dem Einsatz zu wirtschaftlichen Zwecken so-
wie der höheren Spielsuchtgefahr wäre keine vollständige Öffnung 
vertretbar oder gar zu fordern. Ein Konzessionsmodell mit begrenzter 
Anzahl könnte hier eine mögliche bessere Lösung darstellen.460 Auch 
haben alle Lotterien die gleichen Manipulationsmöglichkeiten, wenn 
man auf die Intransparenz der Veranstaltung schaut. Selbst wenn die 
übrigen Lotterien ein manipulatives Verhalten lukrativer machen, 
kann man deshalb nicht sämtlichen Privaten unterstellen, dass sie sich 
nicht an Gesetze halten würden. Die Spielsucht spielt bei Lotterien im 
Vergleich zu anderen Glücksspielarten keine entscheidende Rolle.461 
Insgesamt die Kriminalität betrachtet, spricht die vergleichsweise ge-
ringe Gefahr auch nicht zwangsläufig dafür, Lotterien am restriktivs-
ten zu regeln.462 Solche Kriminalitätsgesichtspunkte sprechen aller-
dings wegen der Gefahr der Ausbreitung illegaler Angebote regelmä-

                                                
459Siehe unter 4.1.3; so auch: Grzeszick, S. 4 und 40 f. 
460Zu diesem Ergebnis kommt auch: Schweizerisches Institut u. a., Teil Eins, S. 

18. 
461Siehe unter 2 sowie Windoffer, S. 8 f. sowie C.M., Rn. 67 und 71 sowie Stoß, 

Rn. 100 und 107 sowie Schweizerisches Institut u. a., Teil Eins, S. 18. 
462Siehe unter 4.1.3. 
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ßig gerade für eine kontrollierte Öffnung.463 Insofern ist es wiederum 
vertretbar, Lotterien aus diesem Grund nicht liberalisieren zu müssen. 
Hinzu kommt, dass der EuGH hinsichtlich des Suchtpotenzials zuge-
standen hat, dass durch ein staatliches Monopol eine bessere Zielerrei-
chung als bei einer Liberalisierung gewährleistet werden kann.464 Die 
Ausgestaltung der Glücksspielart selber und des Gesamtmarktes muss 
dann aber passend zu diesem Ziel erfolgen.465 Überträgt man dies auf 
das Ziel der Verhinderung von Manipulationen bei Lotterien, so stellt 
man fest, dass diese Glücksspielart tatsächlich eine der für Manipula-
tionen anfälligsten ist,466 sodass eine restriktive Regelung passend ist. 
Auch ist zu berücksichtigen, dass, nur weil verstärkte staatliche Kon-
trollen auch wirksam wären, diese Beurteilung des geeigneteren Sys-
tems im Rahmen der Erforderlichkeit einer Regelung gerade im Er-
messensspielraum des nationalen Gesetzgebers liegt,467 was auch für 
den Schutz vor Manipulationen gelten muss. Zu der horizontalen Ko-
härenz ist für Glücksspiele, die ebenfalls Manipulationsgefahren ber-
gen,468 festzustellen: Für Automatenspiele bestehen Sicherheitsvor-
schriften zur Manipulationsverhinderung,469 Casinospiele sind durch 
die Begrenzung auf Spielbanken und das Internetverbot ebenfalls rest-
riktiv geregelt und für Sportwetten, bei denen Manipulationsgefahren 
bezüglich der zugrundeliegenden Sportereignisse bestehen, sind eine 
organisatorische Trennung, eine Begrenzung der Konzessionen, was 

                                                
463Da sonst illegale Glücksspiele und damit die Kriminalität zunehmen, siehe 

unter 4.1.3 sowie Heseler, S. 100 sowie Schweizerisches Institut u. a., Teil 
Eins, S. 28 sowie Nolte, S. 20 f. 

464Stoß, Rn. 81 f. 
465Stoß, Rn. 83. 
466Grzeszick, S. 40 ff. sowie Zerfaß, wiwo; zur geringeren Manipulationsgefahr 

und höheren Transparenz von Sportwetten gegenüber anderen Glücksspielen 
wegen organisatorischer Trennung und fester Gewinnquoten auch: BVerfGE 
115, 276 (306) = Rn. 103; siehe auch: 4.1.3. 

467Stoß, Rn. 81; siehe auch unter 3.3.6. 
468Siehe unter 4.1.3.2. 
469§ 33c Abs. 1 Satz 2, § 33c Abs. 2 Nr. 1, § 33e Abs. 2 Alt. 2 GewO sowie § 13 

Abs. 1 Nr. 8 und 9 SpielV. 
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eine effektive Kontrolle ermöglicht, und Sicherungsanforderungen470 
vorgeschrieben.471 Somit ist die horizontale Kohärenz hinsichtlich der 
Manipulationsgefahr, mit der das Monopol zu begründen ist,472 als 
gegeben anzusehen. Aus unionsrechtlicher Sicht ist deshalb und auch 
ansonsten an der Regelung des Lotteriemonopols nichts zu beanstan-
den. 
 
6.4 Finanzielle Interessen des Staates 
Wiederholt wird geäußert, dass die Entscheidung für ein staatliches 
Lotteriemonopol überwiegend durch fiskalische Absichten motiviert 
sei und die rechtfertigenden Gründe nur vorgeschoben seien.473 In tat-
sächlicher Hinsicht ist ein zumindest unterschwelliges Mitbedenken 
finanzieller Gesichtspunkte der Staatseinnahmen474 auch verständlich, 
da die Staatseinnahmen den Interessen aller zugutekommen. So er-
kennt der EuGH diesen Aspekt, wenn auch ausdrücklich nicht als 
Rechtfertigungsgrund, zumindest als nicht „gleichgültig“475 an.476 Im 
Ergebnis wird man die Aussage, jede Regelungsausgestaltung sei aus-
schließlich finanziell motiviert, ebenso wenig stehen lassen können477 
wie die Aussage, finanzielle Interessen spielten gar keine Rolle. So-
lange Regelungen insbesondere kohärent und systematisch an einer 
legitimen Zielverfolgung ausgestaltet sind und die übrigen unions-
rechtlichen Voraussetzungen erfüllen, ist an der teilweisen Leitung 

                                                
470 Gem. § 4a Abs. 4 GlüStV 2012, Transparenz und Sicherheit des Glücksspiels 

nach Nr. 3 sowie erweiterte Zuverlässigkeit nach Nr. 1. 
471§ 21 Abs. 3, § 4a Abs. 3 Satz 1, § 10a Abs. 3 sowie § 4a Abs. 4 GlüStV 2012. 
472Siehe unter 4.1.3.3; so auch: Grzeszick, S. 40 bis 43 sowie Zerfaß, wiwo. 
473Klöck / Klein, S. 22 sowie Ruess / Slopek, S. 28; ähnlich: Heeg / Levermann, 

S. 729. 
474So zu verstehen: Heseler, S. 444; auch Heeg / Levermann, S. 729 betrachten 

dieses Interesse mit. 
475Stoß, Rn. 104. 
476Stoß, Rn. 104. 
477Dem Staat würden mehr Einnahmen zukommen, würden alle Glücksspiele 

erlaubt, so: Heeg / Levermann, S. 729 f. 
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durch finanzielle Interessen im Rahmen des mitgliedstaatlichen Rege-
lungsermessens (unions)rechtlich nichts zu beanstanden.478 
 
6.5 Internet und Werbung bei Lotterien 
Die Internetöffnung und die Zulassung liberaler Werbevorschriften für 
Lotterien stützen sich auf die Begründung der Kanalisierung, also des 
Schaffens einer Lenkungswirkung von unerlaubten zu erlaubten An-
geboten479 und auch von Glücksspielen mit hohem Suchtpotenzial zu 
solchen mit niedrigem.480 Dabei geht es v. a. um die Verhinderung ei-
ner Schwarzmarktausbreitung und damit um Kriminalitätspräventi-
on.481 Der zweite Aspekt findet sich daneben auch in der Betrachtung 
der Suchtgefahr und der Spielsuchtprävention wieder. Hinsichtlich des 
ersten Ziels ist anzumerken, dass Lotterien eine vergleichsweise ge-
ringe Gefahr von Schwarzmarkt- und Kriminalitätsverbreitung und 
Abwanderung bei zu unattraktiven Angeboten gegenüber anderen 
Glücksspielarten aufweisen.482 Die Notwendigkeit einer starken At-
traktivitätssteigerung durch die Öffnung des Internets und liberale 
Werberegelungen für Lotterien kann somit, im Vergleich zu anderen 
Glücksspielarten, eher weniger hierauf gestützt werden.483 Zudem ist 
zu beachten, dass die Wahl eines Monopols die Schaffung eines at-
traktiven, konkurrenzfähigen Angebots zur Bekämpfung illegaler An-
gebote zwar nicht ausschließt, dann aber vergleichsweise zurückhal-
tend zu agieren ist.484 Zu dem zweiten Ziel, der Lenkung von Spielern 
von Glücksspielen mit hohem zu solchen mit niedrigem Suchtpotenzi-
al, bestehen Bedenken zur Wirksamkeit in tatsächlicher Hinsicht. 

                                                
478Ableitbar aus: Stoß, Rn. 104 (dürfen eine Nebenfolge bei Verfolgung legiti-

mer Ziele sein), 88 und 99 sowie C.M., Rn. 44. 
479 Erl. GlüStV 2012, S. 22 unter B, Art. 1, § 4, Abs. 5 und S. 26 unter B, Art. 1, 

§ 5, Abs. 3. 
480 Erl. GlüStV 2012, S. 17 f. unter A II 2 sowie S. 21 unter B, Art. 1, § 1. 
481Vgl. Stoß, Rn. 101. 
482Siehe unter 4.1.3.2; siehe auch: Monopolkommission, S. 60, Gliederungs-

punkt 52 sowie Glücksspielaufsichtsbehörden, S. 88. 
483So auch: Monopolkommission, S. 60, Gliederungspunkt 52. 
484Stoß, Rn. 101 ff. 
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Zwar gibt es eine Reihe suchtgefährdendere Glücksspielarten als Lot-
terien.485 Doch handelt sich um unterschiedlich angelegte Spiele,486 
die unterschiedliche Spielneigungen ansprechen. Nur weil eine völlig 
verschiedene Glücksspielart etwas attraktiver ausgestaltet ist, dürfte 
das kein Grund sein, dass Spieler ihre anderen Glücksspielarten auf-
geben und zu dieser übergehen. Daneben werden sie beim Spielen 
kaum auf die unterschiedliche Suchtgefahr achten, sodass auch dies 
kein Beweggrund ist. Beide Zielaspekte stellen also keine gänzlich 
überzeugende Begründung dar. Wenn das Ziel, Spieler von Glücks-
spielarten mit höherem Suchtpotenzial durch ein attraktiveres Lotte-
riespielangebot zum Spielen dieser Glücksspielart zu bringen, da diese 
weniger gefährlich ist, durch die Maßnahmen der Internet- und Wer-
beliberalisierung aber nicht wirksam verfolgt werden kann, dann be-
steht folgendes Problem:487 Durch die Internetöffnung, zusammen mit 
vermehrter und attraktiver Werbung für Lotterien,488 wird in der tat-
sächlichen Wirkung ein Anreiz zum Lotteriespiel gesetzt, wie be-
zweckt,489 allerdings ohne dass hiermit eine tatsächliche Lenkungs-
wirkung weg von gefährlicheren Glücksspielen verbunden wäre. Die-
se tatsächliche Anreizwirkung würde für alle Personen gelten, und 
somit auch nicht regelmäßig Spielende zur Teilnahme an Lotterien 
motivieren. Das staatliche Lotterieangebot erscheint durch die Online-
Attraktivität, aber v. a. bei Kombination mit aktivierender Werbung, 
erfolgreicher auf Spieler und Nichtspieler zu wirken als die Werbung 
für andere Glücksspielarten. Diese Nebenfolge kann wegen obiger 
Ausführungen aber nicht durch das Ziel der Lenkung weg von 
Glücksspielen mit hohem Suchtpotenzial gerechtfertigt werden. Diese 
Ausgestaltung führt also zumindest zu einer Übergewichtung des 
Lenkungsziels und einer Vernachlässigung des Suchtbekämpfungs- 
und Verbraucherschutzziels durch die Ausgestaltung der Lotterierege-
                                                
485Siehe unter 2; siehe auch: Windoffer, S. 8. 
486Stoß, Rn. 95 sowie C.M., Rn. 62. 
487Ähnliche Punkte wie alle nachfolgenden und ein ähnliches Ergebnis nennt 

auch: Monopolkommission, S. 60, Gliederungspunkt 52. 
488Ausdrücklich: § 5 Satz 1 und Satz 2 Nr. 1 Werberichtlinie. 
489§ 1 Satz 1 Nr. 2 GlüStV i. V. m. Stoß, Rn. 101 sowie § 5 Satz 1 Werberichtli-

nie. 
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lungen, wenn nicht sogar zu einer Missachtung sowohl des Lenkungs-
ziels als auch der Spielsuchtbekämpfung durch diese „falsche“ Ausge-
staltung.490 Damit würde, auch zusammen mit dem tatsächlichen 
Ausmaß der Werbung, die Gleichrangigkeit der Zielverfolgung, wie 
sie im GlüStV 2012 angelegt ist,491 nicht durch die konkreten Rege-
lungen verwirklicht. Dies führt dazu, dass entsprechend der EuGH-
Urteile vom 08.09.2010 eine (vertikal) inkohärente und unsystemati-
sche Verfolgung der Ziele der Spielsuchtbekämpfung und des Spieler-
schutzes492 durch das Lotteriemonopol vorliegt.493 Zudem würde diese 
Anreizsetzung zumindest zu der Vermutung führen, tatsächliches Ziel 
der Internetöffnung und der durchgeführten Werbung ist die Einnah-
menmaximierung.494 Diese stellt aber gerade keinen Rechtfertigungs-
grund dar, sondern führt zu einem Rechtfertigungsausschluss, wenn 
kein legitimer Rechtfertigungsgrund vorliegt, sondern dies die eigent-
liche Motivation ist.495 Die tatsächliche Verfolgung des Ziels der Ein-
nahmenmaximierung muss nach den obigen Ausführungen angenom-
men werden. Hinsichtlich dieser Aspekte ist ein Verstoß gegen 
Dienstleistungs- bzw. Niederlassungsfreiheit unionsrechtlich zu bean-
standen. 
 
6.6 Sportwetten 
Einfluss auf die Neuregelung der Sportwetten hatte neben den EuGH-
Urteilen vom 08.09.2010 auch die Erkenntnis, dass sich durch das 
Staatsmonopol ein erheblicher Schwarzmarkt gebildet hat.496 Darauf 
musste konsequenterweise mit einer Öffnung497 und einem attraktive-

                                                
490Ähnlich: Bornemann, S. 654. 
491§ 1 Satz 1 GlüStV 2012. 
492Gem. § 1 Satz 1 Nr. 1 und 3 GlüStV 2012. 
493 C.M., Rn. 64, 68 und 71 sowie Stoß, Rn. 93, 97 ff., 103 und 106 f. 
494Entsprechend den Kriterien aus: Stoß, Rn. 99 und 103; ähnliche Aussagen: 

Monopolkommission, S. 60, Gliederungspunkt 52. 
495Stoß, Rn. 99 und 104. 
496Glücksspielaufsichtsbehörden, S. 88 bis 91 sowie Erl. GlüStV 2012, S. 18 un-

ter A II 4 a. 
497So auch: Nolte, S. 24 f. 
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ren, wettbewerbsfähigen legalen Angebot reagiert werden498, sowie 
das Suchtpotenzial, das teils als erheblich bewertet wird,499 Berück-
sichtigung finden. Das gefundene Konzessionsmodell mit zu erfüllen-
den Voraussetzungen wie einer gesteigerten Zuverlässigkeit des Ver-
anstalters und Schutzbestimmungen, um der Suchtentwicklung entge-
genzuwirken, scheint an sich eine sinnvolle Lösung zu sein.500 Die 
Anzahl der gewählten Konzessionen wirkt allerdings willkürlich.501 
Zwar wird in den Erläuterungen zum GlüÄndStV gesagt, die Evaluie-
rung und Erfahrungen der Glücksspielaufsichtsbehörden seien berück-
sichtigt worden.502 Ebenso wird darauf hingewiesen, dass die Zulas-
sung Privater der Schwarzmarktbekämpfung dient, ohne dass das Ziel 
des Verbraucherschutzes und der Regulierung und Begrenzung des 
Angebots aufgegeben werden soll, woraus folge, dass die Konzessio-
nen auf das erforderliche Maß und den Umfang zur Schwarzmarktbe-
kämpfung, unter Einbeziehung bestehender Angebote, beschränkt 
werde, was die Anzahl 20 sei.503 Allerdings bieten auch diese Ausfüh-
rungen in den Erläuterungen zum GlüÄndStV keine objektiven, nach-
vollziehbaren Kriterien für die Wahl dieser konkreten Anzahl von 20. 
Denn es geht nicht hervor, warum diese Anzahl gerade das Erforderli-
che ist, und nicht 21 oder 25 oder 30 oder 15. Zumal in dem ersten 
Entwurf eine Anzahl von sieben vorgesehen war, die nach Bedenken 
der EU-Kommission geändert wurde.504 Der EuGH betont das Verbot 
von Diskriminierungen, zu dem auch der Ausschluss von Willkür zu 
rechnen ist,505 sodass hier Bedenken bestehen. Anzuerkennen ist, dass 
noch keine Erfahrungen zur Anzahl von Konzessionen bestehen und 
dass konsequenterweise nach Evaluation eine zielgerechte Anpassung 

                                                
498Vgl. Stoß, Rn. 101. 
499 Siehe unter 2 sowie Drogen- und Suchtbericht, S. 43. 
500Ähnlich, zu einer sinnvollen Regelung: Nolte, S. 16 und 25. 
501So auch: Heeg / Levermann, S. 729. 
502Erl. GlüStV 2012, S. 19 unter A II 4 c. 
503Erl. GlüStV 2012, S. 19 f. unter A II 4 c. 
504Europäische Kommission, Reaktion, S. 43. 
505Vgl. C.M., Rn. 87, Dies muss auch für die Regelung an sich gelten. 
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erfolgen kann.506 Hinsichtlich gerade der Ziele der Lenkung zu erlaub-
ten Angeboten und der Schwarzmarktbekämpfung durch Schaffung 
attraktiver erlaubter Angebote sind die sehr strengen Anforderungen 
an Konzessionsnehmer, die Konzessionsabgabe und die geringe Zahl 
von Konzessionen bedenklich.507 Denn diese strikte Regulierung re-
duziert die Attraktivität des erlaubten Angebots und stellt die tatsäch-
liche Wettbewerbsfähigkeit zu illegalen Angeboten infrage.508 Da die-
ses Ziel aber als wichtiges Ziel des Zielsystems im gesamten Glücks-
spielsektor gilt, bestehen hier Bedenken gegen die Kohärenz. Aller-
dings muss man anerkennen, dass dies kein Grund ist, berechtigte 
staatliche Anforderungen an ein legales Angebot nicht zu stellen, da in 
der Konsequenz sonst jede staatliche Regulierung zwecklos erschiene 
und der staatliche Regulierungsanspruch gegenüber der Illegalität 
weichen müsste. Auch hier muss die fehlende Erfahrung und begrün-
dete Änderungsmöglichkeit zugutegehalten werden. Die niedrige An-
zahl der Konzessionen und die übrigen Beschränkungen werden au-
ßerdem durch Erwägungen der Suchtgefahr gestützt, die Teil des Ziel-
systems sind.  
 
6.7 Pferdewetten 
Positiv ist die Geltung bestimmter Grundbedingungen des GlüStV 
2012 auch für Pferdewetten zu bewerten.509 
 
6.8 Automatenspiele 
Die zusätzlichen Beschränkungen bzw. Pflichten gelten nur für Spiel-
hallen mit Automatenspielen; für die gleichen Automatenspiele, die in 
anderen Einrichtungen wie Gaststätten oder Wettannahmestellen auf-

                                                
506§ 4a Abs. 3 Satz 2 GlüStV 2012; positiv dazu auch: Europäische Kommissi-

on, Reaktion, S. 44. 
507§ 4a Abs. 4, § 4b Abs. 2 bis Abs. 4, § 4c Abs. 3, § 4d, § 4e, § 10 a Abs. 3 

GlüStV 2012; so auch: Europäische Kommission, Reaktion, S. 43 f. 
508So auch: Europäische Kommission, Reaktion, S. 43 f. sowie Monopolkom-

mission, S. 54 Gliederungspunkt 29. 
509Erl. GlüStV 2012, S. 20 unter A II 5; siehe unter 5.1.2.3. 
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gestellt sind, gelten diese Bestimmungen nicht. Dort gelten nur die 
allgemeinen Ziel- und Schutzvorschriften.510 Der Gedanke liegt aber 
nahe, dass die gleiche Gefahr von Automatenspielen unabhängig von 
dem Aufstellungsort ausgeht.511 Weiter muss gefragt werden, ob es 
andere nachvollziehbare Gründe für die unterschiedliche Behandlung 
gibt. Hauptzweck oder bei vielen Personen auch einziger Grund des 
Aufsuchens dieser anderen Betriebe wie Gaststätten ist, anders als bei 
Spielhallen, gerade nicht das Spielen von Automatenspielen. Dieses 
stellt vielmehr eine nebenbei bereitgestellte Möglichkeit dar. Dabei ist 
es verständlich, die Inbetriebnahme dieser anderen Einrichtungen, für 
die andere Merkmale und Anforderungen essentiell sind, nicht zusätz-
lich von der glücksspielrechtlichen Erlaubnispflicht des § 4 Abs. 1 
Satz 1 GlüStV 2012 abhängig zu machen. Auch erscheinen Beschrän-
kungen wie ein Mindestabstand, eine Sperrzeit oder Werbebeschrän-
kungen,512 zumal dabei anzunehmen ist, dass nicht auf Automaten-
spiele verwiesen wird, bei solchen Unternehmen nicht als tragfähige 
Notwendigkeiten. Aufgrund dieser Erwägungen ist diese unterschied-
liche Regelung der Veranstaltungsorte nicht als inkohärente Regelung 
zu bewerten. Anderes ist die Lage grundsätzlich bei Wettannahmestel-
len, bei denen das Glücksspiel einen Hauptzweck darstellt. Hier steht 
allerdings ebenfalls eine andere Funktion, nämlich die als Wettan-
nahmestelle, im Vordergrund, für die auch eine Erlaubnis zu erteilen 
ist,513 sodass die Erwägungen hier entsprechend gelten müssen. Zu-
dem ist festzuhalten, dass für die Automatenspiel-Geräte gerade die-
selben Regelungen gelten.514 Weiter erscheint es inkonsequent, Auto-
matenspielgeräte in Spielbanken gänzlich anderen Regelungen und 
Bedingungen zu unterwerfen als Automatenspielgeräte in Spielhallen 
und anderen Einrichtungen wie Gaststätten.515 Hier muss aber ange-

                                                
510Für die letzten beiden Sätze: vgl. die Unterschiede zwischen den anwendbaren 

Vorschriften gem. § 2 Abs. 3 und 4 GlüStV 2012. 
511So gibt es ebenso ein Problem mit Spielsüchtigen in Gaststätten wie in Spiel-

hallen: Erl. GlüStV 2012, S. 30 unter B, Art. 1, §§ 24 bis 26. 
512§§ 25 Abs. 1 Satz 1, 26 Abs. 1 , 26 Abs. 2 GlüStV 2012. 
513§ 4 Abs. 1 Satz 1 GlüStV 2012, keine Ausnahme vom Anwendungsbereich. 
514§§ 33c ff. GewO. 
515Diese unterliegen nicht der GewO und SpielV, Dhom, S. 102. 
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nommen werden, dass die Beschränkungen, die für Spielbanken be-
stehen, ordnungsrechtlich ausreichend sind.516 Ein anderer Kritikpunkt 
ist, dass für Spielhallen keine Pflicht zur Anzahlbegrenzung besteht: 
Die Anzahl der Erlaubnisse können begrenzt werden durch einzelne 
Länder, aber sie sind nicht zu begrenzen wie bei Spielbanken.517 Au-
ßerdem ist zu kritisieren, dass für Spielhallen keine Einsatz- und Ver-
lustgrenzen und keine maximale Spiel- oder Aufenthaltsdauer festge-
legt wurden, obwohl entsprechende Probleme bestehen.518 Daneben 
wird in den Erläuterungen zum GlüÄndStV die Bevorzugung eines 
begrenzten Konzessionssystems gegenüber einem Erlaubnissystem für 
Sportwetten damit begründet, dass so kriminellen Strukturen und einer 
unkontrollierten Markt- und Gewinnausweitung durch stärkere Prü-
fungsmöglichkeiten und die Beschränkungen besser vorgebeugt und 
das Ziel der Angebotsbegrenzung besser erreicht werden kann. Somit 
wird argumentiert, auf diese Weise Verbraucherschutzanliegen und 
die Kriminalitätsprävention besser zu erreichen und trotzdem die Len-
kungswirkung von illegalen hin zu legalen Angeboten zu gewährleis-
ten.519 Angesichts der Kriminalitäts- und Suchtgefahr von Automaten-
spielen ist es für das Kohärenzgebot bedenklich, dass, diese Begrün-
dungen betrachtet, für diese Glücksspielart nicht auch ein sogar strik-
teres Konzessionssystem gewählt wurde. Diese Gegebenheiten sind 
zwar sehr inkonsequent, sind aber wie Regelungen, die nicht vollstän-
dig am Suchtpotenzial der unterschiedlichen Glücksspielarten ausge-
staltet sind, als solche entsprechend der Rechtsprechung des EuGH 
nicht schon als inkohärent und unsystematisch zu beanstanden.520 
 
6.9 Casinospiele 
Das Verbot jeglicher Online-Angebote und Online-Vermittlung von 
Casinospielen wird mit der Manipulations-, Sucht- und Geldwäsche-
                                                
516Ähnlich: Dietlein / Hüsken in: D / H / R, § 1 GlüStV, Rn. 2. 
517Vgl. § 25 Abs. 3 GlüStV 2012 und § 20 Abs. 1 GlüStV 2012. 
518Erl. GlüStV 2012, S. 30 unter B, Art. 1, §§ 24 bis 26. 
519Für die letzten beiden Sätze: Erl. GlüStV 2012, S. 19 unter A II 4c. 
520Vgl. C.M., Rn. 71 sowie Stoß, Rn. 107 Gliederungspunkt iv; siehe auch unter 

4.1.2.2. 
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gefahr begründet.521 Gerade illegale Casino- und Pokerspiele im In-
ternet stellen allerdings durchaus ein Problem dar.522 Hinsichtlich der 
Begründung der Öffnung von Sportwetten mit Schwarzmarktbekämp-
fung, Kanalisierung und Lenkungswirkung und der Betonung dieser 
Ziele auch in der Gesamtzielausrichtung,523 müsste konsequenterweise 
aber auch hier dieser Gefahr begegnet werden. Die Länder vertreten 
die Ansicht, dass die Lenkungswirkung und Kanalisierung im Bereich 
der Online-Casinospiele, im Gegensatz zu Sportwetten, nicht zur 
Schwarzmarktbekämpfung durch ein attraktives Angebot und nicht zu 
besserem Verbraucherschutz führen.524 Hier sollen diese Ziele durch 
ein effektives Aufsichtsverfahren erreicht werden. Dies sei auf das 
höhere Suchtpotenzial von Casinospielen, das durch das hohe Sucht-
potenzial von Online-Glücksspielen noch erhöht würde, auf die erhöh-
te Manipulations- und Geldwäschegefahr von Casinospielen im Inter-
net gegenüber herkömmlichen, und auf den größeren Kontrast bei ei-
ner Internetöffnung von bisher stark beschränkten Casinospielen im 
Vergleich zu weiter verbreiteten Sportwetten zurückzuführen. Doch 
diese Umstände alleine schließen die Erwägungen des Lenkungsziels 
nicht aus: Trotzdem findet eine weitere, wenn auch verringerte, Aus-
breitung illegalen Online-Casinospiels statt.525 Wenn das Lenkungs-
ziel bei Sportwetten wegen der tatsächlichen Schwarzmarktbildung 
durch eine Internetöffnung, und nicht durch stärkere Bekämpfung, er-
reicht werden kann,526 ist fraglich warum dies bei Casinospielen, trotz 
obiger Erwägungen, nicht der Fall sein soll, und warum das Len-
kungsziel stattdessen scheinbar ohne weiteres aufgegeben werden 
kann.527 Außerdem ist zweifelhaft, warum es nicht ebenso möglich 
sein soll, ein effektives Aufsichtsverfahren für Sportwetten sicherzu-

                                                
521Europäische Kommission, Antwort Deutschland, S. 5. 
522Glücksspielaufsichtsbehörden, S. 88. 
523Erl. GlüStV 2012, S. 17 unter A II 2. 
524Hierfür sowie für die nächsten beiden Sätze: Europäische Kommission, Ant-

wort Deutschland, S. 5 f. 
525Europäische Kommission, Antwort Deutschland, S. 6; ähnlich: Heeg / Le-

vermann, S. 730. 
526Erl. GlüStV 2012, S. 18 unter A II 4. 
527Europäische Kommission, Reaktion, S. 45. 
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stellen. Dies lässt die Kohärenz der Verfolgung des Lenkungsziels o-
der die tatsächliche Erreichbarkeit dieses Ziels, auch bei Sportwetten, 
fraglich erscheinen. Außerdem spricht die tatsächliche Schwarzmarkt-
entwicklung bei Ausschluss attraktiver Regelungen unter staatlichem 
Monopol bei Sportwetten dafür,528 dass eine solche Entwicklung auch 
bei Casinospielen stattfinden könnte. Denn auch hier besteht die Ge-
fahr der Ausbreitung illegaler Online-Angebote bei einem vollständi-
gen Verbot.529 Trotz dieser Erwägungen ist das Internetverbot für 
Casinospiele gerade angesichts des hohen Suchtpotenzials gut be-
gründbar, und erscheint in einer nötigen Zusammenschau von Len-
kungsziel und Suchtbekämpfungserfordernissen im Vergleich zu 
Sportwetten mit niedrigerem Suchtpotenzial530 ausgewogen und kohä-
rent an den verschiedenen Gefahrenlagen orientiert zu sein. Außerdem 
ist ein vollständiges Internetverbot von der EuGH-Rechtsprechung ge-
tragen.531 Bei einer Unterscheidung zwischen verschiedenen Glücks-
spielarten müssen dann konsequenterweise die unterschiedlichen Ge-
fahrenpotenziale betrachtet werden.532 Dies geschieht hier gerade. Das 
Kohärenzgebot muss folglich als erfüllt angesehen werden.  
 
6.10 Werbung allgemein 
Die einheitlich im Bundesgebiet geltende Werberichtlinie kann als 
Konsequenz der EuGH-Urteile vom 08.09.2010 gesehen werden, mit 
der sichergestellt werden soll, dass es zum einen klare Vorgaben für 
die anwendenden Behörden gibt und zum anderen, dass die Werbung 
im gesamten Bundesgebiet die Anforderungen der Kohärenz erfüllt, 
da die tatsächliche Werbung Teil der Beanstandungen war und da 
auch das gesamte Bundesgebiet in einem gerichtlichen Verfahren be-

                                                
528Glücksspielaufsichtsbehörden, S. 88 bis 91 sowie Erl. GlüStV 2012, S. 18 un-

ter A II 4 a. 
529Schweizerisches Institut u. a., Teil Eins, S. 21 und 63; ähnlich: Heeg / Lever-

mann, S. 730. 
530Siehe zu verschiedenem Suchtpotenzial unter 2. 
531C.M., Rn. 111. 
532C.M., Rn. 104, 55, 67 f. und 71. 
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trachtet wird.533 Durch die Pflicht zur Bekanntmachung der Werbe-
richtlinie in allen Ländern534 wird gewährleistet, dass die Erlaubniser-
teilung auf allgemein bekannten Kriterien beruht, sodass der Forde-
rung nach einem Willkürausschluss535 entsprochen wird. Der admi-
nistrative Ermessensspielraum aufgrund des zielorientierten Ansat-
zes536 zur Bestimmung der im Einzelfall zulässigen Werbung kann 
aber mitunter rechtlich problematisch werden. Auf andere Weise ist 
dem Ziel, eine flexible Reaktion auf tatsächliche Gegebenheiten zu 
erreichen,537 allerdings kaum gerecht zu werden. Auch sind administ-
rative Ermessensspielräume zulässig und Entscheidungen gerichtlich 
überprüfbar.538 Der Gefahr einer gerichtlichen Rechtswidrigkeitserklä-
rung von Regelungen auch des GlüStV 2012 aufgrund eines inkohä-
renten Verhaltens der Aufsichtsbehörden muss von behördlicher Seite 
in der Umsetzung umso mehr aktiv entgegengewirkt werden. Dabei ist 
besonders auf die staatlichen Monopolinhaber zu achten.539 Hierhin-
gehend bestehen in den Vorschriften keine Anordnungen, was alleine 
aber nicht dazu führt, dass dies in der tatsächlichen Ausgestaltung 
nicht geschehen würde. Durch die Regelungsausgestaltungen wird ei-
ne zukünftige Rechtswidrigkeit durch behördliches Verhalten nicht 
verhindert, wobei man zugeben muss, dass dies durch Regelungen 
schwer gänzlich zu leisten ist. Auch hat der EuGH die Werberegelung 
gem. § 5 GlüStV 2008 an sich nicht kritisiert, sondern die tatsächlich 
zugelassene Werbelage.540 
 

                                                
533 Beanstandung: Stoß, Rn. 100 und 106; gerichtliche Betrachtung des gesamten 

Bundesgebietes: ableitbar aus: C.M., Rn. 69. 
534§ 5 Abs. 4 Satz 5 GlüStV 2012. 
535C.M., Rn. 87; siehe auch unter 3.3.9. 
536Siehe unter 5.2.6 sowie Erl. GlüStV 2012, S. 26 unter B, Art. 1, § 5. 
537Siehe unter 5.2.6 sowie Erl. GlüStV 2012, S. 26 unter B, Art. 1, § 5. 
538 So. z. B. BGH, Urt. v. 14.08.2008, Az. KVR 54/07, Rn. 67 und BVerfGE 14, 

105 (114) = Rn. 31. 
539Siehe unter 4.1.5, 4.2.1, 3.3.3 und 3.3.4 sowie Stoß, Rn. 103. 
540Stoß, Rn. 100 bis 106; so auch: Ruess / Slopek, S. 36. 
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6.11 Internet allgemein 
Durch die fehlende Einbeziehung der Erlaubniserteilung für den Ver-
trieb über das Internet in das ländereinheitliche Verfahren,541 ist eine 
Erlaubnis für jedes Bundesland, in dem eine Veranstaltung oder Ver-
mittlung über das Internet angeboten werden soll, einzeln zu beantra-
gen. Wegen der grenzüberschreitenden Art des Internetvertriebs soll 
dies höchstwahrscheinlich in den allermeisten Fällen in allen Ländern 
erfolgen. Hier besteht eine eindeutige tatsächliche Hürde für Glücks-
spieltätige. Dabei sind aber das mitgliedstaatliche Ermessen, die Or-
ganisation der Erlaubniserteilung festzulegen,542 und die Ausgestal-
tung der föderalen Ordnung von Bedeutung.543 Rechtliche Beanstan-
dungen erfolgen nur bei Verkennung der Anforderungen.544 Dieses 
tatsächliche Hindernis ist insbesondere nicht unverhältnismäßig, so-
dass es (unions)rechtlich nicht zu beanstanden ist. 
 
6.12 Ländereinheitliches Verfahren 
Das ländereinheitliche Verfahren kann aus obigen Erwägungen545 als 
effektiver Beitrag zur Kohärenz gewertet werden. 
 
6.13 Gefahrenuntersuchung 
Auch wenn eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass des GlüStV 
2012 nicht notwendig ist,546 wäre es angesichts der Neuregelung und 
Akzentuierung sinnvoll, das Ausmaß der Gefahren hinsichtlich der 
einzelnen Ziele des Gesamtzielsystems, die von den verschiedenen 
Glücksspielarten ausgehen, zu untersuchen,547 um tatsächlich effektive 
und stichhaltige Regelungen zu erlassen, die nicht v. a. auf Schätzun-
                                                
541§ 9a Abs. 1 und 2 GlüStV 2012. 
542Sinnvollerweise mitumfasst von: C.M., Rn. 59. 
543Vgl. C.M., Rn. 70. 
544Stoß, Rn. 77. 
545Siehe unter 5.1.5 und 5.2.1. 
546Stoß, Rn. 72 und 107 Gliederungspunkt i. 
547Ähnlich auch: Dederer, S. 774 sowie Europäische Kommission, Reaktion, S. 

45. 
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gen und unterschiedlichen Meinungen beruhen.548 Eine solche Unter-
suchung wäre selbst nach Erlass des GlüStV 2012 sinnvoll. Auf die 
erfolgte Weise scheint eher Intransparenz zu bestehen und der Ver-
dacht nahe, man wolle die wirklich beste Lösung aus Sicht der Gefah-
renlage gar nicht finden, sondern nur die beste Begründung für die ei-
gene Regelungsvorstellung. Als positiv ist herauszustellen, dass Er-
kenntnisse aus Evaluierungen des Glücksspielmarktes in die Rege-
lungsfindung einbezogen wurden.549 

                                                
548Europäische Kommission, Reaktion, S. 45 f. 
549Erl. GlüStV 2012, S. 16 f. unter A I 3. 
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7. Schlussbetrachtung 
7.1 Fazit 
Die Auswirkungen der EuGH-Urteile vom 08.09.2010 sind, dadurch 
dass das Monopol des GlüStV 2008 unionsrechtliche Anforderungen 
nicht erfüllt und somit als unionsrechtswidrig zu bewerten ist,550 in 
notwendigen Änderungen an bestehenden Regelungen des Glücks-
spielrechts, in den tatsächlich erfolgten Neuregelungen durch den 
GlüStV 2012 und in aufgestellten Kriterien für deren Bewertung zu 
sehen. 
 
7.1.1 Methodisch 
Für den Umgang mit EuGH-Urteilen von Seiten einer deutschen zu-
ständigen Stelle gilt: Zuerst erfolgt eine Analyse der Aussagen der Ur-
teile, und zwar offen hinsichtlich des Gemeinten. Dann erfolgt eine 
Betrachtung, welche Aussagen über die deutsche Rechtslage, deren 
Vereinbarkeit mit Unionsrecht, zu erfüllende Anforderungen und kon-
krete Verhaltensweisen getroffen werden, und zwar mit welchen Be-
gründungen und Argumentationslinien. Daraufhin wird analysiert, was 
in legislativer und administrativer Sicht zu tun ist, wie diese Handlun-
gen konkret aussehen können oder müssen und welche Spielräume 
und Möglichkeiten bestehen. Erfolgt eine Neuregelung, ist diese im 
Hinblick auf die analysierten Urteilsaussagen des EuGH zu bewerten. 
 
7.1.2 Thematisch 
Die EuGH-Urteile vom 08.09.2010 erfordern, dass die Normen und 
die tatsächliche Lage der Glücksspielarten an den gewählten Zielen 
und in gewisser Weise an dem spezifischen Gefährdungspotenzial für 
die verfolgten Ziele kohärent und systematisch auszurichten sind,551 

                                                
550 BVerwG, Urt. v. 20.06.2013, Az. 8 C 10.12, Leitsatz 1 sowie VG Stuttgart, 

Urt. v. 16.12.2010, Az. 4 K 3645/10, Leitsatz 3 und Rn. 27 f. sowie VG Halle, 
Urt. v. 11.11.2010, Az. 3 A 158/09, S. 41 und 58; siehe auch unter 4. 

551Vgl. C.M., Rn. 64 bis 68 und 71 sowie Stoß, Rn. 97 bis 100 und 106 f. 
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was mit der Neuregelung herzustellen ist. Das mitgliedstaatliche Er-
messen lässt einen Spielraum bei den (Neu-)Regelungen zu, sodass 
kein festgelegtes Schutzniveau und keine feste Abstufung dabei, wie 
restriktiv verschiedene Glücksspielarten zu regeln sind, vorgegeben 
sind.552 Die Regelung durch ein staatliches Monopol, auch auf einzel-
ne Glücksspielarten, ist dabei unionsrechtlich zulässig.553 Es gibt aus 
unionsrechtlicher Sicht erstens die Möglichkeit, Glücksspielarten kon-
sequent entsprechend ihres Suchtpotenzials zu regeln und so die 
Glücksspielart mit niedrigster Suchtgefahr, Lotterien, am weitesten für 
Private zu öffnen, diejenige mit dem höchsten Suchtpotenzial, Auto-
matenspiele, am restriktivsten zu regeln und die übrigen Glücksspiel-
arten entsprechend dazwischen zu justieren. Zweitens gäbe es die 
Möglichkeit, die Glücksspielarten mit höherem Suchtpotenzial deut-
lich restriktiver zu regeln, um der Spielsuchtbekämpfung gerecht zu 
werden, wenn man die bestehende Lage weitgehend erhalten möchte. 
Drittens denkbar ist die Möglichkeit, den gesamten Glücksspielmarkt 
an anderen oder anders gewichteten legitimen, als Rechtfertigungs-
grund anerkannten Zielen auszurichten. Das Kohärenzgebot geht nicht 
so weit, eine völlige Ausrichtung der Glücksspielregelungen an den 
verschiedenen Gefährdungslagen für das verfolgte Ziel, entsprechend 
der ersten Möglichkeit, einzufordern. Das Fehlen einer solchen Aus-
gestaltung führt also nicht zur Unverhältnismäßigkeit. Für eine kohä-
rente Verfolgung der Spielsuchtbekämpfung sehr wohl einzufordern 
sind eine gewisse Anpassung an das Gefahrenpotenzial jeder Glücks-
spielart, durch Beschränkungen und behördliches Verhalten, sowie 
eine Beachtung des Gesamtsystems aller Glücksspielarten.554 Bei Bei-
behaltung des hauptsächlichen Ziels der Spielsuchtbekämpfung in der 
Neuregelung müssen die Behörden eine konsequente Begrenzungspo-
litik zeigen.555 Bei Ausgestaltung an den Zielen der Betrugs- und 
Kriminalitätsvorbeugung und -bekämpfung ist die Schaffung eines at-
traktiven, gegenüber illegalen Glücksspielen wettbewerbsfähigen An-
                                                
552Stoß, Rn. 76, 79 f., 92 und 111 sowie C.M., Rn. 46, 58 f., 83, 85 und 104. 
553C.M., Rn. 63 sowie Stoß, Rn. 79 und 96. 
554Für die letzten sechs Sätze: siehe unter 4.1, 4.1.1, 4.1.2 und 4.1.3. 
555Siehe unter 3.3.3, 4.2.1.1 und 4.1.2.3 sowie Stoß, Rn. 83, 88, 98, 100 f. und 

106. 
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gebots, je nach Beschränkungsintensität und Gewichtung der Sucht-
bekämpfung in maßvoller Art und Weise, nötig, ebenfalls an der je-
weiligen Gefahrenlage ausgerichtet.556 Die Erlaubnisregelung des 
GlüStV 2008 erfüllt die Anforderung, objektive, vor Antragstellung 
bekannte, diskriminierungsfreie und Willkür ausschließende Kriterien 
für die Erteilung557 zu enthalten.558 Das vollständige Internetverbot 
der zur Zeit der Urteile bestehenden „alten“ Regelung, des GlüStV 
2008, wurde nicht beanstandet.559 Somit können diese Vorschriften 
auch in einer Neuregelung grundsätzlich bestehen bleiben. Für die 
Zeit bis zu einer Neuregelung folgt für unionsrechtswidrige Regelun-
gen ein absolutes Nichtanwendungsgebot, um dem Anwendungsvor-
rang des Unionsrechts gerecht zu werden.560 Das gilt für monopolim-
plementierende, -ausgestaltende und -stützende Regelungen.561 Eben-
so besteht ein striktes Sanktionsverbot für das Veranstalten oder Ver-
mitteln von Sportwetten und Lotterien ohne Erlaubnis, wenn die Er-
laubnis aufgrund der unionsrechtswidrigen Monopolregelungen nicht 
erteilt wurde oder worden wäre.562 Die Erlaubnisregelung ist mit ih-
rem von der Durchsetzung des unionsrechtswidrigen Monopols unab-
hängigen Gehalt, der nicht gegen Unionsrecht verstößt, weiter an-
wendbar. Eine Erlaubnis ist weiterhin einzuholen, darf aber nur aus 
normierten nicht unionsrechtswidrigen, monopolunabhängigen Grün-
den verwehrt werden. Auch eine Untersagung von Glücksspieltätig-
keiten ist, aber nur mit unionsrechtskonformer Begründung, weiterhin 
möglich.563 
In der tatsächlichen Neuregelung, dem GlüStV 2012, wird ein Zielsys-
tem mit neuer gleichrangiger Gewichtung eingeführt, wobei Krimina-
litätsbekämpfungsziele mehr Bedeutung erfahren.564 Die Ausgestal-
                                                
556Siehe unter 4.1.3.3, 4.2.1.2 und 3.3.4 sowie Stoß, Rn. 97 ff und 101 ff. 
557Siehe unter 3.3.9 sowie C.M., Rn. 87. 
558Siehe unter 4.1.4. 
559 Siehe unter 3.3.11 und 4.1.6 sowie C.M., Rn. 105. 
560Siehe unter 3.3.12 und 4.2.2 sowie WW, Rn. 69. 
561Siehe unter 4.2.2.1. 
562Siehe unter 3.3.13 und 4.2.2.5 sowie Stoß, Rn. 115. 
563Für die letzten drei Sätze: siehe unter 4.2.2.3 und 4.2.2.4. 
564Siehe unter 5.1.1. 
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tung der Regelungen der Glücksspielarten gliedert sich in dieses Ziel-
system ein. Auch wenn Kritik zu äußern ist, sind die Regelungen an 
sich als mit dem Unionsrecht vereinbar zu bewerten.565 Wichtig für 
die Unionsrechtskonformität dieser Regelungen ist die tatsächliche 
permanente Ausrichtung auch des administrativen Handelns an den 
Zielen des GlüStV 2012.566 Die konkrete Regelungsausgestaltung der 
Werbung für Lotterien, deren Gewinn nicht öfter als zwei Mal wö-
chentlich ermittelt wird und die einem staatlichen Monopol unterlie-
gen, muss allerdings wegen einer falschen Gewichtung der verfolgten 
Ziele und wegen zu liberaler Regelungen als inkohärent bewertet und 
somit unionsrechtlich beanstandet werden.567 Die übrigen Regelungen 
des GlüStV 2012 sind, unter der Voraussetzung einer tatsächlichen 
administrativen Zielausrichtung, als mit dem Unionsrecht vereinbar zu 
bewerten.568 Sinnvoll wäre eine Stützung der Neuregelung auf eine 
belastbare Untersuchung der Gefährdungspotenziale der Glücksspiel-
arten.569 
 
7.2 Ausblick 
Aus der Formulierung „beim gegenwärtigen Stand des Unions-
rechts“570 ist zumindest ein Hinweis für eine mögliche Harmonisie-
rung durch EU-Regelung erkennbar. Schon aus der transnationalen 
Art des Internets,571 die der EuGH erwähnt,572 folgt, dass sich der On-
line-Glücksspielmarkt besonders für grenzüberschreitende EU-
Regelungen anbietet. Von Seiten der Europäischen Kommission wer-
den derzeit aber keine Bestrebungen einheitlicher Regelungen ver-

                                                
565Für die letzten beiden Sätze: siehe unter 6 und 5.1.2. 
566Siehe unter 4.2.1 und 6.10 sowie 5.2.3 und 5.2.6; vgl. C.M., Rn. 66 und 68 

sowie Stoß, Rn. 99 f. und 106. 
567Siehe unter 6.5; vgl. auch die Feststellungen in: Stoß, Rn. 100 und die Folge 

in Stoß, Rn. 106 f. 
568Siehe unter 6 und 4.2.1. 
569Siehe unter 6.13. 
570Stoß, Rn. 112; siehe auch unter 3.4.2. 
571Vgl. unter 3.3.10; ähnlich auch: Brüning, S. 27. 
572Stoß, Rn. 86. 
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folgt, sondern Maßnahmen, die v. a. auf Zusammenarbeit der Staaten, 
Empfehlungen, Erfahrungsaustauch und Information zielen, ange-
strebt.573 Problematisch für die Kohärenz könnte eine Regelung des 
Online-Glücksspiels durch die EU deshalb sein, da die EU-Regelung 
bestimmte Ziele, ein bestimmtes Schutzniveau, bestimmte Beschrän-
kungsintensitäten, Wertungen und Abstufungen enthalten würde, jeder 
Mitgliedstaat die anderen Glücksspielregelungen möglicherweise aber 
mit anderem Schutzniveau, anderen Zielen, Beschränkungsintensitä-
ten, Wertungen und Abstufungen vornehmen würde. Aus diesem 
Grund wäre unter Umständen in einigen Mitgliedstaaten keine kohä-
rente und systematische Zielverfolgung gegeben.574 Zusammen mit 
dem bestehenden Anwendungsvorrang des Unionsrechts575 hätte dies 
zur Folge, dass zumindest die Abwägungen und Wertungen einer EU-
Regelung des Online-Glücksspiels auch in den Regelungsbereich der 
Mitgliedgliedstaaten hineinwirken würden. Dies widerspräche als 
Kompetenzerweiterung dem Prinzip der begrenzten Einzelermächti-
gung576 und dem mitgliedstaatlichen Ermessen.577 Es wäre also nur 
möglich, die Regelungskompetenz des gesamten Glücksspielrechts 
von den Mitgliedstaaten auf die EU zu übertragen. 

                                                
573Europäische Kommission, Glücksspiel sowie Europäische Kommission, Mit-

teilung Online-Glücksspiel, S. 11, 15, 17 und 19 f. 
574Für die letzten beiden Sätze: so auch Brüning, S. 27. 
575EuGH, Urt. v. 09.03.1978, Rs. 106/77 (Simmenthal), Rn. 17/18; siehe auch 

unter 2. 
576Art. 5 Abs. 1 und 2 EUV. 
577Ermessen: siehe unter 3.3.6; für die letzten beiden Sätze: Brüning, S. 28. 
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